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61 Beitritt 
der Freien Stadt Danzig zum Internationalen Telegraphenvertrage. Vom 5. 4. 1924. 
Auf Grund des Geſetzes vom 21. September 1922 (Geſetzbl. S. 444) wird hiermit verkündet: 
Die Freie Stadt Danzig iſt dem Internationalen Telegraphenvertrage von St. Peters⸗ 
burg vom 10/22. Juli 1875 beigetreten. Der Beitritt iſt mit dem 1. April 1922 in Kraft 
getreten. 
Der vorſtehende Vertrag iſt im Amtsblatt der deutſchen Telegraphenverwaltung von 1875, 
Anlage zu Nr. 45 auf S. 249 veröffentlicht. Da die Veröffentlichung mithin vor dem 10. Januar 1920 
erfolgt iſt, erübrigt ſich ein erneuter Abdruck. 
Danzig, den 5. April 1924. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Runge. Dr. Frank. 
62 Beitritt 
der Freien Stadt Danzig zum Internationalen Funktelegraphenvertrage. Vom 5. 4. 1924. 
Auf Grund des Geſetzes vom 21. September 1922 (Geſetzbl. S. 444) wird hiermit verkündet: 
Die Freie Stadt Danzig iſt dem Internationalen Funktelegraphenvertrage von London 
vom 5. Juli 1912 beigetreten. Der Beitritt iſt mit dem 22. Juni 1921 in Kraft getreten. 
Der vorſtehende Vertrag iſt im deutſchen Reichsgeſetzblatt 1913 S. 373 veröffentlicht. Da die 
Veröffentlichung mithin vor dem 10. Januar 1920 erfolgt iſt, erübrigt ſich ein erneuter Abdruck. 
Danzig, den 5. April 1924. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Runge. Dr. Frank. 
63 Beitritt g 
der Freien Stadt Danzig zu den Weltpoſtvereinsverträgen von Rom und Madrid. Vom 5. 4. 1924. 
Auf Grund des Geſetzes vom 21. September 1922 (Geſetzbl. S. 444) wird hiermit verkündet: 
Die Freie Stadt Danzig iſt beigetreten: 
A. den am 26. Mai 1906 in Rom abgeſchloſſenen Weltpoſtvereinsverträgen, nämlich 
1. dem Weltpoſtvertrag (Hauptvertrag) nebſt Schlußprotokoll, f 
2. dem Übereinkommen, betr. den Austauſch von Briefen und Käſtchen mit Wertangabe, 
nebſt Schlußprotokoll, Lu 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 11. 5. 1924.) 
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3. dem Übereinkommen, betr. den Poſtanweiſungsdienſt, nebft Schlußprotokoll, 

4. dem Vertrag, betr. den Austauſch von Poſtpaketen, nebſt Schlußprotokoll, 

5. dem Übereinkommen, betr. den Poſtauftragsdienſt, 

6. dem Übereinkommen, betr. den Poſtbezug von Zeitungen und Zeitſchriften, 

B. den am 30. November 1920 in Madrid abgeſchloſſenen Weltpoſtvereinsverträgen, nämlich 

1. dem Weltpoſtvertrag (Hauptvertrag) nebſt Schlußprotokoll, 

2. dem Wertbrief- und Wertkäſtchenabkommen nebſt Schluß protokoll, 

3. dem Poſtpaketvertrage nebſt Schlußprotokoll, 

4. dem Poſtanweiſungsabkommen nebſt Schlußprotokoll, 

5. dem Poſtauftragsabkommen nebſt Schlußprotokoll, 

6. dem Poſtzeitungsabkommen, 
dem Poſtüberweiſungsabkommen nebſt Schlußprotokoll. 

Der Beitritt zu den Weltpoſtvereinsverträgen von Rom iſt mit dem 1. Oktober 1921 und der 
Beitritt zu den Weltpoſtvereinsverträgen von Madrid mit dem 1. Januar 1922 in Kraft getreten; die 
Weltpoſtvereinsverträge von Madrid ſind mit dem 1. Januar 1922 an die Stelle der gleichzeitig außer 
Kraft tretenden Weltpoſtvereinsverträge von Rom getreten. 

Die Weltpoſtvereinsverträge von Rom ſind im deutſchen Reichsgeſetzblatt von 1907 S. 593 
bis 719 veröffentlicht. Da die Veröffentlichung mithin vor dem 10. Januar 1920 erfolgt iſt, erübrigt 
ſich ein erneuter Abdruck. 

Der Wortlaut der Weltpoſtvereinsverträge von Madrid wird nachſtehend verkündet. 
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Weltpoſtvertrag 
abgeſchloſſen zwiſchen 
Deutſchland, den Vereinigten Staaten von Amerika, den Philippinen, den übrigen Inſelbeſitzungen 
der Vereinigten Staaten von Amerila, der Argentiniſchen Republik, Oſterreich, Belgien und der 
Kolonie Belgiſch Kongo, Bolivien, Braſilien, Bulgarien, Chile, China, der Republit Kolumbien, 
der Republik Coſtarica, der Republik Kuba, Dänemark, der Dominikaniſchen Republik, Agypten, 
Ekuador, Spanien und den Spaniſchen Kolonien, Athiopien, Finland, Frankreich, Algerien, den 
franzöſiſchen Kolonien und den Proteltoraten in Indochina, der Geſamtheit der übrigen franzöſiſchen 
Kolonien, Großbritannien und verſchiedenen britiſchen Dominien, Kolonien und Protektoraten, 
Britiſch Indien, dem Auſtraliſchen Bunde, Kanada, Neuſeeland, der Südafrikaniſchen Union, Griechen⸗ 
land, Guatemala, der Republik Haiti, der Republik Honduras, Ungarn, Island, Italien und den 
italieniſchen Kolonien, Japan, Korea, der Geſamtheit der übrigen Nebengebiete Japans, der Republil 
Liberia, Luxemburg, Marokko (mit Ausſchluß der ſpaniſchen Zone), Marolko (ſpaniſche Zone), 
Mexiko, Nitaragna, Norwegen, der Republik Panama, Paraguay, den Niederlanden, Niederländiſch 
Indien, den niederländiſchen Kolonien in Amerika, Peru, Perſien, Polen, Portugal, den portu⸗ 
gieſiſchen Kolonien in Afrika, den portugieſiſchen Kolonien in Aſien und Ozeanien, Rumänien, Ruß⸗ 
land, der Republit San Marino, Salvador, dem Saargebiet, dem Königreich der Serben, Kroaten 
und Slovenen, dem Königreich Siam, Schweden, der Schweiz, der Tſchechoſlowalei, Tunis, der Türkei, 
Uruguay und den Vereinigten Staaten von Venezuela. 

Die Unterzeichneten, Bevollmächtigte der Regierungen der vorſtehend aufgeführten Länder, ſind 
auf Grund des Artikels 25 des am 26. Mai 1906 in Rom abgeſchloſſenen Weltpoſtvertrags zu einem 
Kongreß in Madrid zuſammengetreten und haben im Einvernehmen miteinander und unter Vorbehalt 
der Ratifikation dieſen Vertrag folgendermaßen geändert: 
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Artikel 1. 
Begriff „Weltpoſtverein.“ 

Die Länder, zwiſchen denen dieſer Vertrag abgeſchloſſen ift, ſowie diejenigen, die ihm in Zukunft 
beitreten, bilden für den gegenſeitigen Austauſch der Brieſſendungen zwiſchen ihren Poſtanſtalten ein 
einziges Poſtgebiet, das den Namen „Weltpoſtverein“ führt. 

Artikel 2. 
Gegenſtände des Vertrags. 

Die Beſtimmungen dieſes Vertrags erſtrecken ſich auf Briefe, einfache Poſtkarten, Poſtkacten 
mit bezahlter Antwort, Druckſachen jeder Art, Geſchäftspapiere und Warenproben, die aus einem Vereins⸗ 
land herrühren und nach einem andern Vereinsland gerichtet ſind. Sie gelten auch für den Poſtaustauſch 
dieſer Sendungen zwiſchen den Vereinsländern und den dem Verein nicht angehörenden Ländern, wenn 
an dem Austauſch mindeſtens zwei der vertragſchließenden Länder beteiligt ſind. 

Artikel 3. 
Beförderung der Brieſpoſten zwiſchen angrenzenden Ländern; Leiſtungen dritter Verwaltungen. 

1. Die Poſtverwaltungen angrenzender oder ſolcher Länder, die unmittelbar miteinander in 
Verbindung treten können, ohne ſich der Vermittlung einer dritten Verwaltung zu bedienen, regeln in 
gegenſeitigem Einvernehmen die Bedingungen der Beförderung ihrer Briefpoiten über die Grenze oder 
von einer Grenze zur anderen. 

2. Wenn keine andere Abmachung beſteht, gelten als Leiſtungen dritter Verwaltungen die See⸗ 
beförderungen, die unmittelbar zwiſchen zwei Ländern durch die von einem von ihnen abhängigen Poſt⸗ 
dampfer oder anderen Schiffe beſorgt werden. Dieſe Beförderungen ſowie diejenigen, die zwiſchen zwei 
Poſtanſtalten ein und desſelben Landes durch die von einem anderen Lande abhängigen See- oder 
Landpoſtverbindungen beſorgt werden, unterliegen den Beſtimmungen des folgenden Artikels. 

3. Die hohen vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, den zu regelmäßigen Poſtbeförderungen 
benutzten Schiffen eines Vereinslandes für Vorteile oder Vorrechte, die zugunſten irgendeiner Klaſſe von 
Handelsſchiffen, namentlich hinſichtlich der Förmlichkeiten und der Behandlung bei Abfahrt oder Ankunft, 
beſtehen oder noch gewährt werden, keine beſonderen Laſten auf dem Gebiet des Poſtdienſtes aufzuerlegen. 

Artikel 4. 
Durchgangs- und Lagerkoſten. 

1. Die Freiheit des Durchgangs iſt im geſamten Vereinsgebiet gewährleiſtet. z 

Die Verwaltungen haben das Recht, den Poſtverkehr mit jedem Lande einguitellen, das die 
Beſtimmungen des vorſtehenden Abſatzes nicht beachtet. Von dieſer Maßnahme müſſen ſie der beteiligten 
Verwaltung vorher telegraphiſch Mitteilung machen. i | 

2. Die verſchiedenen Vereins⸗Poſtverwaltungen können durch Vermittlung einer oder mehrerer 
von ihnen je nach dem Verkehrsbedürfnis und den Erforderniſſen des Poſtdienſtes einander geſchloſſene 
Briefpoften oder Briefſchaften in offenem Durchgang überſenden. 

3. Briefſchaften, die zwiſchen zwei Vereinsverwaltungen in geſchloſſenen Briefpoſten durch die 
Poſtverbindungen einer oder mehrerer anderer Vereinsverwaltungen ausgetauſcht werden, unterliegen 
zugunſten jedes der Durchgangsländer oder der Länder, deren Poſtverbindungen bei der Beförderung 
beteiligt ſind, den nachſtehenden Durchgangskoſten: 

1. für die Landbeförderung: 
a) 1 Franken 50 Centimen für das Kilogramm Briefe und Poſtkarten und 20 Centimen für 
das Kilogramm anderer Sendungen, wenn die zurückgelegte Entfernung 3000 Kilometer 
nicht überſteigt; 
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b) 3 Franken für das Kilogramm Briefe und Poſtkarten und 40 Centimen für das Kilo- 
gramm anderer Sendungen, wenn die zurückgelegte Entfernung größer als 3000 Kilometer 
iſt, aber 6000 Kilometer nicht überſteigt; 5 

e)”4 Franken 50 Centimen für das Kilogramm Briefe und Poſtkarten und 60 Centimen für 
das Kilogramm anderer Sendungen, wenn die zurückgelegte Entfernung größer als 
6000 Kilometer iſt, aber 9000 Kilometer nicht überſteigt; , 

d) 6 Franken für das Kilogramm Briefe und Poſtkarten und 80 Centimen für das Kilogramm 
anderer Sendungen, wenn die zurückgelegte Entfernung 9000 Kilometer überſteigt. 

2. für die Seebeförderung: 

a) 1 Franken 50 Centimen für das Kilogramm Briefe und Poſtkarten und 20 Centimen für 
das Kilogramm anderer Sendungen, wenn die Beförderungsſtrecke 300 Seemeilen nicht 
überſteigt. Die Seebeförderung für eine Strecke von nicht mehr als 300 Seemeilen iſt 
jedoch unentgeltlich, wenn die beteiligte Verwaltung für die Beförderung der Briefpoſten 

ſchon die Landdurchgangsvergütung empfängt; 

b) 4 Franken für das Kilogramm Briefe und Poſtkarten und 50 Centimen für das Kilo- 
gramm anderer Sendungen bei Beförderungsſtrecken von mehr als 300 Seemeilen 
zwiſchen europäiſchen Ländern, zwiſchen Europa und den afrikaniſchen und aſiatiſchen Hafen- 
plätzen am Mittelmeer und am Schwarzen Meer oder zwiſchen dieſen Hafenplätzen unter- 
einander und zwiſchen Europa und Nordamerika. Die gleichen Sätze gelten in dem ge— 
ſamten Bereich des Vereins für die Beförderungen zwiſchen zwei Hafenplätzen ein und 
desſelben Staates ſowie zwiſchen den durch ein und dieſelbe Dampferlinie miteinander 
verbundenen Hafenplätzen zweier Staaten, wenn die Seebeförderung nicht mehr als 
1500 Seemeilen beträgt; | 

o) 8 Franken für das Kilogramm Briefe und Poſtkarten und 1 Franken für das Kilogramm 
anderer Sendungen für alle Beförderungen, die nicht zu den in den vorſtehenden Abſätzen 
a und b aufgeführten Fällen gehören. 

Wenn die Seebeförderung von zwei oder mehreren Verwaltungen beſorgt wird, dürfen die Koſten 
für die geſaute Beförderung 8 Franken für das Kilogramm Briefe und Poſtkarten und 1 Franken für 
das Kilogramm anderer Sendungen nicht überſteigen. Dieſe Koſten werden unter die Verwaltungen, 
die an der Beförderung teilnehmen, nach dem Verhältnis der zurückgelegten Entfernungen verteilt; doch 
können hierüber zwiſchen den Beteiligten abweichende Vereinbarungen getroffen werden. 

4. Werden geſchloſſene Briefpoften, die von einem Poſtdampfer angebracht werden und von 
einem anderen Poſtdampfer zu übernehmen ſind, in einem Hafen gelagert, ſo iſt hierfür zugunſten der 
Poſtverwaltung des Lagerorts eine Vergütung von 50 Centimen für den Sack zu zahlen, ſofern dieſe 
Verwaltung nicht ſchon eine Land- oder Seedurchgangsvergütung erhält. Die einfache Überladung von 
Dampfer zu Dampfer iſt koſtenfrei. 

5. Brieſſchaften, die in offenem Durchgang zwiſchen zwei Vereinsverwaltungen ausgetauſcht 
werden, unterliegen ohne Rückſicht auf Gewicht und Beſtimmungsland folgenden Durchgangskoſten: 


Briefe Sch . 6 Centimen das Stück; 
Poſt karten 21/, Centimen das Stück; 
andere Sendungen 2 ½ Centimen das Stück. 


6. Die in dieſem Artikel angegebenen Durchgangsſätze gelten nicht für Poſtbeförderungen inner- 
halb des Vereins durch ſolche außergewöhnlichen Verbindungen, die von einer Verwaltung auf Verlangen 
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einer oder mehrerer anderen Verwaltungen beſonders hergeſtellt oder unterhalten werden. Die Be⸗ 
dingungen für dieſe Art von Poſtbeförderungen werden zwiſchen den beteiligten Verwaltungen in freier 
Vereinbarung geregelt. ; 

Außerdem wird überall, wo der Land- oder Seedurchgang gegenwärtig unentgeltlich oder unter 
vorteilhafteren Bedingungen ſtattfindet, dies Verhältnis beibehalten. 

7. Die Durchgangs- und Lagerkoſten find von der Verwaltung des Urſprungslandes zu tragen. 

8. Die Abrechnung über dieſe Koſten erfolgt auf Grund von Nachweiſungen, die alle drei Jahre 
während eines 28 tägigen Zeitraums aufgeſtellt werden; der Zeitraum iſt durch die Vollzugsordnung zu 
dieſem Vertrag zu beſtimmen. 

9. Befreit von jeglichen Land⸗ und Seedurchgangskoſten find die in den Së 3 und 4 des 
nachfolgenden Artikels 13 erwähnten Briefſendungen, die nach dem Urſprungsland zurückgeſandten 
Antwortpoſtkarten, die nachgeſandten oder unrichtig geleiteten Sendungen, die unbeſtellbaren Sendungen 
die Rückſcheine, ferner die Poſtanweiſungen und alle anderen poſtdienſtlichen Papiere. 


10. Wenn das aus den Abrechnungen über die Durchgangs und Lagerkoſten zwiſchen zwei 
Verwaltungen feſtgeſtellte jährliche Guthaben nicht mehr als 1000 Franken beträgt, ſo iſt die ſchuldende 
Verwaltung von jeder Zahlung in dieſer Beziehung befreit. 

Artikel 5. 
Luftpoſtverkehr. 

Die für die Beförderung von Briefſendungen zwiſchen zwei oder mehreren Ländern eingerichteten 
Luftpoſtverbindungen gelten als außergewöhnliche Verbindungen im Sinne von Artikel 4 8 6. 

Die Beförderungsbedingungen werden in freier Vereinbarung zwiſchen den beteiligten Ver⸗ 
waltungen geregelt, indes ſind die Koſten für die Benutzung der einzelnen Luftpoſtverbindung gleich 
hoch für alle Verwaltungen, die an den Betriebskoſten nicht beteiligt ſind. 

Artikel 6. : 
Beförderungsgebühren; Zuſchläge und allgemeine Verſendungsbedingungen. 

1. Die Beförderungsgebühren für Poſtſendungen im geſamten Vereinsgebiet, einſchließlich ihrer 
Beſtellung in den Vereinsländern, in denen ein Beſtellungsdienſt beſteht oder ſpäter eingerichtet wird, 
werden für den Fall der Freimachung wie folgt feſtgeſetzt: 

1. für den Brief bis zum Gewicht von 20 Gramm einſchließlich auf 50 Centimen und für jede 

weiteren 20 Gramm oder einen Teil von 20 Gramm auf 25 Centimen; 

2. für die einfache Poſtkarte oder für jeden der beiden Teile der Poſtkarte mit bezahlter Antwort 
auf 30 Centimen; 

3. bei Druckſachen jeder Art, Geſchäftspapieren und Warenproben für jeden mit einer beſonderen 
Auſſchrift verſehenen Gegenſtand oder jede derartige Sendung und für je 50 Gramm oder 
einen Teil von 50 Gramm auf 10 Centimen; doch darf der Gegenſtand oder die Sendung 
weder einen Brief noch einen geſchriebenen Vermerk, der die Eigenſchaft einer eigentlichen 
und perſönlichen Mitteilung hat, enthalten und muß derart beſchaffen ſein, daß der Inhalt 
leicht geprüft werden kann. 

Die Gebühr für Geſchäftspapiere darf nicht weniger als 50 Centimen, die Gebühr für Waren- 

proben nicht weniger als 20 Centimen für jede Sendung betragen. 

Für die Blindenſchriftſendungen gilt eine Gebühr von 5 Centimen für je 500 Gramm oder 
einen Teil von 500 Gramm. : 

2. Außer den im vorſtehenden Paragraphen feſtgeſetzten Gebühren kann für jede Sendung, die 
mit Poſtverbindungen von Nichtvereinsverwaltungen oder mit außergewöhnlichen Verbindungen innerhalb 
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des Vereins befördert wird, die zu beſonderen Koſten Anlaß geben, ein dieſen Koſten entſprechender 


Zuſchlag erhoben werden. 


Wird dieſer Zuſchlag für die freigemachte einfache Poſtkarte erhoben, ſo gilt er auch für jeden 
Teil der Poſtkarte mit bezahlter Antwort. 

Für poſtlagernde Sendungen kann das Beſtimmungsland einen beſonderen Zuſchlag nach ſeinen 
inneren Vorſchriften erheben. Im Falle der Nachſendung oder Unbeſtellbarkeit wird der Zuſchlag 
geſtrichen. 

3. Für nicht⸗ oder unzureichend freigemachte Brieſſendungen jeder Art wird vom Empfänger das 
Doppelte des Fehlbetrags eingezogen, doch niemals weniger als 30 Centimen. 

4. Andere Gegenſtände als Briefe und Poſtkarten müſſen wenigſtens teilweiſe freigemacht ſein. 

Die Befugnis, Briefe, Poſtkarten und andere Sendungen nicht oder nur teilweiſe freizumachen, 
beſteht nicht, wenn die offenbare Abſicht vorliegt, die Freimachung zu umgehen. 

5. Briefe dürfen nicht mehr als 2 Kilogramm wiegen. Ihre Ausdehnung darf an keiner Seite 
45 Zentimeter oder bei Rollenform 75 Zentimeter in der Länge und 10 Zentimeter im Durchmeſſer 
überſchreiten. 

6. Warenproben dürfen keinen Gegenſtand von Handelswert enthalten; ſie ſollen nicht über 
500 Gramm ſchwer ſein und in ihren Ausdehnungen 30 Zentimeter in der Länge, 20 Zentimeter in 
der Breite und 10 Zentimeter in der Höhe oder, wenn ſie Rollenform haben, 30 Zentimeter in der 
Länge und 15 Zentimeter im Durchmeſſer nicht überſchreiten. 

7. Geſchäftspapiere und Druckſachen ſollen das Gewicht von 2 Kilogramm nicht überſchreiten 
und an keiner Seite eine Ausdehnung von mehr als 45 Zentimeter haben. Jedoch können Sendungen 
in Rollenform, deren Durchmeſſer 10 Zentimeter und deren Länge 75 Zentimeter nicht überſteigt, zur 
Poſtbeförderung zugelaſſen werden. 

Blindenſchriftſendungen und einzeln verſandte Druckbände können bis 3 Kilogramm ſchwer ſein, 
dürfen aber die für die anderen Gattungen von Druckſachen vorgeſehenen Abmeſſungen nicht überſchreiten. 

8. Ausgeſchloſſen von der ermäßigten Gebühr ſind, ſoweit die Vollzugsordnung dieſes Vertrags 
nicht Ausnahmen zuläßt, die zu Freimachungszwecken dienenden Marken und Vordrucke, gleichviel ob ſie 
entwertet ſind oder nicht, ferner alle Druckſachen, wenn ſie die Merkmale eines Wertzeichens oder 
Wertpapiers aufweiſen. 

Artikel 7. 
Einſchreibſendungen; Rückſcheine; Nachfragen. 


1. Die im Artikel 6 bezeichneten Sendungen können unter Einſchreibung verſandt werden. 

Jedoch dürfen die Abſender von Poſtkarten mit Antwort die mit dieſen verbundenen Antwort— 
teile nicht einſchreiben laſſen. 

2. Für jede Einſchreibſendung hat der Abſender zu entrichten: 

1. die gewöhnliche Gebühr für eine freigemachte Sendung gleicher Gattung; 
2. eine feſte Gebühr von höchſtens 50 Centimen für die Einſchreibung einſchließlich der Aus— 
fertigung eines Einlieferungsſcheins für den Abſender. 

3. Der Abſender kann über die Aushändigung einer Einſchreibſendung eine Beſcheinigung (Rüd- 
ſchein) erhalten, wenn er bei der Einlieferung eine feſte Gebühr zahlt, die höchſtens 50 Centimen betragen 
darf. Das Doppelte dieſer Gebühr kann erhoben werden für nachträglich verlangte Rückſcheine ſowie 
für Nachfragen nach gewöhnlichen und eingeſchriebenen Sendungen. Für Nachfragen nach eingeſchriebenen 
Sendungen wird keine Gebühr erhoben, wenn der Abſender ſchon die beſondere Gebühr für einen Rück⸗ 


| ſchein gezahlt hat. 
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Artikel 8. 
Nachnahmeſendungen. 

1. Einſchreibſendungen können im Verkehr zwiſchen den Ländern mit Nachnahme belaſtet werden, 
deren Verwaltungen die Ausführung eines ſolchen Dienſtes vereinbaren. 

Nachnahmeſendungen unterliegen derſelben Behandlung und denſelben Gebühren wie Einſchreib⸗ 
ſendungen. s 

Der Abſender zahlt außerdem eine feſte Nachnahmegebühr von 10 Centimen. 

Der Meiſtbetrag der Nachnahme iſt gleich dem Meiſtbetrag für Poſtanweiſungen nach dem 
Aufgabeland der Nachnahmeſendung. 

Wenn keine andere Vereinbarung zwiſchen den beteiligten Verwaltungen beſteht, wird der 
Nachnahmebetrag in der Währung des Beſtimmungslandes ausgedrückt. 

2. Unter dem gleichen Vorbehalt iſt der vom Empfänger eingezogene Betrag nach Abzug einer 
Einziehungsgebühr von 15 Centimen und der gewöhnlichen Poſtanweiſungsgebühr, die nach dem ver⸗ 
bleibenden Betrag zu berechnen iſt, dem Abſender durch Poſtanweiſung zu überſenden. 

Nachnahmepoſtanweiſungen, die aus irgendeinem Grunde an die Empfänger nicht ausgezahlt 
worden ſind, kommen nicht der Verwaltung des Aufgabelandes der Poſtanweiſungen zugute; der Betrag 
dieſer Poſtanweiſungen fällt vielmehr nach Ablauf der geſetzlichen Verjährungsfriſt endgültig an die 
Verwaltung des Aufgabelandes der Nachnahmeſendungen. 

In jeder anderen Hinſicht unterliegen die Nachnahmepoſtanweiſungen den Beſtimmungen des 
Poſtanweiſungsabkommens. 

3. Im Falle des Verluſtes einer mit Nachnahme belaſteten Einſchreibſendung iſt die Poſt dem 
Abſender nach den Vorſchriften, die im nachfolgenden Artikel 10 für Einſchreibſendungen getroffen ſind, 
zur Erſatzleiſtung verpflichtet. N 

4. Für die vom Empfänger ordnungsmäßig eingezogenen Beträge (abzüglich der Poſtanweiſungs⸗ 
und der Einziehungsgebühr) wird dem Abſender wie für Poſtanweiſungen nach dem Poſtanweiſungs⸗ 
abkommen gehaftet. Nicht gehaftet wird im Falle des nachfolgenden Artikels 10 $ 1 Abſ. 2. 

5. Iſt die Nachnahmeſendung dem Empfänger ohne Einziehung des Nachnahmebetrags aus⸗ 
gehändigt worden, ſo hat der Abſender Anſpruch auf eine Entſchädigung, ſofern die Unterlaſſung der 
Einziehung nicht auf eine Schuld oder Fahrläſſigkeit von ſeiner Seite zurückzuführen iſt. Die Entſchädigung 
darf keinesfalls den Betrag der Nachnahme überſteigen. Dieſelben Vorſchriften gelten, wenn die vom 
Empfänger eingezogene Summe niedriger iſt als der angegebene Nachnahmebetrag. Durch Zahlung der 
Entſchädigung tritt die Verwaltung in die Rechte des Abſenders ein bezüglich aller etwaigen Anſprüche 
gegen den Empfänger oder Dritte. | 

Verantwortlich iſt die Verwaltung des Beſtimmungslandes, wenn ſie nicht beweiſen kann, daß 
die Unterlaſſung der Einziehung oder die Einziehung eines zu geringen Betrags auf die Nichtbeachtung 
einer Dienſtvorſchrift durch die Aufgabeverwaltung zurückzuführen iſt. 

6. Iſt der vom Empfänger ordnungsmäßig eingezogene Nachnahmebetrag dem Abſender nicht 
überſandt worden, ſo kann die Aufgabeverwaltung der Nachnahmeſendung dieſen Betrag dem Berechtigten 
zahlen, und zwar ſpäteſtens nach Jahresfriſt, vom Tage nach der Nachfrage an gerechnet. Dieſe Zahlung 
erfolgt für Rechnung der Beſtimmungsverwaltung. Die etwaige Entſchädigung für Nachnahmeſendungen, die 
dem Empfänger ohne Einziehung des Betrags oder gegen Einziehung eines zu geringen Betrags ausgehändigt 
oder deren Summen in betrügeriſcher Weiſe eingezogen ſind, ſoll dem Berechtigten durch die Aufgabe⸗ 
verwaltung in der nämlichen Friſt gezahlt werden. Auch dieſe Zahlung erfolgt für Rechnung der Be- 
ſtimmungsverwaltung, wenn ſie nach den Vorſchriften des vorſtehenden § 5 verantwortlich ift. Das 
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gleiche gilt, wenn die ordnungsmäßig mit der Sache befaßte Beſtimmungsverwaltung ſechs Monate hat 
verſtreichen laſſen, ohne die Sache zu erledigen. Im Verkehr mit überſeeiſchen Ländern beträgt dieſe 
Friſt neun Monate. In dieſen Friſten ift die $ Zeit für die Beförderung des Nachfrageſchreibens an die 
Beſtimmungsverwaltung und die Rückſendung an die Aufgabeverwaltung eingeſchloſſen. 

Die Aufgabeverwaltung kann die Entſchädigung des Abſenders ausnahmsweiſe über dieſe Friſten 
hinausſchieben, wenn ſie bei deren Ablauf über den Verbleib der e oder über die Frage 
der Verantwortlichkeit noch nicht ſicher unterrichtet iſt. 

Die Beſtimmungsverwaltung iſt gehalten, der Aufgabeverwaltung die unter den Bedingungen 
des vorſtehenden § 5 verauslagten Beträge zu erſtatten. 


Artikel 9. 
Poſtausweiskarten. 

1. Jede Verwaltung kann an Perſonen, die ein entſprechendes Verlangen ſtellen, Ausweiskarten 
ausgeben, die in allen Beziehungen mit den Poſtanſtalten als vollgültiger Ausweis dienen ſollen. Dieſe 
Karten gelten in allen Vereinsländern mit Ausnahme derjenigen, die ihre Nichtteilnahme an dieſem 

Dienſte bekanntgeben. 
R 2. Die Verwaltung, die eine Ausweiskarte ausgibt, kann dafür eine Gebühr erheben, die in 
Freimarken auf der Karte zu verrechnen iſt. Die Gebühr darf nicht mehr als 1 Franken betragen. 

3. Die Verwaltungen ſind von jeder Verantwortlichkeit befreit, wenn feſtgeſtellt wird, daß die 
Aushändigung einer Poſtſendung oder die Auszahlung einer Poſtanweiſung auf die Vorzeigung einer 
ordnungsmäßigen Ausweiskarte hin erfolgt iſt. 

4. Der Inhaber einer Ausweiskarte iſt für die Folgen verantwortlich, die der Verluſt, die 
Unterſchlagung oder die betrügeriſche Verwendung der Karte nach ſich ziehen können. 

5. Die Ausweiskarte gilt 2 Jahre vom Tage der Ausſtellung an. Wenn das Ausſehen des 
Inhabers ſich während der Gültigkeitsdauer derart verändert hat, daß es mit dem Lichtbild oder der 


Perſonbeſchreibung nicht mehr übereinſtimmt, ſo iſt die Karte noch vor vom der Gültigkeitsdauer 


zu erneuern. 
Artikel 10. 
Gewährleiſtung für Einſchreibſendungen. 

1. Geht eine Einſchreibſendung verloren, ſo hat der Abſender, den Fall höherer Gewalt aus⸗ 
genommen, Anſpruch auf eine Entſchädigung von 50 Franken. 8 

Die Verwaltungen find jedoch von jeder Verantwortlichkeit für den Verluſt von Einfchreib- 
kendungen befreit, deren Inhalt unter die im Artikel 18 § 2 dieſes Vertrags vorgeſehenen Verbote fällt. 

2. Die Länder, die bereit ſind, für den durch höhere Gewalt entſtehenden Schaden einzuſtehen, 
ſönnen hierfür vom Abſender einen Zuſchlag von höchſtens 50 Centimen für jede Einſchreibſendung erheben. 

3. Die Verpflichtung zur Zahlung des Erſatzbetrags liegt der Verwaltung ob, der die Aufgabe- 
Poſtanſtalt angehört. Dieſer Verwaltung bleibt der Rückgriff auf die verantwortliche Verwaltung, d. h. 
auf diejenige vorbehalten, in deren Gebiet oder Dienſtbereich die Sendung verloren gegangen iſt. 

Wenn im Gebiet oder Dienſtbereich eines Landes, das für den im vorhergehenden Paragraphen 
erwähnten Schaden eintritt, eine aus einem anderen Lande herrührende Einſchreibſendung infolge höherer 
Gewalt verloren geht, fo ift das Land, in dem der Verluſt vorgekommen ift, der Aufgabeverwaltung 


gegenüber hierfür verantwortlich; es wird dabei vorausgeſetzt, daß dieſe Verwaltung ihrerſeits die Erſatz⸗ | 


verbindlichkeit im Falle der höheren Gewalt ihren Abſendern gegenüber übernimmt. 
4. Bis zum Nachweis des Gegenteils liegt die Verantwortlichkeit derjenigen Verwaltung ob, welche 


die Sendung unbeanſtandet übernommen hat und, nachdem ſie in den Beſitz aller vorſchriſtsmäßigen | 
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Unterlagen für die Nachforſchungen gejegt worden ift, weder die Aushändigung an den Empfänger noch 
die vorſchriftsmäßige Weitergabe an die folgende Verwaltung nachweiſen kann. Die Verantwortlichkeit 
für poſtlagernde oder ſonſt zur Abholung bereitgehaltene Sendungen hört auf, ſobald ſie an eine Perſon 
ausgehändigt ſind, die ſich nach den im Beſtimmungsland geltenden Vorſchriften ausgewieſen hat und 
deren Namen und Eigenſchaft mit den Angaben in der Aufſchrift übereinſtimmen. 

5. Der Erſatzbetrag ſoll von der Verwaltung des Aufgabegebiets ſobald als möglich und ſpäteſtens 
innerhalb ſechs Monaten vom Tage der Nachfrage an gerechnet, gezahlt werden. Im Verkehr mit über⸗ 
ſeeiſchen Ländern beträgt dieſe Friſt neun Monate. 

Die Aufgabeverwaltung kann die Erſatzleiſtung ausnahmsweiſe über dieſe Friſten hinausſchieben, 
wenn ſie bei deren Ablauf über den Verbleib der vermißten Sendung noch nicht ſicher unterrichtet oder 
wenn die Frage, ob der Verluſt auf höherer Gewalt beruht, noch nicht geklärt iſt. 

Die Aufgabeverwaltung ift jedoch berechtigt, den Abſender für Rechnung der Zwiſchen⸗ oder der 
Beſtimmungsverwaltung zu entſchädigen, wenn dieſe, nachdem die Sache ordnungsmäßig anhängig gemacht 
worden iſt, ſechs und im Verkehr mit überſeeiſchen Ländern neun Monate hat verſtreichen laſſen, ohne 
ſie zu erledigen. 

Die veranwortliche oder diejenige Verwaltung, für deren Rechnung eine Zahlung gemäß vor⸗ 
ſtehendem Abſatz geleiſtet wird, iſt verpflichtet, der Aufgabeverwaltung den Erſatzbetrag und gegebenen- 
falls die Zinſen innerhalb drei Monaten nach erfolgter Benachrichtigung zu erſtatten. Die Erſtattung 
geſchieht ohne Koſten für die Gläubigerverwaltung durch Poſtanweiſung, durch Wechſel oder in Münzen, 
die im Gläubigerland umlauffähig ſind. Nach Ablauf der drei Monate verzinſt ſich die der Aufgabe. 
verwaltung geſchuldete Summe mit jährlich 7 v. H., und zwar vom Tage des Ablaufs dieſer Friſt an. 

Wenn eine Verwaltung, deren Verantwortlichkeit gehörig feſtgeſtellt iſt, anfangs die Zahlung 
der Entſchädigung abgelehnt hat, jo muß fie außerdem alle Nebenkoſten tragen, die aus der nicht gerecht⸗ 
fertigten Verzögerung der Zahlung entſtehen. 

6. Der Anſpruch auf Entſchädigung ſoll nur zuläſſig ſein, wenn er innerhalb eines Jahres, vom 
Tage nach der Aufgabe der Einſchreibſendung an gerechnet, erhoben wird; nach Ablauf dieſes Zeitraums 
kann der Antragſteller keine Entſchädigung mehr beanſpruchen. 

7. Wenn ſich der Verluſt während der Beförderung ereignet hat, ohne daß das Land ermittelt 
werden kann, in deſſen Gebiet oder Dienſtbereich dies geſchehen iſt, ſo wird der Schaden von den 
beteiligten Verwaltungen zu gleichen Teilen getragen. 

8. Die Verwaltungen find nicht mehr verantwortlich für Einſchreibſendungen, die die Empfangs- 
berechtigten gegen Quittung in Empfang genommen haben, oder über die kein Nachweis geführt werden 
kann, weil die Dienſtpapiere durch höhere Gewalt vernichtet ſind. 


Artikel 11. 
Zurüctziehung von Briefsendungen; Anderung der Auſſchrift oder der Verſendungsbedingungen. 
1. Der Abſender kann eine Brieſſendung, ſolange fie dem Empfänger noch nicht ausgehändigt 
it, zurückziehen oder ihre Auſſchrift ändern laffen. 
2. Ein ſolches Verlangen wird brieflich oder telegraphiſch auf Kosten des Abſenders übermittelt. 
Dieſer hat zu entrichten: 
| i. wenn die Übermittlung brieflich erfolgt, die Gebühr für einen einfachen Einſchreibbrief; 
2, wenn die Übermittlung auf telegraphiſchem Wege geſchieht, die Telegraphengebühr nach dem 
gewöhnlichen Tarif. 
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3. Der Abſender einer mit Nachnahme belaſteten Einſchreibſendung kann unter den Bedingungen 
die für die Anträge auf Anderung der Aufſchrift feſtgeſetzt ſind, die Streichung oder Ermäßigung des 
Nachnahmebetrags verlangen. 

; Artikel 12. 

Feſtſetzung der Gegenwerte für die Gebührenerhebung und für die Abrechnungen. 

Der als Grundlage für die Poſtgebührenſätze angenommene Frank iſt der Goldfrank, deſſen 
Wert gleich iſt der Menge Goldes (nach Gewicht und Feingehalt), wie ſie dem Münzfuß der Länder, die 
den Franken als Münzeinheit haben, nach der geltenden Geſetzgebung entſpricht. 

Dem Werte des Goldfranken haben alle Vereinsländer die Gegenwerte der Gebühren in der 
eigenen Währung ſo genau wie möglich anzupaſſen. 

Rechnungen, wie ſie ſich im wechſelſeitigen Verkehr der Poſtverwaltungen der einzelnen Länder 
in Ausführung der Beſtimmungen dieſes Vertrags ergeben, werden auf der Grundlage des Gold— 


franken beglichen. 
Artikel 13. 


Freimachung der Sendungen; Antwortſcheine; Gebührenfreiheit. 

1. Die Sendungen jeder Art können durch die im Aufgabeland für die Briefſendungen des 
allgemeinen Verkehrs gültigen Poſtwertzeichen oder durch Stempelabdruck (Freiſtempel) der amtlich 
zugelaſſenen und unter unmittelbarer Aufſicht der Verwaltung arbeitenden Freimachungsmaſchinen frei⸗ 
gemacht werden. : 

Als gültig freigemacht werden die Antwortpoſtkarten angeſehen, auf denen ſich Poſtwertzeichen 
des Urſprungslandes dieſer Karten befinden, ferner Sendungen, die für die erſte Beförderungsſtrecke 
richtig freigemacht waren und für die die Ergänzungsgebühr vor der Nachſendung entrichtet worden iſt, 
ebenſo die Zeitungen oder Zeitungspakete, die in der Aufſchrift die Bezeichnung „Abonnements- poste“ 
oder eine gleichbedeutende Angabe tragen und auf Grund des im Artikel 21 dieſes Vertrags vorgeſehenen 
beſonderen Abkommens über den Zeitungsbezug verſandt werden. 

2. Antwortſcheine können in den Ländern verkauft werden, deren Verwaltungen den Betrieb 
übernommen haben. Der Mindeſtverkaufspreis eines Antwortſcheins beträgt 50 Centimen oder den 
gleichen Wert dieſer Summe in der Währung des verkaufenden Landes. 

Ein ſolcher Schein kann in jedem Vereinsland gegen ein oder mehrere Poſtwertzeichen im 
Geſamtwert der Gebühr für einen einfachen Auslandsbrief umgetauſcht werden. Der Umtauſch muß 
jedoch vor Ablauf des auf die Ausgabe folgenden zweiten Monats ſtattfinden; im Verkehr mit über: 
ſeeiſchen Ländern wird diefe rift um vier Monate verlängert. Die Vollzugsordnung beſtimmt die 
ſonſtigen Bedingungen dieſes Umtauſches, insbeſondere die Beteiligung des Internationalen Büros an 
der Herſtellung und Verſendung der Scheine ſowie an der Abrechnung. 

3. Die auf den Poſtdienſt bezüglichen amtlichen Briefjendungen zwiſchen den Poſtverwaltungen 
untereinander, zwiſchen dieſem und dem Internationalen Büro des Weltpoſtvereins, zwiſchen den Poft- 
anſtalten der Vereinsländer und zwiſchen dieſen Poſtanſtalten und den Verwaltungen werden gebühren- 
frei befördert. 

4. Dasſelbe gilt für Brieſſendungen, die fih auf Kriegsgefangene beziehen und unmittelbar oder 
mittelbar von den Auskunftsſtellen über Kriegsgefangene aufgeliefert werden oder für ſie beſtimmt find- 
Solche Auskunftsſtellen können in den kriegführenden Ländern oder in neutralen Ländern, die Krieg“ 
führende auf ihrem Gebiet aufgenommen haben, eingerichtet werden. 

Brieſſendungen ohne Nachnahme, die für Kriegsgefangene beſtimmt find oder von ihnen abgeſandt 
werden, ſind gleichfalls von allen Poſtgebühren im Aufgabe- und im Beſtimmungsland ſowie in den 

Zwiſchenländern befreit. 
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g Die in ein neutrales Land aufgenommenen und daſelbſt untergebrachten Kriegführenden find 
hinſichtlich der Anwendung der obigen Beſtimmungen mit den eigentlichen Kriegsgefangenen gleichgeſtellt. 

5. Briefſendungen, die auf offenem Meere durch Schiffsbriefkaſten oder zu Händen der an Bord 
befindlichen Poſtbeamten oder der Schiffsführer, aufgeliefert werden, können vorbehaltlich abweichender 
Vereinbarung zwiſchen den beteiligten Verwaltungen mit Poſtwertzeichen und nach dem Tarif des Landes 
freigemacht werden, dem das Schiff angehört oder deſſen Flagge es führt. Geſchieht die Auflieferung 
an Bord während des Aufenthalts am Anfangs- oder Endpunkt der Fahrt oder in einem der Zwiſchen⸗ 
hafen, ſo iſt die Freimachung nur mit Wertzeichen und nach dem Tarif des Landes gültig, in deſſen 
Gewäſſern ſich das Schiff befindet. 

Artikel 14. 
Gebührenbezug. 

1. Jede Verwaltung behält unverkürzt die von ihr auf Grund der verſchiedenen Artikel dieſes 
Vertrags erhobenen Summen mit Ausnahme der Vergütung für die im $ 2 des Artikels 8 bezeichneten 
Poſtanweiſungen und der für Antwortſcheine (Artikel 13) vereinnahmten Beträge. 

2. Daher findet unter den im 81 dieſes Artikels gemachten Vorbehalten zwiſchen den verſchiedenen 
Vereinsverwaltungen keine Abrechnung über die erhobenen Beträge ſtatt. 

3. Für Briefe und andere Poſtſendungen dürfen weder im Urſprungs- noch im Beſtimmungs⸗ 
land vom Abſender oder Empfänger andere als die in dieſem Vertrag vorgeſehenen Poſtgebühren 
erhoben werden. > 

Artikel 15. 
Eilſendungen. 

1. Auf Verlangen des Abſenders werden Brieffendungen jeder Art ſogleich nach ihrer Ankunft 
dem Empfänger durch beſonderen Boten in den Vereinsländern zugeſtellt, die bereit ſind, ſich mit dieſem 
Dienſtzweig zu befaſſen. 

2. Solche Sendungen werden als „Eilſendungen“ bezeichnet und unterliegen einer beſonderen 
Beſtellgebühr, die auf 1 Franken feſtgeſetzt iſt und vom Abſender neben der gewöhnlichen Gebühr zum 
vollen Betrag im voraus entrichtet werden muß. Die Gebühr verbleibt der Verwaltung des Aufgabelandes. 

3. Liegt die Wohnung des Empfängers außerhalb des Freibeſtellbezirks, ſo kann die Beſtimmungs⸗ 
anſtalt eine Ergänzungsgebühr erheben, welche die Höhe des im inneren Verkehr für die Eilbeſtellung 
feſtgeſetzten Botenlohns erreichen darf; dabei wird die vom Abſender entrichtete fejte Gebühr oder der 
gleiche Wert in der Währung des Landes, das die Ergänzungsgebühr erhebt, angerechnet. 

j Die Ergänzungsgebühr wird auch im Falle der Nachſendung oder Unbeſtellbarkeit der Sendung 
eingezogen; ſie verbleibt der Verwaltung, die ſie erhoben hat. 

4. Eilſendungen, die nicht zum vollen Betrag der im voraus zu entrichtenden Gebühren freis 
gemacht ſind, werden auf dem gewöhnlichen Wege beſtellt, es ſei denn, daß ſie von der Aufgabeanſtalt 
als Eilſendungen behandelt worden ſind. 

Artikel 16. 
Nachſendung; unbeſtellbare Sendungen. 
1. Für die Nachſendung von Poſtſendungen innerhalb des Vereins wird keine Nachgebühr erhoben. 
2. Bei unbeſtellbaren Brieſſchaften wird die Durchgangsvergütung, die den Zwiſchenverwaltungen 
erſte Beförderung der Brieſſchaften zukommt, nicht erſtattet. 
3. Nichtfreigemachte Briefe und Poſtkarten ſowie unzureichend freigemachte Briefjendungen jeder 
nach dem Aufgabeland nachgeſandt werden oder als unbeſtellbar dahin zurückgehen, werden den 


für die 


Art, die 


Empfängern oder Abjendern gegen ER Se Gebühren ausgehändigt, mit denen fie beim Abgang 
oder Eingang oder unterwegs bei der Nachſendung über die urſprüngliche Beförderungsſtrecke hing d 


belegt worden find. 
Artifel 17. 


Austauſch geſchloſſener Briefpoſten mit Kriegsſchiffen. f 
1. Zwiſchen den Poſtanſtalten eines der vertragſchließenden Länder und den Befehlshabern den 
Geſchwader oder Kriegsſchiffe desſelben Landes, die in fremden Gewäſſern weilen, können durch die Lande | 
und Seepoſtverbindungen anderer Länder geſchloſſene Briefpoften ausgetauſcht werden. Dies gilt auch 
für den Verkehr zwiſchen dem Befehlshaber eines dieſer Geſchwader oder Kriegsſchiffe und dem Befehls; 
haber eines anderen Geſchwaders oder Kriegsſchiffs desſelben Landes. 
2. In dieſen Briefpoſten dürfen nur ſolche Brieſſendungen jeder Art enthalten ſein, die an die 
Stäbe und Mannſchaften der die Briefpoften empfangenden oder abſendenden Schiffe gerichtet find oder 
von ihnen herrühren. Die Tarife und Verſendungsbedingungen werden von der Poſtverwaltung des 
Landes, dem die Schiffe gehören, nach ihren inländiſchen Verordnungen beſtimmt. i 
3. Wenn feine andere Vereinbarung zwiſchen den beteiligten Verwaltungen beſteht, hat die Poft 
verwaltung, die ſolche Briefpoſten abſendet oder empfängt, den Durchgangsverwaltungen Durchgangs 
koſten nach den Beſtimmungen im Artikel 4 zu zahlen. 


Artikel 18. 
Verbote. i 
1. Sendungen, die den für ihre Gattung vorgeſchriebenen Bedingungen nicht entſprechen 
werden vorbehaltlich der in dieſem Vertrag und der Vollzugsordnung vorgeſehenen Ausnahmen nicht 
befördert. 
2. Es iſt verboten, zu verſenden : 
a) Warenproben und andere Gegenftände, die ihrer Natur nach für die Poſtbeamten Gefahren | 
mit fih. bringen oder die Brieſſendungen beſchmutzen oder verderben können; | 
b) erplodierbare, leicht entzündliche oder gefährliche Stoffe, lebende oder tote Tiere und Inſekten, 
ſoweit nicht in der Vollzugsordnung dieſes Vertrags Ausnahmen vorgeſehen ſind; À | 
c) Warenproben, die von einem Abſender an einen Empfänger in folder Zahl aufgeliefert 
werden, daß ſich daraus die offenbare Abſicht ergibt, die Zahlung der dem Beſtimmungsland 
zukommenden Zollgebühren zu umgehen; 
d) zollpflichtige Gegenſtände; 
e) Opium, Morphin, Kokain und andere Betäubungsmittel; 
f) unzüchtige oder unſittliche Gegenſtände; 
g) Gegenſtände jeder Art, deren Einfuhr oder Umlauf im Aufgabe- oder Beſtimmungsland 
verboten ſind. E) 
3. Sendungen, die bir die Verbote dieſes Artikels fallen und zu Unrecht zur Beförderung 
zugelaſſen worden ſind, müſſen nach dem Aufgabeort zurückgeſandt werden, es ſei denn, daß die Ber 
waltung des Beſtimmungslandes durch ihre Geſetze oder inneren Verordnungen ermächtigt iſt, andere 
darüber zu verfügen. 
Explodierbare, leicht entzündliche oder gefährliche Stoffe und unzüchtige oder unſittliche cf 
fände werden jedoch nicht nach dem Aufgabeort zurückgeſandt, ſondern von der Verwaltung, die H 
Vorhandenſein feſtſtellt, auf der Stelle vernichtet. d 
4. Der Regierung jedes Vereinslandes bleibt übrigens das Recht vorbehalten, von E | 
Beförderung oder Beſtellung auf ihrem Gebiet ſolche den ia Gebühren unterliegenden re 


137 

auszuſchließen, die den beſtehenden Landesgeſetzen, Verordnungen und Vorſchriften über die Bedingungen 
ihrer Veröffentlichung oder Verbreitung nicht genügen; dasſelbe gilt für Briefſchaften jeder Art, die 
nach den geſetzlichen oder Verwaltungsvorſchriften ihres Landes unſtatthafte Bemerkungen, Zeichen uſw. 
offenſichtlich tragen. 

5. Die hohen vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen 
oder ihren geſetzgebenden Körperſchaften vorzuſchlagen, um die Verſendung von Opium, Morphin, Kokain 
und anderen Betäubungsmitteln in den im Artikel 2 dieſes Vertrags aufgeführten Sendungen zu ver⸗ 
indern und gegebenenfalls zu beſtrafen. 

Artikel 19. 
Verbindungen mit Nichtvereinsländern. 

1. Die Vereinsverwaltungen, die mit Nichtvereinsländern Verbindungen unterhalten, müſſen 
allen anderen Vereinsverwaltungen dazu behilflich ſein, 

1. daß durch ihre Vermittlung Brieſſchaften nach und aus Nichtvereinsländern befördert werden 
können, ſei es in offenem Durchgang, ſei es in geſchloſſenen Briefpoſten, wenn dieſe Ver⸗ 
ſendungsweiſe von der Abgangs- und der Beſtimmungsverwaltung der Kartenſchlüſſe nach 
gemeinſamer lÜbereinkuft zugelaſſen ift; 

2. daß Briefſchaften in offenem Durchgang oder in geſchloſſenen Briefpoſten über Gebiete von 
Nichtvereinsländern oder durch Vermittlung von Verbindungen, die dieſen Ländern gehören, 
ausgetauſcht werden können; 

3. daß die Brieſſchaften in Nichtvereinsländern ebenſo wie innerhalb des Vereinsgebiets den im 
Artikel 4 feſtgeſetzten Durchgangskoſten unterworfen werden. 

2. Die geſamten Koſten für die Seebeförderung innerhalb und außerhalb des Vereins dürfen 
15 Franken für das Kilogramm Briefe und Poſtkarten und 1 Franken für das Kilogramm anderer 
Sendungen nicht überſteigen. Dieſe Koſten werden nach dem Verhältnis der Entfernungen unter die 
Verwaltungen, die an der Beförderung teilnehmen, geteilt. 

i 3. Die Koſten für den Qand- und Seedurchgang außerhalb wie innerhalb des Vereinsgebiets 
werden für die in dieſem Artikel behandelten Briefſendungen in derſelben Weiſe ermittelt wie die Durch⸗ 
gangskoſten für Briefſchaften, die zwiſchen Vereinsländern durch Vermittlung anderer Vereinsländer 
ausgetauſcht werden. 

4. Die Durchgangskoſten für Brieſſendungen nach Ländern außerhalb des Weltpoſtvereins ſind 


von der Verwaltung des Aufgabelandes zu tragen; dieſe ſetzt die in ihrem Betrieb für ſolche Brief- 


ſendungen zu erhebenden Gebühren feſt; jedoch dürfen die Gebühreu nicht niedriger fein als die Regel- 
üke des Vereins. $ 

5. Die Durchgangskoſten für Brieſſendungen aus Nichtvereinsländern find nicht von der Ber- 
waltung des Beſtimmungslandes zu tragen. Dieſe Verwaltung händigt die Sendungen, die ihr als 


valſttandig freigemacht überliefert werden, ohne Erhebung einer Gebühr aus; fie belegt die nicht- oder 


* unzureichend freigemachten Brieſſendungen mit einer Gebühr, die den eigenen Vorſchriften für gleichartige 
Gegenſtände nach dem Urſprungsland der Sendungen entſpricht. 
6. Hinſichtlich der Gewährleiſtung für Einſchreibſendungen wird wie folgt verfahren: 
bei der Beförderung innerhalb des Vereinsgebiets nach den Feſtſetzungen dieſes 
Vertrags; Š 
bei der Beförderung außerhalb der Vereinsgrenzen nach den von der vermittelnden 


Vereinsverwaltung bekanntgemachten Bedingungen. 
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Artikel 20. | 
Falſche Poſtwertzeichen und Freiſtempel. 

Die hohen vertragſchließenden Teile verpflichten ſich, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen 
oder ihren geſetzgebenden Körperſchaften vorzuſchlagen, um die betrügeriſche Verwendung falſcher oder 
ſchon gebrauchter Poſtwertzeichen und Freiſtempel zur Freimachung von Poſtſendungen unter Strafe zu 
ſtellen. Sie verpflichten ſich ferner, die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen oder ihren geſetzgebenden 
Körperſchaften vorzuſchlagen, um alle betrügeriſchen Handlungen zum Zwecke der Herſtellung, des 
Verkaufs, des Vertriebs oder der Verbreitung ſolcher poſtdienſtlichen Marken und Wertzeichen zu verbieten 
und zu verhindern, die gefälſcht oder derart nachgemacht find, daß fie mit den Marken und Wertzeichen, 
die von der Verwaltung eines der vertragſchließenden Länder ausgegeben ſind, verwechſelt werden könnten. 


Artikel 21. 
Dienſtzweige, die Gegenſtand beſonderer Abkommen find. l 

Der Dienft der Wertbriefe und Wertkäſtchen, der Poſtanweiſungen, der Poſtpakete, der Poft- 
aufträge, des Zeitungsbezugs und der Poſtüberweiſungen wird durch bejondere Abkommen zwiſchen den 
Ländern oder Ländergruppen des Vereins geregelt. 

Artikel 22. 
Vollzugsordnung; beſondere Verwaltungsabkommen. 

1. Die Poſtverwaltungen der Vereinsländer find befugt, im Einvernehmen miteinander alle für 
notwendig erachteten Dienſtvorſchriften in einer Vollzugsordnung feſtzuſetzen. 

2. Die Verwaltungen können außerdem unter ſich die erforderlichen Abkommen über ſolche 
Angelegenheiten treffen, die nicht die Geſamtheit des Vereins angehen, vorausgeſetzt, daß die Abkommen 
den Feſtſetzungen dieſes Vertrags nicht widerſprechen. | 

3. Den beteiligten Verwaltungen iſt jedoch geſtattet, fich über die Annahme ermäßigter Gebühren 
im Umkreiſe von 30 Kilometern untereinander zu verſtändigen. 


Artikel 23. 
Junere Geſetzgebung; engere Vereine. | 

1. Die innere Geſetzgebung der Länder bleibt von dieſem Vertrag in allem unberührt, was 
durch die Beſtimmungen dieſes Vertrags nicht vorgeſehen iſt. 

2. Auch beſchränkt der Vertrag nicht die Befugnis der vertragſchließenden Teile, zur Herabſetzung 
der Gebühren oder zu jeder anderen Verbeſſerung des Poſtverkehrs Verträge untereinander beſtehen zu 
laſſen oder abzuschließen ſowie engere Vereine aufrechtzuerhalten oder zu gründen. 

Artikel 24. 
Juternationales Büro des Weltpoſtvereins. 

1. Unter dem Namen „Internationales Büro des Weltpoſtvereins“ ſoll die Zentralſtelle, die 
unter der oberen Leitung der ſchweizeriſchen Poſtverwaltung wirkt und deren Koſten von ſämtliche 
Vereinsverwaltungen beſtritten werden, beſtehen bleiben. f 

2. Dieſes Büro wird auch künftig die Mitteilungen, die fiğ auf den Auslands-Poſtdien 
beziehen, ſammeln, zuſammenſtellen, veröffentlichen und verteilen, ſich in ſtreitigen Fragen auf Verlangen 
der Beteiligten gutachtlich äußern, Anträgen auf Anderung der Kongreßurkunden die geſchäftliche Folge 
geben, angenommene Anderungen bekanntmachen und ſich überhaupt mit den Aufgaben und Arbeiten 
befaſſen, die ihm für die Zwecke des Poſtvereins übertragen werden. ; 
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Artikel 25. 
Erledigung von Streitigkeiten durch Schiedsgericht. 

J. Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen zwei oder mehreren Vereinsmitgliedern "ph die Aus⸗ 
legung dieſes Vertrags oder über die Verantwortlichkeit, die ſich aus der Anwendung des Väͤtrags für 
eine Verwaltung ergibt, ſollen durch ein Schiedsgericht ausgetragen werden. Zu dieſem Schiedsgericht 
wählt jede der beteiligten Verwaltungen ein anderes, bei der Angelegenheit nicht unmittelbar beteiligtes 
Vereinsmitglied. A 

Gibt eine der beteiligten Verwaltungen einem Antrag auf ſchiedsgerichtliche Entſcheidung binnen 
12 Monaten, vom Tage nach der erſten Aufforderung an gerechnet, keine Folge, jo kann das Jnter- 
nationale Büro auf Erſuchen die Bezeichnung eines Schiedsrichters durch die ſäumige Verwaltung ſeiner⸗ 
ſeits veranlaſſen oder ſelbſt von Amts wegen einen ſolchen beſtellen. 

2. Das Schiedsgericht entſcheidet nach einfacher Stimmenmehrheit. 

3. Bei Stimmengleichheit wählen die Schiedsrichter zur Entſcheidung der ſtreitigen Frage eine 
andere Verwaltung, die bei der Angelegenheit ebenfalls unbeteiligt iſt. 

4. Die Beſtimmungen dieſes Artikels gelten auch für alle Abkommen, die auf Grund des vor— 
ſtehenden Artikels 21 abgeſchloſſen ſind. : 

Artikel 26. 
Beitritt zum Vereinsvertrag. 

1. Die Länder, die an dieſem Vertrag nicht teilgenommen haben, können ihm auf ihren 
Antrag beitreten. 

2. Der Beitrag wird auf diplomatiſchem Wege der Regierung der Schweizeriſchen Eidgenoſſen⸗ 
ſchaft angezeigt, die davon allen Vereinsländern Nachricht gibt. 

3. Der Beitritt ſchließt von Rechts wegen die Anerkennung aller Beſtimmungen dieſes Vertrags 
und die Zulaſſung zu allen durch ihn gewährten Vorteilen in uch 

4. Es ift Sache der Regierung der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, im Einvernehmen mit der 
Regierung des beteiligten Landes die Höhe des Beitrags zu beſtimmen, den die Verwaltung dieſes 
Landes zu den Koſten für das Internationale Büro zu zahlen hat; das gleiche gilt für die Gebühren, 
die von dieſer Verwaltung nach dem vorhergehenden Artikel 12 zu erheben ſind. f 


Artikel 27. è 
Kongreſſe und Konferenzen. 

1. Je nach der Wichtigkeit der zu entſcheidenden Fragen treten Kongreſſe von Bevollmächtigten 
der vertragſchließenden Länder oder einfache Konferenzen der Verwaltungen zuſammen, ſobald ein dahin 
gehender Antrag von mindeſtens zwei Dritteln der Regierungen oder Verwaltungen geſtellt oder 
gebilligt wird. 

2. Ein Kongreß ſoll jedoch ſpäteſtens fünf Jahre nach dem Inkrafttreten der auf dem letzten 
Kongreß geſchloſſenen Verträge abgehalten werden. l 

3. Jedes Land kann ſich durch einen oder mehrere Bevollmächtigte oder durch die Bevoll— 
mächtigten eines anderen Landes vertreten laſſen; jedoch dürfen Bevollmächtigte eines Landes nur mit 
der Vertretung zweier Länder einſchließlich des eigenen beauftragt werden. 

4. Bei den Beratungen hat jedes Land nur eine Stimme. 

5. Jeder Kongreß beſtimmt den Ort des nächſten Kongreſſes. 

6. Für die Konferenzen ſetzen die Verwaltungen auf Vorſchlag des Internationalen Büros den 
Ort der Zuſammenkunft feſt. 


Artikel 28. 
Vorſchläge in der Zeitszwiſchen den Verſammlungen. 

1. In der Zeit zwiſchen den Verſammlungen iſt jede Poſtverwaltung eines Vereinslandes 
berechtigt, Jen anderen Vereinsverwaltungen durch Vermittlung des Internationalen Büros Vorſchläge 
in Vereinsangelegenheiten zu unterbreiten. 

Inder Vorſchlag muß, um zur Beratung geſtellt zu werden, von mindeſtens zwei Verwaltungen 
unterſtützt ein, diejenige nicht eingerechnet, von welcher der Vorſchlag herrührt. Geht dem Internationalen 
Büro nicht zu gleicher Zeit mit dem Vorſchlag die erforderliche Zahl von Unterſtützungserklärungen zu, 
ſo bleibt der Vorſchlag ohne Folge. 

2. Jeder Vorſchlag unterliegt folgendem Verfahren: 

Die Vereinsverwaltungen haben ſechs Monate Zeit, um die Vorſchläge zu prüfen und dem 
Internationalen Büro ihre etwaigen Bemerkungen zukommen zu laſſen. Abänderungsvorſchläge ſind 
unſtatthaft. Die Antworten werden von dem Internationalen Büro zuſammengeſtellt und den Ver⸗ 
waltungen mit der Aufforderung mitgeteilt, ſich für oder gegen den Vorſchlag auszuſprechen. Die 
Verwaltungen, die nicht binnen ſechs Monaten ihre Stimme abgegeben haben, vom Zeitpunkt des zweiten 
Rundſchreibens an gerechnet, mit dem das Internationale Büro die Bemerkungen zu ihrer Kenntnis 
gebracht hat, werden als der Abſtimmung ſich enthaltend angeſehen. 

3. Die Vorſchläge müſſen, um vollſtreckbar zu werden, erhalten: 

1. Einſtimmigkeit, wenn es fih um die Aufnahme neuer Beſtimmungen oder um die Anderung 

der Beſtimmungen dieſes Artikels und der Artikel 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8,10 1% 19, 14, 15, 
17, 20, 29, 30 und 31 handelt; 

2. zwei Drittel der Stimmen, wenn es ſich um die Anderung anderer Vertragsbeſtimmungen 

handelt als derjenigen der genannten Artikel; 

3. einfache Stimmenmehrheit, wenn es ſich um die Auslegung der Vertragsbeſtimmungen handelt; 

doch gelten im Fall einer Streitigkeit die im vorhergehenden Artikel 25 vorgeſehenen 
Beſtimmungen. 

4.. Die gültigen Beſchlüſſe werden in den beiden erſten Fällen durch eine diplomatiſche Er⸗ 
klärung beſtätigt, welche die Regierung der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft auszufertigen und allen 
Regierungen der vertragſchließenden Länder zu überſenden hat, im dritten Falle durch eine einfache 
Mitteilung des Internationalen Büros an alle Vereinsverwaltungen. 

5. Die angenommenen Anderungen oder Beſchlüſſe treten früheſtens drei Monate nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. 


Artikel 29. 
Schutzgebiete und Kolonien im Verein. 


Als ein einziges Land oder eine einzige Verwaltung im Sinne der vorhergehenden Artikel 24, 
27 und 28 werden angeſehen: 
1. die Kolonie Belgiſch Kongo; 
das Britiſch Indiſche Kaiſerreich; 
das Dominium Kanada; i 
der Auſtraliſche Bund (Commonwealth of Australia) mit Britiſch Neuguinea; 
die Südafrikaniſche Union; ; 
die übrigen Dominien und die Geſamtheit aller übrigen britiſchen Kolonien und Protektorate; 
die Philippinen; 
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s. die Geſamtheit aller übrigen Injelbefigungen der Vereinigten Staaten von Amerika, das ſind 
Hawai, Porto Rico, Guam und die Jungferninſeln der Vereinigten Staaten von Amerika; 
9. die Geſamtheit der ſpaniſchen Kolonien; 
10. Algerien; 
11. die franzöſiſchen Kolonien und die Protektorate in Indochina; 
12. die Geſamtheit der übrigen franzöſiſchen Kolonien; 
13. die Geſamtheit der italieniſchen Kolonien; 
14. Korea; 
15. die Geſamtheit der übrigen Nebengebiete Japans; 
16. Niederländiſch Indien; 
17. die niederländiſchen Kolonien in Amerika; 
18. die portugieſiſchen Kolonien in Afrika; 
19. die portugieſiſchen Kolonien in Aſien und Ozeanien. 


Artikel 30. 
Dauer des Vertrags. 

Dieſer Vertrag ſoll am 1. Januar 1922 in Kraft treten und für unbeſtimmte Zeit gelten; jeder 
der vertragſchließenden Teile hat jedoch das Recht, auf Grund einer von ſeiner Regierung der Regierung 
der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft ein Jahr vorher gemachten Mitteilung aus dem Verein auszutreten. 

Jedes Land darf indes die Poſtgebühren ſchon vor dem genannten Zeitpunkt in Kraft ſetzen, 
muß hiervon aber dem Internationalen Büro mindeſtens einen Monat vorher, nötigenfalls telegraphiſch, 
Mitteilung machen. 

Artikel 31. 
Aufhebung früherer Verträge; Ratifikation. 

1. Mit dem Tage des Inkrafttretens dieſes Vertrags werden die Beſtimmungen des im 
Jahre 1906 in Rom abgeſchloſſenen Weltpoſtvertrags aufgehoben. 

2. Dieſer Vertrag ſoll ſobald als möglich ratifiziert werden. Die Ratifikationsurkunden ſollen 
in Madrid ausgewechſelt werden. 

3. Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten der obenbezeichneten Länder dieſen Vertrag 
unterzeichnet zu Madrid, am dreißigſten November eintauſendneunhundertundzwanzig. 


Pour l Allemagne: Pour la République Argentine: Pour la Bolivie: 
Ronge A. Barrera Nicholson Luis Rodriguez 
Schenk y Weg, 
Orth Pour l'Autriche: RES i 
3 Alcibiades Pecanha 
Pour les Etats-Unis d'Amérique: J. Henrique Aderne 
Pour MM. Otto Praeger Pour la Belgique: Pour la Bulgarie: 
et S. M. Weber: A. Pirard N. Startcheff 
Conde de Colombi Tixhon N. Boschnakoff 
> u Hub. Krains di 
Pour les Iles Philippines et les Pour le Chili: 
autres possessions insulaires des Pour la colonie du Congo belge: A. de la Cruz 
Etats-Unis d'Amérique: M. Halewyck Floreneio Marquez de la Plata 


Conde de Colombi G. Tondeur Gus. Cousino 


Pour la Chine: 
Lion Fou-Tcheng 


Pour la République de Colombie: 


W. Mac Lellan 
Gabriel Roldan 


Pour la République de Costa-Rica : 


Manuel M. de Peralta 
Pour la République de Cuba: 
Juan Iruretagoyena 


Pour le Danemark: 
Hollnagel Jensen 
Holmblad 


Pour la République Dominicaine : 


Leopoldo Lovelace 


Pour | Egypte: 
N. T. Borton 


Pour la République de ! Equateur: 


Luis Robalino Dävila 
Leonidas A. Yerovi 


Pour l’ Espagne: 
Conde de Colombi 
José de Garcia Torres 
Guillermo Capdevila 
José de Espana 
Martin Vicente 
Antonio Camacho 


Pour les colonies espagnoles: 
Bernardo Rolland 
Manuel G. Acebo 
Pour l Ethiopie: 
Weuldeu-Berhane 
Pour la Finlande: 

G. E. F. Albrecht 


Pour la France: 
M. Lebon 


Pour M. Georges Bonnet: 
M. Lebon 
G. Blin 
P, Bouillard 
Barrail 
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Pour l’ Algérie: 
H. Treuillé 
Pour les colonies eť protectorats 
français de l’ Indochine : 
André Touzet 
Pourl’ensembledesautres colonies 
françaises: 
G. Demartial 
Pour la Grande-Bretagne et divers 
dominions, colonies etprotectorats 
britanniques: 
F. H. Williamson 
E. J. Harrington 
E. L. Ashley Foakes 


Pour l’ Inde britannique : 
G. R. Clarke 
Pour la Commonwealth de 
l'Australie : 
Justinian Oxenham 
Pour le Canada: 
F. H. Williamson 
Pour la Nouvelle-Zelande: 
R. B. Morris 
Pour l'Union de l Afrique du Sud: 
H. W. S. Twyeross 
D. J. O' Kelly 
Pour la Grece: 
P. Scassi 
Th. Penthéroudakis 
Pour le Guatemala: 
Juan J. Ortega 
Enrique Traumann 
Pour la République d'Haïti: 
Luis Ma. Solér 
Pour la République du Honduras: 
Ricardo Belträn y Rézpide 
Pour la Hongrie: 
0. de Fejér 
G. Baron Szalay 
Pour U Islande: 
Hollnagel Jensen 


+ 


Pour l’ Italie et les colonies 
italiennes: 
E. Delmati 
T. €. Giannini 
S. Ortisi 


Pour le Japon: 

S. Nakanishi 
Arajiro Miura 

Y. Hiratsuka 
Pour le Chosen: 

S. Nakanishi 
Arajiro Miura 

Y. Hiratsuka 

Pour l’ ensemble des autres 
dépendances japonaises: 

S. Nakanishi 
Arajiro Miura 

Y. Hiratsuka 

Pour la République de Libéria: 

Luis Ma. Solér 


Pour le Luxembourg: 
G. Faber 


Pour le Maroc 


(a l'exclusion déla Zone espagnole): 


Gérard Japy 
J. Walter 


Pour le Marot (Zone espagnole): 


M. Aguirre de Gärcer 
L. Lôpez-Ferrer 
C. Garcia de Castro 


Pour le Mexique: 
Pour M. Còsme Hinojosa: 
Julio Poulat 
Julio Poulat 
Alfonso Reyes 
Pour le Nicaragua: 

M. Ig. Terän 
Pour la Norvège : 
Sommerschild 
Klaus Helsing 


Pour la République de Panama: 
J. D. Arosemena 
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Pour le Paraguay: Pour le Portugal: Pour le Royaume de Siam: 
Fermando Pignet Henrique Mousinho de Phra Sanpakitch Preecha 
Pour les Pays-Bas: Albuquerque Pour la Suede: 
A. W. Kymmell Pour les colonies portugaises Julius Juhlin 
J. S. v. Gelder de l’ Afrique: Thore Wennqvist 
Pour les Indes néerlandaises : Juvenal Elvas Floriado Par 
Wigman Santa Barbara SC? = 25 
W. F. Gerdes Oosterbeek Pour les colonies portugaises Se 
J. van der Wert de l'Asie et de l'Océanie: 
Pour les colonies néerlandaises José Emilio dos Santos e Silva Pour la Tchécoslovaquie: 


SE Dr. Otokar Ruzicka 
en Amérique : Pour la Roumanie: 


Václav Kucera 
Wigman D. 6. Marinesco 2 
W. F. Gerdes Oosterbeek Eug. Boukman Pour la Tunisie: 
J. van der Werf Gerard Japy 
Pour le Pérou: Bee A. Barbarat 


Tom Ismael G. Fuentes 
D. Cs. Urrea Pour la Turquie: 


0. B le Territoir 3 
arrenechea y Raygada Pour le Territoire de la Sarre Méhméd-Ali 
Pour la Perse: Douarche ; 
Hussein Khan Alaï Pour le Royaume des Serbes, Vë og 
C. Molitor Croates et Slovönes: i Adolfo:Agorio 
Pour la Pologne: Drag. Dimitriyevitch Pour les Etats-Unis de Venezuela: 
W. Dobrowolski. S. P. Toutoundjitch Pedro-Emilio Coll 
Maciejewski Dr. Franya Pavlitch Barceló 
Dr, Marjan Blachier Costa Zlatanovitch A. Posse 
Schlußßprotokoll. 


Im Begriff, zur Unterzeichnung der durch den Weltpoſtkongreß in Madrid vereinbarten Verträge 

zu ſchreiten, ſind die unterzeichneten Bevollmächtigten über folgendes übereingekommen: 
E 

Die Beſtimmungen des Artikels 11 des Vertrages gelten nicht für Großbritannien und die 
britiſchen Dominien, Kolonien und Protektorate, deren innere Geſetzgebung die Zurückziehung von Poft- 
ſendungen auf Verlangen des Abſenders nicht geſtattet. l 

IR 

Jedes Vereinsland, gleichviel ob es den Franken als Münzeinheit hat oder nicht, kann im 
Einvernehmen mit der ſchweizeriſchen Poſtverwaltung die Gegenwerte für die in dieſem Vertrag vor⸗ 
geſehenen Gebühren in ſeiner Landeswährung feſtſetzen. 

Die Gegenwerte dürfen die Beträge der in dieſem Vertrag feſtgeſetzten Gebühren nicht über- 
ſteigen und nicht niedriger ſein als die Gebühren, die am 1. Oktober 1920 in Kraft waren. Sie können 
indes entſprechend dem Steigen oder Fallen des Geldwerts eines Landes geändert werden, dürfen 
hierbei aber nicht unter die beim Inkrafttreten des Vertrags von Rom angenommenen Sätze hinabgehen. 

III. i 
Wenn die Gebühren eines Landes gegenüber den Gebühren eines anderen Landes im Verhältnis 
zum Goldfranken derart niedrig find, daß es vorteilhaft wird, Sendungen nach dem erſten Lande nicht 
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oder unzureichend freigemacht abzuſenden, ſo kann die Verwaltung des zweiten Landes für dieſen Verkehr 
den Freimachungszwang einführen. 

Die Verwaltung des Landes, dem gegenüber dieſe Maßnahme angewendet wird, kann für die 
Sendungen in umgekehrter Richtung dieſelbe Regelung für die gleiche Zeitdauer treffen. 

Jedem Land iſt das Recht vorbehalten, Poſtkarten mit Antwort im Verkehr mit anderen 
Ländern nicht zuzulaſſen, wenn der Unterſchied in den Gebühren beider Länder ſo groß iſt, daß die 
Verwendung ſolcher Karten zu Mißbrauch von ſeiten des Publikums Anlaß geben kann. 

IV. 

Den Vereinsländern iſt das Recht vorbehalten, für jede Sendung, die auf Verlangen des Ab- 
ſenders in einem ſchwimmfähigen Wertbehälter an Bord eines Poſtdampfers befördert wird, einen 
Zuſchlag bis zu 30 Centimen für je 20 Gramm oder einen Bruchteil von 20 Gramm zu erheben. Dieſe 
Gebühr verbleibt dem Aufgabeland der Sendung. 

Die Verwendung von ſchwimmfähigen Wertbehältern wird im gemeinſamen Einverſtändnis 
zwiſchen den Verwaltungen geregelt, die dieſen Dienſt in ihrem wechſelſeitigen Verkehr einführen wollen. 
V. 

Es wird Kenntnis genommen von der Erklärung, welche die britiſchen Bevollmächtigten im 
Namen ihrer Regierung abgeben, daß die Stimme, die der Artikel 29, des Vertrags den übrigen 
Dominien und der Geſamtheit aller übrigen britiſchen Kolonien und Protektorate zuteilt, an Neuſeeland 
nebſt den Cook⸗ und den übrigen zugehörenden Inſeln abgetreten wird. 

VI. 
Das Protokoll wird zugunſten der Länder offen gehalten, deren Vertreter heute nur den Haupt- 


vertrag oder nur eine gewiſſe Zahl der vom Kongreß vereinbarten Verträge unterzeichnet haben, damit 
ſie auch den übrigen heute unterzeichneten Verträgen oder einzelnen von ihnen beitreten können. 


VII. 

Für den Fall, daß eins oder mehrere der Länder, welche die heute in Madrid unterzeichneten 
Poſtverträge abſchließen, den einen oder anderen dieſer Verträge nicht vatifizieren ſollten, bleiben diefe 
trotzdem für die Staaten, die ſie ratifiziert haben, verbindlich. 

Zu Urkund deffen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten dies Schlußprotokoll aufgenommen, 
das dieſelbe Kraft und dieſelbe Gültigkeit haben ſoll, als wenn ſeine Beſtimmungen in den Verträgen, 
auf die es ſich bezieht, ſelbſt ſtänden, und haben das Schlußprotokoll in einem Stück unterzeichnet, das 
in dem Archiv der ſpaniſchen Regierung niedergelegt und wovon jedem Teil eine Abſchrift zugeſtellt 
werden wird. | 

Geſchehen zu Madrid, am dreißigſten November eintauſendneunhundertundzwanzig. 


(Unterſchriften wie oben.) 
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GA. rtbrief: und Wertkäſtchenabkommen 
abgeſchloſſen zwiſchen 
Deutſchland, den Argentiniſchen Republik, Öfterreich, Belgien und der Kolonie Belgiſch Kongo, 
Braſilien, Bulgarien, Chile, China, der Republik Kolumbien, Dänemark, Agypten, Spanien, 
Athiopien, Finland, Frankreich, Algerien, den franzöſiſchen Kolonien und den Protektoraten 
in Indochina, der Geſamtheit der übrigen franzöſiſchen Kolonien, Großbritannien und verſchiedenen 
britiſchen Dominien, Kolonien und Proteltoraten, Britiſch Indien, Neuſeeland, Griechenland, 
Guatemala, der Republik Haiti, der Republik Hodouras, Ungarn, Island, Italien und den italie⸗ 
niſchen Kolonien, Japan, Korea, der Geſamtheit der übrigen Nebengebiete Japans, der Republik 
Liberia, Luxemburg, Marokko (mit Ausſchluß der ſpaniſchen Zone), Marokko (ſpaniſche Zone), 
Nitaragua, Norwegen, der Republik Panama, Paraguay, den Niederlanden, Niederländiſch Indien, 
den niederländiſchen Kolonien in Amerika, Peru, Perſien, Polen, Portugal, den portugieſiſchen 
Kolonien in Afrita, den portugieſiſchen Kolonien in Aſien und Ozeanien, Rumänien, Rußland, der 
Republik San Marino, Salvador, dem Saargebiet, dem Königreich der Serben, Kroaten und 
Slovenen, Schweden, der Schweiz, der Tſchechoſlowakei, Tunis und der Türkei. 


Die Unterzeichneten, Bevollmächtigte der Regierungen der vorſtehend aufgeführten Länder, haben 
auf Grund des Artikels 21 des Hauptvertrags im Einvernehmen miteinander und unter Vorbehalt der 
Ratifikation folgendes Abkommen abgeſchloſſen: 


Artikel 1. 
Geltungsbereich des Abkommens; Meiſtgewicht der Wertltäſtchen. 

1. Zwiſchen den obenbezeichneten Ländern können Briefe mit Wertpapieren ſowie Käſtchen mit 
Schmuckſachen und koſtbaren Gegenſtänden unter Verſicherung des angegebenen Betrags verſandt werden. 

Die Teilnahme am Werktkäſtchendienſt ift auf die vertragſchließenden Länder beſchränkt, deren 
Verwaltungen die Einführung dieſes Dienſtes in ihrem gegenſeitigen Verkehr verabredet haben. 

2. Das Meiſtgewicht der Wertkäſtchen ift auf 1 Kilogramm für jede Sendung feſtgeſetzt. 

3. Die Verwaltungen ſind berechtigt, für ihren gegenſeitigen Verkehr einen Meiſtbetrag der 
Wertangabe zu beſtimmen; doch darf dieſer in keinem Falle unter 10000 Franken für die einzelne Sendung 
heruntergehen. Die bei der Beförderung beteiligten Verwaltungen ſind nur bis zur Höhe des von ihnen 
angenommenen Meiſtbetrags haftpflichtig. 

Artikel 2. 
Nachnahmen. 

1. Wertbriefe und Wertkäſtchen können unter den Bedingungen, die in den § 1 und 2 des 
Artikels 8 des Hauptvpertrags angegeben find, mit Nachnahme belaſtet werden. Derartige Sendungen 
unterliegen derſelben Behandlung und denſelben Gebühren wie Sendungen mit Wertangabe der Gattung, 
zu der ſie gehören. d 

2. Im Falle des Verluſtes eines mit Nachnahme belaſteten Wertbriefs oder Wertkäſtchens haftet 
die Poſt unter den im nachfolgenden Artikel 12 feſtgeſetzten Bedingungen. 
| 3. Für die vom Empfänger ordnungsmäßig eingezogenen Beträge, abzüglich der im 8 4 des 
Artikels 8 des Hauptvertrags vorgeſehenen Gebühren, wird dem Abſender wie für Poſtanweiſungen nach 
dem Poſtanweiſungsabkommen gehaftet. Nicht gehaftet wird in den Fällen des Artikels 9 des Wertbrief⸗ 
und Wertkäſtchenabkommens. 
z 4. Die Beſtimmungen des Artikels 8 88 5 und 6 des Hauptvertrags gelten auch für Wert⸗ 
ſendungen mit Nachnahme. 5 : 
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Artikel 3. 
Verſendungsweiſe der Sendungen mit Wertangabe. 

1. Die Freiheit des Durchgangs iſt auf dem Gebiet jedes der vertragſchließenden Länder 
gewährleiſtet. 

Dasſelbe gilt für Seebeförderungen, die durch die Verwaltungen der vertragſchließenden Länder 
ausgeführt oder vermittelt werden, jedoch nur, wenn dieſe Verwaltungen in der Lage ſind, die Verant⸗ 
wortlichkeit für die Wertſendungen auf den von ihnen benutzten Poſtdampfern oder Schiffen zu übernehmen. 

2. Wenn keine andere Abmachung zwiſchen den Verwaltungen des Aufgabe- und des Beſtimmungs⸗ 
gebiets getroffen iſt, werden die zwiſchen nichtangrenzenden Ländern ausgetauſchten Wertſendungen in 
offenem Durchgang und auf ben für die gewöhnlichen Brieſſchaften benutzten Beförderungswegen verſandt. 

3. Wenn Wertbriefe und Wertkäſtchen zwiſchen zwei Ländern ausgetauſcht werden, die ſich für 
ihren gewöhnlichen Verkehr der Vermittlung eines oder mehrerer an dieſem Abkommen nicht beteiligten 
Länder oder von der Verantwortlichkeit befreiter Seepoſtverbindungen bedienen, jo haben fi die Ver- 
waltungen des Aufgabe- und des Beſtimmungslandes über etwaige beſondere Maßnahmen, wie die 
Benutzung eines Umwegs, die Beförderung in geſchloſſenen Beuteln uſw., miteinander zu verſtändigen. 

Artikel 4. i 
Bejöürderungsz und Verſicherungsgebühr. 

1. Die im Artikel 4 des Hauptvertrags vorgeſehenen Durchgangskoſten find von der Aufgabe- 
verwaltung an die Verwaltungen zu zahlen, die bei der Beförderung der Wertbriefe in offenem oder 
geſchloſſenem Durchgang beteiligt ſind. 

Für Wertkäſtchen werden die Durchgangskoſten nach den Sätzen des Hauptvertrags für „andere 
Gegenſtände“ berechnet. 

2. Unabhängig von dieſen Koſten hat die Verwaltung des Aufgabelandes an die Verwaltung 
des Beſtimmungslandes und an jede am Landdurchgang verantwortlich beteiligte Verwalung eine Ver- 
ſicherungsgebühr von 5 Centimen für je 300 Franken oder einen Teil von 300 Franken des angegebenen 
Wertes zu entrichten. 

3. Außerdem hat die Aufgabeverwaltung, wenn es ſich um eine Seebeförderung mit Berant- 
wortlichkeit handelt, an jede bei dieſer Beförderung beteiligte Verwaltung eine Seeverſicherungsgebühr 
von 10 Centimen für je 300 Franken oder einen Teil von 300 Franken des angegebenen Wertes zu vergüten. 

4. Die Abrechnung über diefe Gebührenbeträge erfolgt auf Grund von Nachweiſungen, die alle 
drei Jahre während eines 28 tägigen Zeitraums aufgeſtellt werden; der Zeitraum iſt durch die in dem 
nachfolgenden Artikel 16 vorgeſehene Vollzugsordnung zu beſtimmen. 

Artikel 5. 
| Gebühren. 
1. Die Gebühr für Wertbriefe und Wertfäftchen ift im voraus zu entrichten und ſetzt ſich zuſammen: 
1. für Briefe aus den Gebühren für einen Einſchreibbrief von gleichem Gewicht und Beſtimmugsort, 
die ungeteilt der abſendenden Verwaltung verbleiben; für Käſtchen aus einer Beförderungs⸗ 
gebühr von 20 Centimen für je 50 Gramm, mindeſtens aber 1 Franken, ſowie der feſten 
Einſchreibgebühr, die ungeteilt der abſendenden Verwaltung verbleiben; 

2. für Briefe und Käſtchen aus einer Verſicherungsgebühr, die ſich aus fo viel mal 5 Centimen 
für je 300 Franken oder einen Teil von 300 Franken des angegebenen Wertes zuſammenſetzt, 
als Verwaltungen an der Landbeförderung teilnehmen; hierzu tritt erforderlichenfalls die im 
§ 3 des vorhergehenden Artikels 4 vorgeſehene Seeverſicherungsgebühr. 
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| Die Aufgabeverwaltung kann indes eine andere als die oben angegebene Berfiderungs- 
gebühr erheben, doch darf die vom Abſender erhobene Gebühr insgeſamt 50 Centimen für 
je 300 Franken der Wertangabe nicht überſteigen. 

3. Die Länder, die bereit ſind, für den durch höhere Gewalt entſtehenden Schaden zu haſten, 
können dafür einen beſonderen Zuſchlag erheben, doch darf dieſer Zuſchlag und die regelmäßige 
Verſicherungsgebühr zuſammen nicht über den im vorhergehenden Abſatz angegebenen Höchſtſatz 
hinausgehen. 

2. Der Abſender einer Sendung mit Wertangabe erhält bei der Auflieferung unentgeltlich einen 

Einlieferungsſchein. 

3. Die Beſtimmungsverwaltung kann für die Beſtellung der Wertkäſtchen und für die Erfüllung 
der Zollförmlichkeiten eine Gebühr erheben, deren Geſamtbetrag 50 Centimen für jede Sendung nicht 
überſteigen darf, ferner kann ſie eine Lagergebühr erheben für alle Sendungen mit Wertangabe, die als 
poſtlagernd bezeichnet ſind oder die in der nach den inneren Vorſchriften ihres Landes feſtgeſetzten Friſt 
nicht von der Poſt abgeholt werden. Die Höhe dieſer Gebühr wird durch die innere Geſetzgebung eines 
jeden Landes beftimmt; im Fall der Nachſendung oder Unbeſtellbarkeit der Sendung wird die Gebühr 
niedergeſchlagen. 

Wertbriefe und Wertkäſtchen dürfen zu Laſten des Empfängers mit anderen als den in den 
verſchiedenen Artikeln dieſes Abkommens vorgeſehenen Poſtgebühren nicht belegt werden. 

4. Die in dem vorſtehenden 81 für Wertbriefe und Wertkäſtchen vorgeſehenen Gebühren werden 
von den vertragſchließenden Ländern, gleichviel ob ſie den Franken als Münzeinheit haben oder nicht, 
wie folgt feſtgeſetzt: | 

1. die Beförderungsgebühr und die feſte Gebühr für die Einſchreibung nach den Gegenwerten, 
die für die Feſtſetzung der Gebühren für die Briefpoſtgegenſtände angewandt werden; 

2. die Verſicherungsgebühr nach einem Gegenwert, den jedes Land für ſich feſtſetzt und dem 
Internationalen Büro durch Vermittlung der ſchweizeriſchen Poſtverwaltung bekannt gibt. 


Artikel 6. 
Gebührenfreiheit. 

1. Wertbriefe, welche die Poſtverwaltungen untereinander oder mit dem Internationalen Büro 
austauſchen, find unter den im § 3 des Artikels 13 des Hauptvertrags angegebenen Vorausſetzungen 
von Beförderungs-, Einſchreib⸗ und Verſicherungsgebühr befreit. 

2. Dasſelbe gilt für Wertbriefe und Wertkäſtchen ohne Nachnahme, die unmittelbar oder durch 
Vermittlung der im 84 des vorhergenannten Artikels 13 erwähnten Auskunftſtellen von Kriegsgefangenen 
abgeſandt oder an ſie gerichtet ſind. 

3. Für die gebührenfreien Sendungen mit Wertangabe werden die im Artikel 4 dieſes Abkommens 
vorgeſehenen Beträge nicht vergütet. | 

Artikel 7. 
Rückſcheine und Nachfragen. 
e 1. Der Abſender kann unter den Bedingungen, die im § 3 des Artikels 7 des Hauptvertrags 
für Einſchreibſendungen feſtgeſetzt ſind, eine Beſcheinigung über die Zuſtellung einer Sendung mit Wert⸗ 
angabe an den Empfänger (Rüdidein) erhalten oder nach der Einlieferung ſeiner Sendung Auskunft 
über ihren Verbleib verlangen. 

2. Die Gebühr für Rückſcheine und eintretendenfalls für Nachfragen nach dem Verbleib der 

Sendungen gehört ungeteilt der Verwaltung des Landes, das ſie erhebt. 
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| Artikel 8. 
Anträge auf Zurückziehung oder auf Anderung der Auſſchrift; Ermäßigung des Nachnahmebetrags; 
Eilbeſtellung. ) 

1. Der Abſender kann unter den Bedingungen und Vorbehalten, die im Artikel 11 des Haupt- 
vertrags für gewöhnliche und eingeſchriebene Brieſſendungen vorgeſehen ſind, eine Sendung mit Wert⸗ 
angabe, ſolange ſie dem Empfänger noch nicht ausgehändigt iſt, zurückziehen oder ihre Aufſchrift zum 
Zwecke der Nachſendung innerhalb des urſprünglichen Beſtimmungslandes oder nach einem anderen der 
vertragſchließenden Länder ändern laſſen. 

Der Abſender einer mit Nachnahme belaſteten Sendung mit Wertangabe kann unter den Be- 
dingungen, die für die Anträge auf Anderung der Aufſchrift feſtgeſetzt find, die Streichung oder Ermäßigung 
des Nachnahmebetrags verlangen. 

2. Er kann ferner verlangen, daß die Sendung ſogleich nach ihrer Ankunft unter den im 
Artikel 15 des Hauptvertrags angegebenen Bedingungen und Vorbehalten dem Empfänger durch beſonderen 
Boten zugeſtellt werde. 

Der Verwaltung des Beſtimmungsorts iſt indes das Recht vorbehalten, an Stelle der Sendung 
ſelbſt nur eine Meldung von ihrem Eingang durch Eilboten beſtellen zu laſſen, wenn ihre inländiſchen 
Verordnungen es bedingen. Artikel 9. 


Verbote. 

1. Jede betrügeriſche Angabe eines höheren als des wirklichen Wertes des Inhalts eines Briefes 

oder Käſtchens iſt verboten. 

Im Fall einer derartigen betrügeriſchen Angabe verliert der Abſender jedes Recht auf Erſatz; 

auch kann gerichtliche Verfolgung nach der Geſetzgebung des Aufgabelandes eintreten. > 

Dasſelbe gilt für Wertbriefe, die Gegenſtände enthalten, deren Aufnahme in Wertbriefe nach 

den Beſtimmungen des nachfolgenden $ 2 verboten ift. Í 

Eine betrügeriſche Wertangabe liegt nicht vor, wenn der in einem Wertbrief oder einem Wert- 

käſtchen enthaltene Wert nicht zum vollen Betrag angegeben iſt. 

2. Es iſt verboten, in die Wertbriefe einzulegen: 

a) Geldſtücke; 

b) zollpflichtige Gegenſtände mit Ausnahme von Wertpapieren; 

c) Gold- und Silberſachen, Edelſteine, Schmuckſachen und andere koſtbare Gegenſtände; 

d) Opium, Morphin, Kokain und andere Betäubungsmittel; dies Verbot erſtreckt ſich jedoch 
nicht auf die Verſendung dieſer Mittel in Wertkäſtchen, wenn ſie zu mediziniſchen Zwecken 
geſchieht und die beteiligten Länder ſie unter dieſer Bedingung zulaſſen; 

e) Gegenſtände, deren Einfuhr oder Umlauf im Beſtimmungsland verboten iſt. 

Es iſt verboten, in die Wertkäſtchen einzulegen: 
die oben unter e genannten Gegenſtände, ferner Briefe oder Angaben, die die Eigenſchaft 
einer brieflichen Mitteilung haben, im Umlauf befindliche Münzen, Banknoten oder auf den 
Inhaber lautende Wertpapiere, Urkunden und Gegenſtände aus der Gattung der Geſchäftspapiere. 
Dagegen iſt es geſtattet, den Käſtchen eine offene Rechnung beizufügen, wenn ſie nur ſolche 
Angaben enthält, die das Weſen der Rechnung ausmachen, ferner kann eine einfache Abſchrift der Auf- 
ſchrift des Käſtchens mit Angabe der Anſchrift des Abſenders eingelegt werden. 

Sendungen, die zu Unrecht zur Beförderung zugelaſſen worden find, müſſen nach dem Aufgabeort 
zurückgeſandt werden, es ſei denn, daß die Verwaltung des Beſtimmungslandes durch ihre Geſetze oder 

inneren Verordnungen ermächtigt iſt, ſie den Empfängern auszuhändigen. ‘ 
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Sendungen, deren Anſchrift aus Anfangsbuchſtaben beſteht oder mit Stift geſchrieben iſt, müſſen 

jedoch in jedem Falle nach dem Aufgabeort zurückgeſandt werden. 
Artikel 10. 
Nachſendung. 

1. Wertbriefe und Wertkäſtchen, die aus Anlaß der Veränderung des Wohnorts des Empfängers 
innerhalb des Beſtimmungslandes nachgeſandt worden ſind, unterliegen keiner Nachgebühr. 

2. Für die Nachſendung nach einem anderen vertragſchließenden Lande als dem Beſtimmungslande 
werden zugunſten jeder bei der neuen Beförderung beteiligten Verwaltung die in den 88 2 und 3 des 
Artikels 4 dieſes Abkommens feſtgeſetzten Verſicherungsgebühren vom Empfänger eingezogen. 

3. Für die Nachſendung infolge unrichtiger Leitung oder für die Rückſendung im Falle der 
Unbeſtellbarkeit wird keine weitere Poſtgebühr erhoben. 

Artikel 11. 
Zollgebühren; Stempelkontrolle; Stempelgebühren und Prüfungskoſten. 

1. Die Wertkäſtchen find in bezug auf die Erſtattung der Abſtemplungsgebühren bei der Ausfuhr 
und in bezug auf die Ausübung der Stempel- und Zollkontrolle bei der Einfuhr der Geſetzgebung des 
Aufgabe⸗ oder des Beſtimmungslandes unterworfen. 

2. Die bei der Einfuhr fälligen Stempelgebühren und Prüfungskoſten werden von den Empfängern 
bei der Beſtellung eingezogen. Wird aus Anlaß der Veränderung des Wohnorts des Empfängers, der 
Annahmeverweigerung oder aus einem anderen Grunde ein Wertkäſtchen nach einem andern am Austauſch 
teilnehmenden Lande nachgeſandt oder nach dem Aufgabeland zurückgeſandt, ſo werden die Gebühren, 
die bei der Weiterſendung nicht niedergeſchlagen werden können, zur Einziehung vom Empfänger oder 
Abſender von Poſtverwaltung zu Poſtverwaltung weitergerechnet. 

i Artikel 12. 
Gewährleiſtung. 

1. Die bei der Beförderung der Wertbriefe und Wertkäſtchen beteiligten Verwaltungen über- 
nehmen die Verantwortlichkeit in den durch die nachfolgenden Paragraphen feſtgeſetzten Grenzen, gleichviel 
ob die Beförderung im offenen oder geſchloſſenen Durchgang erfolgt. Dasſelbe gilt für Seebeförderungen, 
die durch die Verwaltungen der vertragſchließenden Länder ausgeführt oder vermittelt werden, jedoch 
nur dann, wenn dieſe Verwaltungen in der Lage ſind, die Verantwortlichkeit für die Wertſendungen auf 
den von ihnen benutzten Poſtdampfern oder Schiffen zu übernehmen. 

2. Wenn ein Wertbrief oder ein Wertkäſtchen verloren geht, beraubt oder beſchädigt wird, ſo 
hat der Abſender oder, in deſſen Ermangelung, der Empfänger Anſpruch auf einen dem wirklichen Betrag 
des Verluſtes, der Beraubung oder der Beſchädigung entſprechenden Erſatz, wenn nicht etwa höhere 
Gewalt oder einer der im § 1 des Artikels 9 bezeichneten Fälle vorliegt, und wenn ferner der Schaden 
nicht durch die Schuld oder Fahrläſſigkeit des Abſenders oder durch die natürliche Beſchaffenheit des 
Gutes herbeigeführt worden ift. Die Entſchädigung darf in keinem Falle den angegebenen Betrag über- 
ſteigen. Mittelbarer Schaden oder entgangener Gewinn bleiben außer Betracht. 

Iſt dem Abſender im Falle des Verluſtes einer Sendung oder des völligen Verderbs ihres 
Inhalts Erſatz geleiſtet worden, jo hat er außerdem Anſpruch auf Erſtattung der Beförderungsgebühren 
und, wenn durch Verſchulden der Poft eine Nachfrage veranlaßt worden ift, auf Erſatz der poſtſeitig 
erhobenen Nachfragekoſten. Die Verſicherungsgebühr verbleibt jedoch den Poſtverwaltungen. 

3. Die Verpflichtung zur Zahlung des Erſatzbetrags liegt der Verwaltung ob, der die Aufgabe- 


Poſtanſtalt angehört. Dieſer Verwaltung bleibt der Rückgriff auf die verantwortliche Verwaltung, d. h. 
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auf diejenige vorbehalten, in deren Gebiet oder Dienſtbereich ſich der Verluſt, die Beſchädigung oder die 
Beraubung ereignet hat. — | 

Wenn ein Wertbrief oder ein Wertkäſtchen infolge höherer Gewalt verloren gegangen, beraubt 
oder beſchädigt worden iſt, ſo iſt dafür die Verwaltung, auf deren Gebiet oder in deren Dienſtbereich 
der Verluſt, die Beraubung oder die Beſchädigung erfolgt iſt, der Aufgabeverwaltung gegenüber ver⸗ 
antwortlich, ſofern beide Länder die Erſatzverbindlichkeit für Wertſendungen im Falle höherer Gewalt 
übernehmen. 

4. Bis zum Nachweis des Gegenteils liegt die Verantwortlichkeit derjenigen Verwaltung ob, 
welche die Sendung unbeanſtandet übernommen hat und, nachdem ſie in den Beſitz aller vorſchriftsmäßigen 

Unterlagen für die Nachforſchungen geſetzt worden iſt, weder die Aushändigung an den Empfänger noch 
die vorſchriftsmäßige Weitergabe an die folgende Verwaltung nachweiſen kann. 

5. Der Erſatzbetrag ſoll von der Verwaltung des Aufgabelandes ſobald als möglich und 
ſpäteſtens innerhalb ſechs Monaten, vom Tage der Nachfrage an gerechnet, gezahlt werden. Im Ver- 
kehr mit überſeeiſchen Ländern beträgt dieſe Friſt neun Monate. 

Die Aufgabeverwaltung kann die Erſatzleiſtung ausnahmsweiſe über dieſe Friſten hinausſchieben, 
wenn ſie bei deren Ablauf über den Verbleib der vermißten Sendung oder über den Umfang des 
Schadens noch nicht ſicher unterrichtet oder wenn die Frage, ob der Verluſt auf höherer Gewalt beruht, 
noch nicht geklärt iſt. 

Die Aufgabeverwaltung iſt jedoch berechtigt, den Abſender für Rechnung der Zwiſchen- oder der 
Beſtimmungsverwaltung zu entſchädigen, wenn dieſe, nachdem die Sache ordnungsmäßig anhängig 
gemacht worden iſt, ſechs und im Verkehr mit überſeeiſchen Ländern neun Monate hat verſtreichen laſſen, 
ohne ſie zu erledigen. 

Die verantwortliche oder diejenige Verwaltung, für deren Rechnung eine Zahlung gemäß vor⸗ 
ſtehendem Abſatz geleiſtet wird, iſt verpflichtet, der Aufgabeverwaltung den Erſatzbetrag und gegebenen- 
falls die Zinſen innerhalb drei Monaten nach erfolgter Benachrichtigung zu erſtatten. Die Erſtattung 
geſchieht ohne Koſten für die Gläubigerverwaltung durch Poſtanweiſung, durch Wechſel oder in Münzen, 
die im Gläubigerland umlaufsfähig ſind. Nach Ablauf der drei Monate verzinſt fig die der Aufgabe! 
verwaltung geſchuldete Summe mit jährlich 7 v. H., und zwar vom Tage des Ablaufs dieſer Friſt an. 

Wenn eine Verwaltung, deren Verantwortlichkeit gehörig feſtgeſtellt ift, anfangs die Zahlung 
der Entſchädigung abgelehnt hat, ſo muß ſie außerdem alle Nebenkoſten tragen, die aus der nicht 
gerechtfertigten Verzögerung der Zahlung entſtehen. 

6. Der Anſpruch auf Entſchädigung ſoll nur zuläſſig. fein, wenn innerhalb eines Jahres, vom 
Tage nach der Aufgabe der Wertſendung an gerechnet, erhoben wird; nach Ablauf dieſes Zeitraums 
kann der Antragſteller keine Entſchädigung mehr beanſpruchen. 

7. Die Verwaltung, für deren Rechnung die Erſatzleiſtung für abhanden gekommene Wert⸗ 
ſendungen erfolgt, tritt in alle Rechte des Eigentümers ein. \ 

8. Wenn der Verluft, die Beraubung oder die Beſchädigung ſich während der Beförderung 
ereignet hat und nicht feſtgeſtellt werden kann, auf welchem Gebiet oder in welchem Dienſtbereich dies 
geſchehen iſt, ſo tragen die beteiligten Verwaltungen den Schaden zu gleichen Teilen. Wenn indes die 
Beraubung oder Beſchädigung im Beſtimmungsland feſtgeſtellt worden iſt, ſo muß die Verwaltung dieſes 
Landes nachweiſen, daß Verpackung und Verſchluß der Sendung keine ſichtbare Beſchädigung aufgewieſen 
haben, und daß das Gewicht mit dem bei der Einlieferung ermittelten übereingeſtimmt hat. 

Wenn der Verluſt, die Beraubung oder die Beſchädigung im Gebiet oder Dienſtbereich einer 
dieſem Abkommen nicht beigetretenen Zwiſchenverwaltung ſich ereignet hat, ſo tragen die anderen Ver⸗ 
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waltungen den Schaden zu gleichen Teilen. In dieſem Falle muß der Abſender zweifelsfrei nachweiſen, 
daß der Inhalt der Sendung vollzählig, unbeſchädigt und ſorgfältig verpackt war. 

9. Für den Inhalt der Sendungen mit Wertangabe, die von den Empfangsberechtigten gegen 
Quittung in Empfang genommen worden ſind, ſind die Poſtverwaltungen nicht mehr verantwortlich, 
ſofern nicht etwa der Empfänger bei nachträglicher Feſtſtellung des Schadens dieſen unverzüglich an- 
meldet und dabei ſeine Glaubwürdigkeit nachweiſen kann. Die Verwaltungen find ferner nicht ver- 
antwortlich für Sendungen, über die ſie keinen Nachweis führen können, weil die bezüglichen Dienſtpapiere 
durch höhere Gewalt vernichtet worden ſind. 


Artikel 13. 
Geſetzgebung der vertragſchließenden Länder; beſondere Abkommen. 

1. Jedem Lande iſt das Recht vorbehalten, auf Sendungen mit Wertangabe nach oder aus 
anderen Ländern ſeine inneren Geſetze oder Verordnungen anzuwenden, ſoweit nicht durch dieſes Abkommen 
etwas anderes beſtimmt iſt. 

2. Die Feſtſetzungen dieſes Abkommens beſchränken nicht die Befugnis der vertragſchließenden 
Teile, zur Herabſetzung der Gebühren oder zu jeder anderen Verbeſſerung des Dienſtes beſondere Mb- 
kommen untereinander beſtehen zu laſſen oder abzuſchließen ſowie engere Vereine aufrechtzuerhalten oder 
zu gründen. 

3. Im Verkehr zwiſchen Verwaltungen, die ſich hierüber verſtändigt haben, können die Abſender 
von Wertkäſtchen auf Grund vorgängiger Erklärung bei der Aufgabe-Poſtanſtalt die Bezahlung der Zoll- 
und anderen nichtpoſtmäßigen Gebühren, die etwa im Beſtimmungsland erhoben werden, übernehmen, 
wenn ſie ſich verpflichten, auf Verlangen der Beſtimmungs⸗Poſtanſtalt die von dieſer Anſtalt angegebenen 
Beträge zu zahlen. > | 

Die Verwaltung, die für Rechnung des Abſenders die Verzollung vornehmen läßt, kann dafür 
eine beſondere Gebühr erheben, die 25 Centimen für das Käſtchen nicht überſteigen darf. Dieſe Gebühr 
ift unabhängig von der im Artikel 5 $ 3 vorgeſehenen Gebühr. 


Artikel 14. 
Vorübergehende Einſtellung des Dienſtes. 

Jede der Verwaltungen der vertragſchließenden Länder kann den Austauſch von Wertſendungen 
zeitweiſe, abgehend wie eingehend, ganz oder zum Teil einſtellen, wenn außergewöhnliche Verhältniſſe 
vorliegen, die eine derartige Maßnahme rechtfertigen. Sie muß jedoch in ſolchem Falle die beteiligten 
Verwaltungen unverzüglich, nötigenfalls telegraphiſch, davon benachrichtigen. 

Artikel 15. 
Beitritt nener Länder. 
i Den Vereinsländern, die an diefem Abkommen nicht teilgenommen Haben, ift der Beitritt auf 
ihren Antrag und in der Form geſtattet, die durch Artikel 26 des Hauptvertrags für den Eintritt in 
en Weltpoſtverein vorgeſchrieben iſt. | 
Artifel 16. 
Vollzugsordnung. 


Die Poſtverwaltungen der vertragſchließenden Länder regeln die Form und Verſendungsweiſe 
mm Wertbrieſe und Wertkäſtchen und ſetzen alle weiteren Dienſtvorſchriften feft, die erforderlich find, um 
de Ausführung dieſes Abkommens zu ſichern. 
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Artikel 17. 
Vorſchläge in der Zeit zwiſchen den Verſammlungen. 

1. In der Zeit zwiſchen den Verſammlungen, die im Artikel 27 des Hauptvertrags vorgeſehen 
ſind, iſt jede Poſtverwaltung eines vertragſchließenden Landes berechtigt, den anderen beteiligten Ver⸗ 
waltungen durch Vermittlung des Internationalen Büros Vorſchläge in betreff des Wertbrief⸗ und Wert- 
käſtchendienſtes zu unterbreiten. 

Jeder Vorſchlag muß, um zur Beratung geſtellt zu werden, von mindeſtens zwei Verwaltungen 
unterſtützt fein, diejenige nicht eingerechnet, von welcher der Vorſchlag herrührt. Geht dem Internationalen 
Büro nicht zu gleicher Zeit mit dem Vorſchlag die erforderliche Zahl von Unterſtützungserklärungen zu, 
ſo bleibt der Vorſchlag ohne Folge. 

2. Jeder Vorſchlag unterliegt dem im 8 2 des Artikels 28 des Hauptvertrags feſtgeſetzten 
Verfahren. 

3. Die Vorſchläge müſſen, um vollſtreckbar zu werden, erhalten: 

1. Einſtimmigkeit, wenn es ſich um die Aufnahme neuer Beſtimmungen oder um die Anderung 
der Beſtimmungen dieſes Artikels und der Artikel 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 12 und 18 
handelt; 

2. zwei Drittel der Stimmen, wenn es ſich um die Anderung anderer Beſtimmungen dieſes 
Abkommens als derjenigen der Artikel 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 12, 17 und 18 handelt; 

3. einfache Stimmenmehrheit, wenn es ſich um die Auslegung der Beſtimmungen dieſes Ab- 
kommens handelt; doch gelten im Falle einer Streitigkeit die im Artikel 25 des Haupt- 
vertrags vorgeſehenen Beſtimmungen. 

4. Die gültigen Beſchlüſſe werden in den beiden erſten Fällen durch eine diplomatiſche Erklärung, 
im dritten Falle durch eine Mitteilung im Verwaltungsweg in der im Artikel 28 des Hauptvertrags 
bezeichneten Form beſtätigt. 

5. Die angenommenen Anderungen oder Beſchlüſſe treten früheſtens drei Monate nach ihrer 
Bekanntmachung in Kraft. ; 

Artikel 18. 
Daner des Abkommens; Aufhebung früherer Beſtimmungen. 

1. Dies Abkommen ſoll am 1. Januar 1922 in Kraft treten und gleiche Dauer haben wie der 
Hauptvertrag; jedem Lande iſt jedoch das Recht vorbehalten, auf Grund einer von ſeiner Regierung 
der Regierung der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft ein Jahr vorher gemachten Mitteilung von dem 
Abkommen zurückzutreten. 

Jedes Land darf indes die Gebühren ſchon vor dem genannten Zeitpunkt in Kraft ſetzen, muß 
hiervon aber dem Internationalen Büro mindeſtens einen Monat vorher, nötigenfalls telegraphiſch, 
Mitteilung machen. 

2. Mit dem Tage des Inkrafttretens dieſes Abkommens werden alle Beſtimmungen des 1906 
in Rom abgeſchloſſenen Wertbrief- und Wertkäſtchenabkommens aufgehoben. 

3. Dies Abkommen ſoll ſobald als möglich ratifiziert werden. Die Ratifikationsurkunden ſollen 
in Madrid ausgewechſelt werden. Ga 

Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten der obenbezeichneten Länder dies Abkommen 
unterzeichnet zu Madrid, am dreißigſten November eintauſendneunhundertundzwanzig. ? 


15: 
Pour | Ethiopie : 


Pour l’ Allemagne: 
Weuldeu-Berhane 


Ronge 
1 Pour la Finlande: 
rth G. E. F. Albrecht 


Pour la République Argentine: k 
P 1 5 Pour la France: 


A. Barrera Nicholson Mohn 
Pour! Autriche: Pour M. Georges Bonnet: 
Eberan x M. Lebon 
Pour la Belgique: G. Blin 
A. Pirard P. Bouillard 
Barrail 


Tixhon 
Hub. Krains 
Pour la colonie du Congo belge: 
M. Halewyck 
G. Tondeur 
Pour le Brésil: 
Alcibiades Peçanha 
J. Henrique Aderne 
Pour la Bulgarie : 
N. Startcheff 
N. Boschnakoff 
Pour le Chili: 

A. de la Cruz 
Floreneio Marquez de la Plata 
Gus. Cousino 
Pour la Chine: 

Liou Fou-Tcheng 
Pour la République de Colombie : 
e M. Mac Lellan 

Gabriel Roldan 


Pour le Danemark: 
Hollnagel Jensen 
Holmblad 


Pour l' Egypte: 

N. T, Borton 
Pour l' Espagne: 
Condé de Colombi 
José de Garcia Torres 
Guillermo Capdevila 
José de Espana 
Martin Vicente 
Antonio Camacho 


Pour l Algérie: 
H. Treuillé 
Pour les colonies et protectorats 
francais de l’ Indochine: 
André Touzet 


Dour ensemble des autres colonies 
françaises : 
G. Demartial 
Pour la Grande-Bretagne et divers 
dominions, colonies etprotectorats 
britanniques : 
F. H. Williamson 
E. J. Harrington 
E. L. Ashley Foakes 
Pour l Inde britannique : 
G. R. Clarke 
Pour la Nouvelle-Zélande : 
R. B. Morris 
Pour la Grece: 
P. Scassi 
Th. Pentheroudakis 
Pour le Guatemala: 
Juan J. Ortega 
Enrique Traumann 
Pour la République d'Haïti: 
Luis Ma. Soler 


Ricardo Beltrán y Rôzpide 
Pour la Hongrie: 
0. de Fejér 
G. Baron Szalay 


Pour la République du Honduras: 


Pour: U Islande: 
Hollnagel Jensen 


Pour l Italie et les colonies 
italiennes: 
E. Delmati 
S. Ortisi 


Pour le Japon: 
S. Nakanishi 
Arajiro Miura 
Y. Hiratsuka 
Pour le Chosen: 
S. Nakanishi 
Arajiro Miura 
Y. Hiratsuka 


Pour l’ ensemble des autres 
dépendances japonaises: 
S. Nakanishi 
Arajiro Miura 
Y. Hiratsuka 
Pour la République de Libéria: 
Luis Ma. Solér 
Pour le Luxembourg: 


G. Faber 


Pour le Maroc 


(Al’exelusiondelaZone espagnole): 


Gerard Japy 
J. Walter 
Pour le Maroc (Zone espagnole): 
M. Aguirre de Cärcer 
L. Lôpez-Ferrer 
C. Garcia de Castro 
Pour le Nicaragua: 
M. Ig. Terän 
Pour la Norvège: 
Sommerschild 
Klaus Helsing 


Pour la Republique de Panama: 
J. D. Arosemena 
Pour le Paraguay: 
Fernando Pignet 
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Pour les Pays-Bas: Pour la Pologne: Pour le Royaume des Serbes, 

A. W. Kymmell W. Dobrowolski Croates et Slovenes: 

J. S. v. Gelder Maciejewski Drag. Dimitriyevitch 

Dr. Marjan Blachier S. P. Toutoundjitch 

Pour les Indes néerlandaises: Pour le Portugal: Dr. Franya Pavlitch 

Wigman Henrique Mousinho de Costa Zlatanovitch 
W. F. Gerdes Oosterbeek Albuquerque Bi: 
J. van der Wert Pour les colonies portugaises Julius Juhlin 


de I’ Afrique: 


Pour les colonies néerlandaises Juvenal Elvas Floriado Santa Thore Wenngvist 


Pour la Suisse: 


en Amérique : Barbara | 
Wigman Pour les colonies portugaises de A BU 
W. F. Gerdes Oosterbeek Asie et de l'Océanie: GERS 
J. van der Werf José Emilio dos Santos e Silva Pour la Tchécoslovaquie: 
Pour le Pérou: Pour la Roumanie : Dr. DORE Ruzicka 
D. C. Urrea D. G. Marinesco Václav Kucera 
0. Barrenechea y Raygada Eug. Boukman Pour la Tunisie: 
Pour le Salvador: Gérard Japy 
Pour la Perse: Ismael G. Fuentes A. Barbarat 
Hasséin Khan Alaï Pour le Territoire de la Sarre: Pour la Turquie : 
C. Molitor Douarche Méhméd-Ali 
Schluß protokoll. 


Im Begriff, zur Unterzeichnung des Wertbrief, und Wertkäſtchenabkommens zu ſchreiten, find 

die unterzeichneten Bevollmächtigten über folgendes übereingekommen: 
I: 

Abweichend von der Beſtimmung im Artikel 1 $ 3 des Abkommens, daß bei Feſtſetzung des 
Meiſtbetrags der Wertangabe in keinem Falle unter den Betrag von 10 000 Franken heruntergegangen 
werden darf, wird vereinbart, daß jedes Land dieſen Meiſtbetrag auf 5 000 Franken oder, wenn es für 
ſeinen inneren Verkehr einen geringeren Meiſtbetrag als 5000 Franken angenommenen hat, auf dieſen 


geringeren Betrag feſtſetzen kann. * 


Abweichend von den Vorſchriften im § 4 des Artikels 4 des Abkommens bleibt die im Rund- 
ſchreiben des Internationalen Büros in Bern vom 17. Januar 1916 Nr. 270/17 feſtgeſetzte Beſtimmung, 
wonach Abrechnungen über die Verſicherungsgebühren für Wertſendungen vorläufig nicht aufgeſtellt 
werden, bis auf weiteres beſtehen. 

Zu Urkund deſſen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten dies Schlußprotokall aufgenommen, 
das dieſelbe Kraft und dieſelbe Gültigkeit haben foll, als wenn feine Beſtimmungen in dem Abkommen, 
worauf es ſich bezieht, ſelbſt ſtänden, und haben das Schlußprotokoll in einem Stück unterzeichnet, das 


im Archiv der ſpaniſchen Regierung niedergelegt und wovon jedem Teil eine Abſchrift zugeſtellt werden wird. 


Geſchehen zu Madrid, am dreißigſten November eintauſendneunhundertundzwanzig. 
(Unterſchriften wie oben). 
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Poſtpaketvertrag 
abgeſchloſſen zwiſchen 
Deutſchland, der Argentiniſchen Republit, Öfterreih, Belgien und der Kolonie Belgiſch Kongo, 
Bolivien, Braſilien, Bulgarien, Chile, China, der Republik Kolumbien, der Republik Coſtarica, 
der Republit Kuba, Dänemark, der Dominikaniſchen Republik, Agypten, Ekuador, Spanien und den 
ſpauiſchen Kolonien, Äthiopien, Finland, Frankreich, Algerien, den franzöſiſchen Kolonien und den 
Protektoraten in Judochina, der Geſamtheit der übrigen franzöſiſchen Kolonien, Griechenland, 
Guatemala, der Republik Haiti, der Republik Honduras, Ungarn, Britiſch Indien, IJsland, Italien 
und den italienischen Kolonien, Japan, Korea, der Geſamtheit der übrigen Nebengebiete Japans, 
der Republik Liberia, Luxemburg, Marokko (mit Ausſchluß der ſpaniſchen Zone), Marokko (ſpaniſche 
Zone), Nikaragua, Norwegen, der Republit Panama, Paraguay, den Niederlanden, Niederländiſch 
Indien, den niederländiſchen Kolonien in Amerika, Pern, Perſien, Polen, Portugal, den portu⸗ 
gieſiſchen Kolonien in Afrika, den portugieſiſchen Kolonien in Aſien und Ozeanien, Rumänien, 
Rußland, der Republik San Marino, Salvador, dem Saargebiet, dem Königreich der Serben, 
Kroaten und Slovenen, dem Königreich Siam, Schweden, der Schweiz, der Tſchechoſlowakei, Tunis, 
der Türkei, Uruguay und den Vereinigten Staaten von Venezuela. 


Die Unterzeichneten, Bevollmächtigte der Regierungen der vorſtehend aufgeführten Länder, haben 
auf Grund des Artikels 21 des Hauptvertrags im Einvernehmen miteinander und unter Vorbehalt der 
Ratifikation folgenden Vertrag abgeſchloſſen: 

Artikel 1. 
Gegenſtand des Vertrags. 

; 1. Unter der Bezeichnung „Poſtpakete“ können zwiſchen den obengenannten Ländern Pakete 
mit oder ohne Wertangabe bis zum Gewicht von 10 Kilogramm verſandt werden, und zwar in folgenden 
Gewichtſtufen: bis zu 1 Kilogramm, über 1 bis 5 Kilogramm und über 5 bis 10 Kilogramm. 

Ausnahmsweiſe ift es jedem Lande geſtattet, nur Pakete der Gewichtſtufe von 5 Kilogramm 
anzunehmen und ſich mit der Beförderung von Paketen mit Wertangabe ſowie von ſperrigen Paketen 
nicht zu befaſſen. 

Jedes Land ſetzt für ſein Gebiet den Meiſtbetrag der Wertangabe feſt; dieſer darf in keinem 
Falle unter 1000 Franken heruntergehen. 

Im Verkehr zwiſchen zwei oder mehreren Ländern, die Meiſtbeträge von verſchiedener Höhe 
angenommen haben, muß die niedrigſte Grenze gegenſeitig eingehalten werden. 

2. Die Poſtverwaltungen der beteiligten Länder können die Zulaſſung von Paketen im Gewicht 
von mehr als 10 Kilogramm auf der Grundlage der Beſtimmungen des Vertrags verabreden; hierbei 
bleibt den Verwaltungen vorbehalten, die Gebühren und im Falle des Verluſtes, der Beraubung oder 
der Beſchädigung den Erſatzbetrag zu erhöhen. 

3. Die Vollzugsordnung enthält die ſonſtigen Bedingungen, unter denen Pakete zur Beförderung 


zugelaſſen werden. Artikel 2 
rtikel 2. 


Durchgang der Palete. 
i 1. Die Freiheit des Durchgangs ift auf dem Gebiet jedes der vertragſchließenden Länder 
gewährleiſtet; die bei der Beförderung beteiligten Verwaltungen übernehmen die Verantwortlichkeit in 
en Grenzen, die der nachfolgende Artikel 16 beſtimmt. 
; Die an diefem Vertrag teilnehmenden Verwaltungen können fi) demnach durch Vermittlung 
einer oder mehrerer von ihnen gegenſeitig Poſtpakete zuſenden. 
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2. Wenn keine andere Abmachung zwiſchen den beteiligten Verwaltungen getroffen iſt, werden 
Poſtpakete, die zwiſchen nichtangrenzenden Ländern ausgetauſcht werden, bloßgehend überwieſen. 
Artikel 3. 
Vergütungen für die Beförderung. 
1. Die Verwaltung des Aufgabelandes hat an jede am Landdurchgang teilnehmende Verwaltung 
zu vergüten für das Paket: 


bis 1 Kilogramm 30 Centimen, 
bis 5 Kilogramm 50 Centimen, 
über 5 bis 10 Kilogramm 90 Centimen. 


2. Außerdem hat die Verwaltung des Aufgabelandes bei ein⸗ oder mehrfacher Seebeförderung 
an jede Verwaltung, die an der Seebeförderung teilnimmt, und eintretendenfalls für jeden Dienſt derſelben 
Verwaltung für das Paket zu vergüten: 


Pakete Pakete Pakete über 
bis 1 Kilo⸗ bis 5 Kilo- 5 bis 10 
gramm gramm Kilogramm 


Fr. Fr. Fr. 


Entfernungsſtufen 


Bis 500 Seemeilen 0,15 0,25 0,45 
von 501 bis 1000 15 N a 0,25 0,40 0,75 
„ 1001 „ 2000 > ART 0,40 0,60 1,10 
, 2001 , 3000 = rss 0,50 0,80 1,45 
„ 3001 , 4000 e Ree 0,60 1,00 1,80 
, 4001 „ 5000 K Ge 0,70 1,20 2,15 
„ 5001 „ 6000 à Lan MES 0,80 1,40 2,50 
, 6001 , 7000 = SE 0,90 1,60 2,85 
„ 7001 „ 8000 = EEE 1,00 1,80 3,20 
„ 8001 „ 9000 d IGochſtbetrag) 2,00 3,55 
„ 9001 , 10000 * * = 2,20 3,90 
d. h. über 1000 Seemeilen für jede weiteren 
1000 Meilen oder einen Teil von 1000 
— sr Te 0,20 0,35 


Die Beförderungsſtrecken werden nach der mittleren Entfernung zwiſchen den in Betracht 
tommenden Häfen der beiden in Verbindung ſtehenden Länder berechnet. 

Bei Paketen bis zu 1 Kilogramm darf jedoch die Vergütung, die an jede an der Seebeförderung 
beteiligte Verwaltung zu zahlen iſt, ohne Rückſicht auf die Entfernungsſtrecke den Betrag von 1 Franken 
für das Stück nicht überſteigen. 

3. Die vertragſchließenden Länder können, gleichviel ob ſie den Franken als Münzeinheit haben 
oder nicht, ihren Landanteil ermäßigen oder erhöhen, und zwar gleichzeitig in abgehender und in an 
kommender Richtung; ſie haben aber die ſchweizeriſche Poſtverwaltung mindeſtens einen Monat vorher 
davon zu benachrichtigen. Die Ermäßigung oder Erhöhung muß wenigſtens ſechs Monate gültig bleiben. 
Die Erhöhung darf keinesfalls die für jede Gewichtſtufe feſtgeſetzten Grundgebühren überſteigen. 

Die Gebühr, die dem Aufgabe⸗ oder Beſtimmungsland zukommt, darf jedoch nicht höher werden 

als die Gebühr, die das Land für Pakete der gleichen Gewichtsſtufe in feinem inneren Verkehr erhebt. 


BE | 
Se 157 

Ebenſo können die vertragſchließenden Länder die oben im 8 2 bezeichneten, für die Seebeförderung 
; geltenden Gebühren ermäßigen oder um höchſtens 100 v. H. erhöhen. Die Erhöhung kann aber nur 
vorgenommen werden, wenn ſie auch für die Pakete aus dem Lande gilt, das die Seebeförderung aus— 
führt; hierbei bleibt der Verkehr zwiſchen dieſem Land und ſeinen Kolonien außer Betracht. 

4. Für ſperrige Pakete werden die durch die vorſtehenden 88 1 und 2 feſtgeſetzten Vergütungs- 
beträge um 50 v. H. erhöht. 

5. Unabhängig von den vorbezeichneten Durchgangsvergütungen hat die Verwaltung des Auf— 
gabelandes für Pakete mit Wertangabe für jede Verwaltung, die an der Beförderung verantwortlich 
teilnimmt, und eintretendenfalls für jeden Dienſt derſelben Verwaltung einen Anteil an Verſicherungs⸗ 
gebühr zu entrichten; dieſer Anteil beträgt beim Landdurchgang 5 Centimen und beim Seedurchgang 
10 Centimen für je 300 Franken oder einen Teil von 300 Franken. 

6. Die in dieſem Vertrag vorgeſehenen, in Franken oder Centimen feſtgeſetzten Gebühren beruhen 
auf dem Goldfranken, deſſen Wert gleich iſt der Menge Goldes (nach Gewicht und Feingehalt), wie ſie 
dem Münzfuß der Länder, die den Franken als Münzeinheit haben, nach der geltenden Geſetzgebung entſpricht. 

Die Gegenwerte der Gebühren werden in der Währung der vertragſchließenden Länder feſtgeſetzt, 
wie es im Artikel II der Vollzugsordnung zu dieſem Vertrag vorgeſehen iſt. à 


Artikel 4. 
Freimachungszwang. 
Poſtpakete müſſen freigemacht werden. 


Artikel 5. 
Gebühren und Zuſchlaggebühren; Rückſcheine. 

1. Die Gebühr für Poſtpakete fegt fih zufammen: für ein Paket bis zum Gewicht von 1 Kilogramm 
aus ſoviel mal 30 Centimen, für ein Paket bis zum Gewicht von 5 Kilogramm aus ſoviel mal 50 Centimen, 
und für ein Paket von mehr als 5 bis 10 Kilogramm aus ſoviel mal 90 Centimen, als Verwaltungen 
an der Landbeförderung teilnehmen. Hierzu tritt gegebenenfalls als Endanteil in abgehender und an⸗ 
kommender Richtung die im 83 des Artikels 3 vorgeſehene Zuſchlaggebühr. Ferner ſind erforderlichenfalls 
zu berückſichtigen die im Artikel 3 § 2 angegebene Seegebühr ſowie der entſprechende, im $3 vorgeſehene 
Seezuſchlag und die in den folgenden Paragraphen erwähnten Gebühren und Zuſchläge. 

2. Sperrige Pakete unterliegen einem Gebührenzuſchlage von 50 vom Hundert, der nötigenfalls 
auf eine durch 5 Centimen teilbare Summe aufgerundet wird. Dieſer Gebührenzuſchlag gilt nicht für 
die in den nachſtehenden 8s 4 und 5 vorgeſehenen Zuſchläge. 

3. Bei Paketen mit Wertangabe tritt für den unteilbaren Betrag von je 300 Franken hinzu: 

a) eine Gebühr von 5 Centimen für jede an der Landbeförderung teilnehmende Verwaltung; 
b) eine Gebühr von 10 Centimen für jede Seebeförderung. 

Als Übergangsmaßregel bleibt es jedoch der Aufgabeverwaltung vorbehalten, eine von den 
obigen Sätzen abweichende Verſicherungsgebühr zu erheben, doch darf die vom Abſender erhobene Gebühr 
insgeſamt 50 Centimen für je 300 Franken der verſicherten Summe nicht überſteigen. 

: Die Länder, die bereit find, für den durch höhere Gewalt entſtehenden Schaden zu haften, 
können dafür bei Paketen mit Wertangabe einen beſonderen Zuſchlag erheben; doch darf dieſer Zuſchlag 
und die regelmäßige Verſicherungsgebühr zuſammen nicht über den im vorhergehenden Abſatz angegebenen 
Höchſtſatz hinausgehen. > Gs i 
I Jedes Aufgabeland kann für ſich eine Behandlungsgebühr erheben, die nicht mehr als 50 Centimen 
für jedes Paket mit Wertangabe betragen darf. 
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4. Den vertragſchließenden Ländern fteht die Befugnis zu, für jedes bei ihren Anſtalten ein- 
gelieferte oder dahin beſtimmte Poſtpaket eine Zuſchlaggebühr von 25 Centimen zu erheben. Dieſe 
Beſtimmung gilt als Übergangsmaßregel. 7 

Ausnahmsweiſe kann dieſer Zuſchlag erhöht werden: für die Argentiniſche Republik, Oſterreich, 
Bolivien, Braſilien, Chile, China, Kolumbien, Agypten (für die Poſtanſtalten im Sudan), Ekuador, 
Finland, Griechenland, Guatemala, Indochina (für einzelne Poſtanſtalten im Laos-Gebiet), Britiſch 
Indien, Nikaragua, die Republik Panama, Peru, die portugieſiſchen Kolonien in Afrika (für einzelne 
Poſtanſtalten in Angola und Moſambik), das Europäiſche und das Aſiatiſche Rußland — für jedes 
beſonders —, Salvador, Siam, Schweden, die Aſiatiſche Türkei, Uruguay und Venezuela auf höchſtens 
75 Centimen, für Bulgarien, die Republik Haiti und Island auf 50 Centimen, für die Dominikaniſche 
Republik auf 40 Centimen und für die niederländiſchen Kolonien auf 1 Franken 50 Centimen. 

Athiopien kann einſtweilen Zuſchläge von 40 Centimen, 1 Franken 25 Centimen und 1 Franken 
70 Centimen für Pakete der drei Gewichtsſtufen (1 Kilogramm, 1 bis 5 Kilogramm, 5 bis 10 Kilo- 
gramm) erheben. 

Die Republik Panama kann vorläufig einen Zuſchlag von 50 Centimen für die 1 
der Pakete über die Landenge erheben. 

5. Für die Beförderung zwiſchen dem Feſtland von Frankreich einerſeits und Algerien und 
Corſica anderſeits wird als Seevergütung ein Zuſchlag in Höhe der Seegebühren für Beförderungen 
bis zu 500 Seemeilen für jedes Paket vom Abſender erhoben, außerdem bei Paketen mit Wertangabe 
als Verſicherungsgebühr ein Zuſchlag von 10 Centimen für je 300 Franken oder einen Teil davon. 

Für jedes Paket mit Wertangabe von oder nach Corſica und von oder nach Algerien wird als 
corſiſcher oder als algeriſcher Landgebührenanteil ein Zuſchlag zur Verſicherungsgebühr von 5 Centimen für 
je 300 Franken oder einen Teil davon vom Abſender erhoben. 

Der ſpaniſchen Verwaltung ſteht es frei, für die Beförderung zwiſchen dem Feſtland von 
Spanien einerſeits und den Balearen, den ſpaniſchen Beſitzungen in Nordafrika und den Poſtanſtalten 
der ſpaniſchen Zone von Marokko anderſeits einen Zuſchlag von 25 Centimen und für die Beförderung 
zwiſchen dem Feſtland von Spanien und den Canariſchen Inſeln einen ſolchen von 50 Centimen 
zu erheben. 

Die portugieſiſche Verwaltung kann für die Beförderung zwiſchen dem Feſtland von Portugal 
und Madeira ſowie den Azoren einen Zuſchlag von 1 Franken 50 Centimeu für jedes Paket bis 5 Kilo- 
gramm erheben. 

6. Der Abſender eines Poſtpakets kann über die Aushändigung des Pakets eine Beſcheintgung 
ückſchein) erhalten, wenn er im voraus eine feſte Gebühr im Betrag der Gebühr für einen einfachen 
Brief zahlt. Das Doppelte dieſer Gebühr kann für Rückſcheine erhoben werden, die erſt nach der 
Einlieferung des Pakets verlangt werden, ebenſo für Nachfragen, wenn der Abſender nicht ſthon die 
beſondere Gebühr für einen Rückſchein gezahlt hat. Das Doppelte der genannten Gebühr kann auch 
vom Abſender eines unbeſtellbaren Pakets erhoben werden, ſobald ihm der Vordruck zur Unbeſtellbarkeits— 
meldung (Artikel XV der Vollzugsordnung) zur Ausfüllung zugeſtellt wird. Die Gebühren verbleiben 
ungeteilt der Verwaltung des Aufgabelandes. 


Artikel 6. 
Vergütungen an die Beſtimmungs⸗ und die Durchgaugsberwaltungen. 
Die abſendende Verwaltung vergütet für jedes Paket: 
a) an die Verwaltung des Beſtimmungsgebiets für ein Paket bis zum Gewicht von 1 Kilo- 
gramm — wenn zugelaſſen — 30 Centimen, für ein Paket bis zum Gewicht von 5 Kilo- 
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gramm 50 Centimen und für ein Paket von mehr als 5 bis 10 Kilogramm 90 Centimen; 
hierzu treten erforderlichenfalls die in den erſten fünf Paragraphen des vorhergehenden 
Artikels 5 vorgeſehenen Zuſchlagbeträge und eine Gebühr von 5 Centimen für je 
300 Franken oder einen Teil von 300 Franken des angegebenen Wertbetrags ſowie die 
im Artikel 9 vorgeſehene Eilbeſtellgebühr; 

b) an jede etwaige Durchgangsverwaltung die im Artikel 3 vorgeſehenen Sätze. 

Artikel 7. 

Gebühren für die Beſtellung und für die Erfüllung von Zollförmlichteiten. 

Das Beſtimmungsland kann für die Beſtellung und für die Erfüllung der Zollförmlichkeiten 
eine Gebühr erheben, deren Geſamtbetrag 50 Centimen für jedes Paket nicht überſteigen darf. Wenn 
keine andere Vereinbarung zwiſchen den beteiligten Verwaltungen beſteht, wird dieſe Gebühr vom 
Empfänger bei der Aushändigung des Pakets eingezogen. Ferner wird den Beſtimmungsverwaltungen 
das Recht zugeſtanden, nach dem erſten vergeblichen Beſtellverſuch eine beſondere Beſtellgebühr von 
höchſtens 50 Centimen für jeden weiteren Beſtellverſuch zu erheben. 

Artikel 8. 
Nachnahmepalete. 

1. Pakete können im Verkehr zwiſchen den Ländern mit Nachnahme belaſtet werden, deren 
Verwaltungen ſich über die Einführung eines ſolchen Dienſtes verſtändigen. Der Höchſtbetrag der 
Nachnahme iſt gleich dem Meiſtbetrag für Poſtanweiſungen nach dem Aufgabeland der Pakete. 

Im Durchgang muß aber jedes Land Nachnahmepakete ohne Rückſicht auf die Höhe der Nad- 
nahme zulaſſen. 

2. Vom Abſender eines mit Nachnahme belaſteten Pakets wird eine beſondere Gebühr von 
1 v. H. des Nachnahmebetrags erhoben. Die Aufgabeverwaltung kann die Gebühr entſprechend ihrer 
Währung abrunden ſowie eine Mindeſtgebühr feſtſetzen, die eine halbe Münzeinheit nicht überſteigen darf. 

Die Gebühr von 1 v. H. wird zwiſchen der Verwaltung des Aufgabelandes und der des 
Beſtimmungslandes in der durch die Vollzugsordnung vorgeſchriebenen Weiſe geteilt. 

4 3. Die Abwicklung der eingezogenen Nachnahmebeträge geſchieht durch Nachnahme-Poſt⸗ 
anweiſungen, die unentgeltlich übermittelt werden. | 

Der Betrag einer unbeſtellbaren Nachnahme-Poſtanweiſung bleibt zur Verfügung der Verwaltung 
des Aufgabelandes des Nachnahmepakets. 

In jeder ſonſtigen Beziehung ſind die Nachnahme-Poſtanweiſungen den Beſtimmungen des 
Poſtanweiſungsabkommens unter den in der Vollzugsordnung vorgeſehenen Vorbehalten unterworfen. 

4. Für den Verluſt eines Nachnahmepakets iſt die Poſt unter den im nachfolgenden Artikel 16 
für Pakete ohne Nachnahme feſtgeſetzten Bedingungen haftpflichtig. 

Nach Aushändigung der Sendung iſt die Verwaltung des Beſtimmungslandes für den Nad- 
nahmebetrag verantwortlich, wenn ſie nicht beweiſen kann, daß das Paket und die zugehörende Paket⸗ 
karte bei der Überweiſung an ihre Dienſtſtelle nicht die Bezeichnungen trugen, welche die Vollzugs— 
ordnung für Nachnahmepakete vorſchreibt. 

Für die vom Empfänger ordnungsmäßig eingezogenen Beträge wird dem Abſender unter den 
im Poſtanweiſungsabkommen feſtgeſetzten Bedingungen gehaftet. Nicht gehaftet wird in dem Falle, der 
im Abſ. 2 des Artikels 17 dieſes Vertrags vorgeſehen iſt. 

5. Die Vorſchriften der Së 5 und 6 des Artikels 8 des Hauptvertrags gelten ebenſo für Poft- 
pakete mit Nachnahme. 
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Artikel 9. 
Eilbeſtellung. 

1. Auf Verlangen des Abſenders werden die Pakete ſogleich nach ihrer Ankunft dem Empfänger 
durch beſonderen Boten in den Vereinsländern zugeſtellt, deren Verwaltungen ſich über die Einführung 
dieſes Dienſtes verſtändigen. 

Derartige Sendungen werden als „Eilſendungen“ bezeichnet und unterliegen einer beſonderen 
Gebühr; dieſe beträgt 50 Centimen und muß vom Abſender neben den gewöhnlichen Gebühren zum 
vollen Betrag im voraus entrichtet werden, ohne Unterſchied, ob im Beſtimmungsland das Paket ſelbſt 
oder nur eine Meldung von ſeinem Eingang dem Empfänger durch Eilboten zugeſtellt wird. Die Gebühr 
gehört zu den Vergütungen, die dem Beſtimmungsland zukommen. 

2. Wird ein Eilpaket wegen Veränderung des Wohnorts des Empfängers nach einem anderen 
Lande nachgeſandt, ohne daß eine Beſtellung durch Eilboten verſucht worden iſt, ſo wird die vom 
Abſender entrichtete feſte Gebühr dem neuen Beſtimmungsland vergütet, wenn es ſich mit der Eilbeſtellung 
befaßt; iſt dies nicht der Fall, ſo verbleibt die Gebühr der Verwaltung des erſten Beſtimmungslandes. 
Dasſelbe gilt für unbeſtellbare Pakete. i 

3, Wenn die Wohnung des Empfängers außerhalb des Freibeſtellbezirks der Beſtimmungs⸗ 
Poſtanſtalt liegt, kann dieſe eine Ergänzungsgebühr bis zur Höhe des im inneren Verkehr für die Eil⸗ 
beſtellung feſtgeſetzten Botenlohns erheben; dabei wird die vom Abſender entrichtete feſte Gebühr oder 
der gleiche Wert in der Währung des Landes, das dieſen Zuſchlag erhebt, angerechnet. 

Dieſe Ergänzungsgebühr wird auch im Falle der Nachſendung oder der Unbeſtellbarkeit der 
Sendung eingezogen; ſie verbleibt der Verwaltung, die ſie erhoben hat. 

4. Die Beſtellung oder die Uberſendung einer Aufforderung an den Empfänger wird nur ein einziges 
Mal verſucht. Iſt dieſer Verſuch erfolglos, ſo wird das Paket nicht mehr als Eilſendung angeſehen 


und unter den Bedingungen für gewöhnliche Pakete beſtellt. 


Artikel 10. 
Dringende Patete. 

1. Im Verkehr zwiſchen den Ländern, die ſich darüber verſtändigt haben, kann der Abfender 
verlangen, daß ein gewöhnliches Paket möglichſt mit den für die Briefpoſt benutzten ſchnellſten Beförderungs— 
mitteln verſandt wird. Derartige Pakete führen die Bezeichnung „dringende Pakete“. Sie werden am 
Beſtimmungsort durch Eilboten beſtellt, wenn ſie nicht den Vermerk „poſtlagernd“ tragen. Für dringende 
Pakete wird die dreifache Gebühr gewöhnlicher Pakete von gleichem Gewicht und gleicher Beſtimmung 
erhoben, hinzutritt erforderlichenfalls die Eilbeſtellgebühr. Der Sperrgutzuſchlag und etwaige andere 
Nebengebühren werden nur mit dem einfachen Betrag erhoben. 

2. Für die dringenden Pakete erhält jede an der Beförderung teilnehmende Verwaltung die 
Vergütungen, die ihr nach den Beſtimmungen im vorhergehenden Paragraphen zuſtehen. 

Artikel 11. 
Patete für Kriegsgefangene. 

Mit Ausnahme der Nachnahmepakete ſind Poſtpakete, die an Kriegsgefangene gerichtet oder 
von ihnen aufgeliefert find, im Aufgabe- und im Beſtimmungsland ſowie in den Durchgangsländern 
von allen durch dieſen Vertrag vorgeſehenen Gebühren befreit. Für dieſe gebührenfrei beförderten Pakete 
werden weder die in den Artikeln 3, 5, 6, 7 und 9 dieſes Vertrags vorgeſehenen Beträge vergütet, 
noch wird im Falle des Verlustes, der Beraubung oder der Beſchädigung Erſatz geleiſtet. 
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Artikel 12. 
Verbot, andere als die im Vertrag vorgeſehenen Gebühren zu erheben; Entrichtung der 
Zollgebühren; Hinterlegung von Pfandbeträgen. 

1. Die Pakete, auf die ſich dieſer Vertrag bezieht, dürfen mit keinen anderen als den in den 
einzelnen Artikeln dieſes Vertrags vorgeſehenen Poſtgebühren belaſtet werden. 

Das Beſtimmungsland kann von den Empfängern eine Lagergebühr erheben, und zwar für 
poſtlagernde Pakete oder für ſolche Sendungen, die nicht in der durch die inneren Vorſchriften dieſes 
Landes feſtgeſetzten Friſt von der Poſt abgeholt werden. Die Höhe dieſer Gebühr wird durch die innere 
Geſetzgebung jedes Landes beſtimmt; im Falle der Nachſendung oder der Rückſendung an den Abſender 
bleibt das Paket mit der Gebühr zugunſten der Verwaltung die ſie angeſetzt hat, belaſtet. 

2. Zollgebühren oder andere nichtpoſtmäßige Gebühren ſind von den Empfängern der Pakete zu 
zahlen. Auf Grund vorgängiger Erklärung bei der Aufgabe⸗Poſtanſtalt können jedoch auch die Abſender 
die Bezahlung dieſer Gebühren übernehmen; ſie ſind in ſolchem Falle auf Verlangen der Beſtimmungs⸗ 
Poſtanſtalt zur Zahlung der von dieſer Anſtalt angegebenen Beträge verpflichtet. Die Aufgabe⸗Poſt⸗ 
anſtalten können von den Abſendern ausreichende Pfandbeträge verlangen. 

Die Verwaltung, welche die Verzollung für Rechnung des Abſenders vornehmen läßt, iſt be⸗ 
rechtigt, hierfür eine beſondere Gebühr zu erheben, die nicht mehr als 25 Centimen für das Paket 
betragen darf. Dieſe Gebühr iſt unabhängig von der im vorhergehenden Artikel 7 vorgeſehenen Gebühr. 

Artikel 13. 
Zurückziehung oder Anderung der Aufſchrift; Streichung oder Ermäßigung des Nachnahmebetrags. 

Der Abſender kann unter den Bedingungen und Vorbehalten, die im Artikel 11 des Haupt- 
vertrags für Brieffendungen feſtgeſetzt find, ein Paket zurückziehen oder die Aufſchrift ändern laſſen; 
verlangt er die Rück- oder die Nachſendung eines Pakets, ſo iſt er verpflichtet, die Zahlung der Gebühren 
für die neue Beförderung vorher ſicherzuſtellen. e 

Der Abſender eines Nachnahmepakets kann auch den Betrag der Nachnahme ſtreichen oder er⸗ 
mäßigen laſſen. Anträge hierauf werden in gleicher Weiſe wie Anträge auf Zurückziehung oder Auf⸗ 


ſchriftänderung überſandt. 
Artikel 14. 


Nachſendung; unbeſtellbare Pakete; Niederſchlagung der Zollgebühren. 

1. Für die Nachſendung von Poſtpaketen von einem Lande nach einem andern aus Anlaß der 
Veränderung des Wohnorts der Empfänger werden die in den Së 1 bis 5 des Artikels 5 feſtgeſetzten 
Gebühren von den Empfängern oder von den Abſendern eingezogen; das gleiche gilt für die Rückſendung 
unbeſtellbarer oder von der Zollbehörde zurückgewieſener Poſtpakete. Empfänger oder Abſender ſind 
auch zur Erſtattung von Zoll- und ſonſtigen beſonderen Gebühren verpflichtet, deren Niederſchlagung im 
Beſtimmungsland nicht geſtattet ift. | 

2. Wenn der Empfänger die Nachſendung eines Poſtpakets innerhalb des Gebiets des Be⸗ 
ſtimmungslandes verlangt, kann die Verwaltung dieſes Landes für die Nachſendung eine Gebühr nach 
Maßgabe ihrer Inlandsbeſtimmungen erheben. Falls das Paket nach dem Aufgabeland zurückgeht, bleibt 
es mit der Nachſendungsgebühr zugunſten des Landes belaſtet, das die Nachſendung in ſeinem Bereich 
ausgeführt hat. 

Der Abſender darf jedoch durch Vermerk auf der Paketkarte und auf dem Paket ſelbſt jede 
Nachſendung, die der Empfänger etwa beantragen könnte, unterſagen. 

3. Die vertragſchließenden Verwaltungen verpflichten ſich, bei ihren Zollbehörden gui die Nieder- 
ſchlagung von Zollgebühren für ſolche Pakete hinzuwirken, die nach dem Aufgabeland zurückgehen, nach 
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einem dritten Lande nachgeſandt oder vom Abſender preisgegeben werden oder wegen völligen Verderbs 
des Inhalts vernichtet ſind. 


Artikel 15. 
Verbote. 

1. Wenn keine andere Abmachung zwiſchen den vertragſchließenden Ländern beſteht, iſt es ver⸗ 
boten, Pakete mit der Poſt zu verſenden, die enthalten: 

a) explodierbare, leicht entzündliche oder gefährliche Stoffe, lebende Tiere und Inſekten, ſoweit 

nicht in der Vollzugsordnung Ausnahmen vorgeſehen ſind; 

b) Opium, Morphin, Kokain und andere Betäubungsmittel; dies Verbot erſtreckt ſich jedoch 
nicht auf die Verſendung dieſer Mittel zu mediziniſchen Zwecken, wenn die beteiligten Länder 
ſie unter dieſer Bedingung zulaſſen; 

c) Gegenſtände, deren Zulaſſung durch die Boll- oder ſonſtigen Geſetze und Verordnungen nicht 
geſtattet iſt; 

d) Briefe oder Angaben, die die Eigenſchaft einer eigentlichen und perſönlichen Mitteilung haben 
desgleichen Briefpoſtgegenſtände jeder Art, die eine andere Anſchrift als die des Paket⸗ 
empfängers tragen. 

Es iſt jedoch geſtattet, die offene Rechnung, wenn ſie nur ſolche Angaben enthält, die das Weſen 
der Rechnung ausmachen, und eine einfache Abſchrift der Auſſchrift des Pakets mit Angabe der Anſchrift 
des Abſenders in die Sendung einzulegen. 

Außerdem iſt es verboten, nach Ländern, die Wertangabe zulaſſen, gemünztes Geld, Gold- oder 
Silberſachen und andere koſtbare Gegenſtände in Paketen ohne Wertangabe zu verſenden. 

2. Pakete, die zu Unrecht zur Beförderung zugelaſſen worden ſind, müſſen an die Aufgabe⸗ 
verwaltung zurückgeſandt werden, es ſei denn, daß die Verwaltung des Beſtimmungslandes durch ihre 
Geſetze oder Verordnungen ermächtigt iſt, anderweit darüber zu verfügen. 


Artikel 16. 
Gewährleiſtung. 

1. Wenn ein Poſtpaket verloren geht, beraubt oder beſchädigt wird, ſo hat, den Fall höherer 
Gewalt und die im § 1 des Artikels 15 dieſes Vertrags vorgeſehenen Fälle ausgenommen, der Abſender 
und in deſſen Ermanglung der Empfänger Anſpruch auf einen dem wirklichen Betrag des Verluſtes, der 
Beraubung oder der Beſchädigung entſprechenden Erſatz, es ſei denn, daß der Schaden durch die Schuld 
oder Fahrläſſigkeit des Abſenders oder durch die natürliche Beſchaffenheit des Gutes herbeigeführt worden 
iſt. Die Entſchädigung darf bei gewöhnlichen Paketen nicht hinausgehen über 10 Franken für ein Paket 
bis zum Gewicht von 1 Kilogramm, über 25 Franken für ein Paket von mehr als 1 bis 5 Kilogramm 
und über 40 Franken für ein Paket von mehr als 5 bis 10 Kilogramm. Bei Wertpaketen darf die 
Entſchädigung den Betrag der Wertangabe nicht überſteigen. 

Mittelbarer Schaden oder entgangener Gewinn bleiben außer Betracht. 

Die Entſchädigung wird nach dem gemeinen Handelswert berechnet, den Waren gleicher Art und 
Beſchaffenheit am Tage der Einlieferung an dem Verſandort hatten. In Ermanglung eines Handels- 
wertes wird die Entſchädigung nach dem gemeinen Wert der Ware berechnet, der nach denſelben Grund- 
ſätzen feſtzuſtellen iſt. 

Die Verwaltungen der vertragſchließenden Länder verpflichten ſich, bei ihren Zollbehörden auf 
die Niederſchlagteig von Zollgebühren für ſolche Pakete hinzuwirken, die in ihrem Dienſtbereich in Verlust 
geraten, beraubt oder beſchädigt worden ſind. Die Gebühren, deren Niederſchlagung nicht hat erreicht 
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werden können, gehen jedoch zu Laſten der Verwaltung, die für den Verluſt, die Beraubung oder die 
Beſchädigung verantwortlich iſt. 

Wenn für den Verluſt, für den völligen Verderb oder die vollſtändige Beraubung eines Pakets 
Erſatz zu leiſten iſt, hat der Abſender außerdem Anſpruch auf Erſtattung der Beförderungsgebühren. 
Das gleiche iſt der Fall bei Sendungen, deren Annahme vom Empfänger wegen ihres ſchlechten Zuſtandes 
verweigert wird, ſofern die Poſt dafür verantwortlich und haftbar iſt. Iſt durch Verſchulden der Poſt eine 
Nachfrage veranlaßt worden, ſo werden dem Abſender auch die poſtſeitig erhobenen Nachfragekoſten erftattet. 

Der Empfänger, der ein beraubtes oder beſchädigtes Paket unter Vorbehalt angenommen hat, 
hat Anſpruch auf den ordnungsmäßigen Schadenerſatz. 

Die Verſicherungsgebühr verbleibt in allen Fällen den Poſtverwaltungen. 

2. Die Verpflichtung zur Zahlung des Erſatzbetrags liegt der Verwaltung ob, der die Aufgabe⸗ 
Poſtanſtalt angehört. Dieſer Verwaltung bleibt der Rückgriff auf die verantwortliche Verwaltung, d. h. 
auf diejenige vorbehalten, in deren Gebiet oder Dienſtbereich ſich der Verluſt, die Beraubung oder die 
Beſchädigung ereignet hat. 

Wenn ein Paket mit Wertangabe infolge höherer Gewalt verloren gegangen, beraubt oder 
beſchädigt worden iſt, ſo iſt dafür die Verwaltung, auf deren Gebiet oder in deren Dienſtbereich der 
Verluſt, die Beraubung oder die Beſchädigung erfolgt iſt, der Aufgabeverwaltung gegenüber verantwortlich, 
ſofern beide Länder die Erſatzverbindlichkeit für Pakete mit Wertangabe im Falle höherer Gewalt übernehmen. 

3. Bis zum Nachweis des Gegenteils liegt die Verantwortlichkeit derjenigen Verwaltung ob, 
die das Paket unbeanſtandet übernommen hat und weder ſeine Aushändigung an den Empfänger noch 
die vorſchriftsmäßige Weitergabe an die folgende Verwaltung nachweiſen kann. 

4. Der Erſatzbetrag ſoll von der Verwaltung des Aufgabelandes ſobald als möglich und ſpäteſtens 
innerhalb eines Jahres, vom Tage der Nachfrage an gerechnet, gezahlt werden. 

Die genannte Verwaltung kann die Erſatzleiſtung ausnahmsweiſe über dieſe Friſt hinausſchieben, 
wenn ſie über den Verbleib der vermißten Sendung oder über den Umfang des Schadens noch nicht 
ſicher unterrichtet oder wenn die Frage der Verantwortlichkeit aus Gründen, die nicht im Poſtbetrieb 
liegen (3. B. höhere Gewalt) noch nicht geklärt iſt. 

Die Aufgabeverwaltung iſt jedoch berechtigt, den Abſender für Rechnung der Zwiſchen⸗ oder der 
Beſtimmungsverwaltung zu entſchädigen, wenn dieſe, nachdem die Sache ordnungsmäßig anhängig 
gemacht worden ift, ſechs, und im Verkehr mit überſeeiſchen Ländern neun Monate hat verſtreichen laſſen, 
ohne ſie zu erledigen. 

Die verantwortliche oder diejenige Verwaltung, für deren Rechnung eine Zahlung gemäß vor⸗ 
ſtehendem Abſatz geleiſtet wird, iſt verpflichtet, der Aufgabeverwaltung den Erſatzbetrag innerhalb drei 
Monaten nach erfolgter Benachrichtigung zu erſtatten. Dieſe Erſtattung geſchieht ohne Koſten für die 
Gläubigerverwaltung auf dem Abrechnungswege, durch Poſtanweiſung oder Wechſel, oder in Münzen, 
die im Gläubigerland umlauffähig ſind. Im Abrechnungswege wird der Erſatzbetrag bei dem verant⸗ 
wortlichen Land entweder unmittelbar oder durch Vermittlung der nächſten Durchgangsverwaltung ein- 
gezogen. Dieſe ſtellt ſich ihrerſeits den Betrag der folgenden Verwaltung gegenüber in Forderung, ein 
Verfahren, das ſich wiederholt, bis der ausgelegte Betrag der verantwortlichen Verwaltung in Schuld 
geſtellt worden iſt. Nach Ablauf der drei Monate verzinſt ſich die der Aufgabeverwaltung geſchuldete 
Summe mit jährlich 7 v. H., und zwar vom Tage des Ablaufs dieſer Friſt an. 

Wenn eine Verwaltung, deren Verantwortlichkeit gehörig feſtgeſtellt iſt, anfangs die Zahlung 
der Entſchädigung abgelehnt hat, ſo muß ſie außerdem alle Nebenkoſten tragen, die aus der nicht gerecht- 
fertigten Verzögerung der Zahlung entſtehen. i 
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5. Der Anfpruc auf Entſchädigung foll nur zuläffig fein, wenn er innerhalb eines Jahres, vom 
Tage nach dem der Aufgabe des Pakets an gerechnet, erhoben wird; nach Ablauf dieſes Zeitraums kann 
der Antragſteller keine Entſchädigung mehr beanſpruchen. ; , 

6. Die Verwaltung, für deren Rechnung die Erſatzleiſtung für abhanden gekommene Wertpakete 
erfolgt, tritt in alle Rechte des Eigentümers ein. ` 

7. Wenn der Verluſt, die Beraubung oder die Beſchädigung ſich während der Beförderung 
ereignet hat und nicht feſtgeſtellt werden kann, auf welchem Gebiete dies geſchehen iſt, ſo tragen die 
beteiligten Verwaltungen den Schaden zu gleichen Teilen; das gleiche gilt für den Fall, daß bei der 
ſummariſchen Übermittlung der gewöhnlichen Pakete nicht feſtgeſtellt werden kann, auf welchem Gebiet 
der Verluſt, die Beraubung oder die Beſchädigung des Pakets eingetreten iſt. 

Die Verantwortlichkeit für poſtlagernde oder ſonſt zur Abholung bereitgehaltene Sendungen 
hört auf, ſobald ſie an eine Perſon ausgehändigt ſind, die ſich nach den im Beſtimmungsland geltenden 
Vorſchriften ausgewieſen hat, und deren Name und Stand mit den Angaben in der Aufſchrift übereinſtimmen. 

8. Die Verwaltungen ſind nicht mehr verantwortlich für Poſtpakete, die von den Empfangs⸗ 
berechtigten in Empfang genommen worden ſind oder über die kein Nachweis geführt werden kann, weil 
die bezüglichen Dienſtpapiere durch höhere Gewalt vernichtet worden ſind. 

Artikel 17. 
Betrügeriſche Wertangabe. i e 

Jede betrügerifche Angabe eines höheren als des wirklichen Wertes des Paketinhalts iſt verboten. 
Im Falle einer derartigen betrügeriſchen Angabe verliert der Abſender jedes Recht auf Erſatz; auch kann 
gerichtliche Verfolgung nach der Geſetzgebung des Aufgabelandes eintreten. | 

Die gleichen Folgen wie bei betrügerifcher Wertangabe treten ein, wenn Pakete Gegenſtände 
enthalten, deren Verſendung in Poſtpaketen nach Artikel 15 dieſes Vertrags verboten iſt. 

i Es liegt keine betrügeriſche Wertangabe vor, wenn der Wert des Paketinhalts nicht zum vollen 
Ge e 
Betrag angegeben iſt. Hottes 19 


Vorübergehende Einſtellung des Dienſtes. 

Jede Verwaltung kann den Austauſch von Poſtpaketen vorübergehend ganz oder teilweiſe ein- 
ſtellen, wenn außergewöhnliche Verhältniſſe vorliegen, die eine derartige Maßnahme rechtfertigen. Sie 
muß jedoch in ſolchem Falle die beteiligten Verwaltungen unverzüglich, nötigenfalls telegraphiſch, davon 
benachrichtigen. Artikel 19. 


Innere Geſetzgebung. . > 

| Die innere Geſetzgebung jedes der vertragſchließenden Länder bleibt in allem anwendbar, was 

durch die Beſtimmungen dieſes Vertrags nicht vorgeſehen iſt. ; 

Artikel 20. 

Engere Vereine. 4 
1. Die Feſtſetzungen dieſes Vertrags beſchränken nicht die Befugnis der vertragſchließenden 
Teile, zur Herabſetzung der Gebühren oder zu jeder anderen Verbeſſerung des Dienſtes beſondere 
Verträge untereinander beſtehen zu laſſen oder abzuſchließen ſowie engere Vereine aufrechtzuerhalten 
oder zu gründen. | 6 4 
2. Wenn jedoch die Poſtverwaltungen der Länder, die an dieſem Vertrag teilnehmen, mit nicht 
am Vertrag teilnehmenden Ländern einen Austauſch von Poſtpaketen unterhalten, ſo geſtatten ſie allen 
anderen teilnehmenden Verwaltungen, dieſe Verbindungen zum Austauſch von Poſtpaketen mit den 
Ländern, die nicht am Vertrag teilnehmen, zu benutzen. 
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Artikel 21. 
Beitritt zum Vertrag. 

1. Den Ländern des Weltpoſtvereins, die an dieſem Vertrag nicht teilgenommen haben, ift der 
Beitritt auf ihren Antrag und in der Form geſtattet, die durch Artikel 26 des Hauptvertrags für den 
Eintritt in den Weltpoſtverein vorgeſchrieben iſt. 

2. Wenn indes das Land, das dieſem Vertrag beizutreten wünſcht, die Befugnis in Anſpruch 
nimmt, eine höhere Zuſchlaggebühr als 25 Centimen für jedes Paket zu erheben, ſo teilt die Regierung 
der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft das Beitrittsgeſuch allen vertragſchließenden Ländern mit. Das 
Beitrittsgeſuch gilt als genehmigt, wenn binnen ſechs Monaten kein Einſpruch erhoben worden iſt. 


Artikel 22. 
Vollzugsordnung. 

Die Poſtverwaltungen der vertragſchließenden Länder bezeichnen die Anſtalten oder Orte, die 
lie gum Austauſch von Poftpafeten. mit dem Ausland zulaſſen; fie regeln die Verſendungsweiſe dieſer 
Pakete und ſetzen alle weiteren Dienſtvorſchriften feſt, die erforderlich ſind, um die Ausführung dieſes 
Vertrags zu ſichern. Artikel 23. 


Kongreſſe und Konferenzen. 

Eine Reviſion des Vertrags findet unter den im Artikel 27 des Hauptvertrags feſtgeſetzten. 

Bedingungen ſtatt. 
Artikel 24. 
Vorſchläge in der Zeit zwiſchen den Kongreſſen. 

1. In der Zeit zwiſchen den Verſammlungen, die Im Artikel 27 des Hauptvertrags vorgeſehen 
ſind, iſt jede Poſtverwaltung eines vertragſchließenden Landes berechtigt, den anderen beteiligten Ver⸗ 
waltungen durch Vermittlung! des Internationalen Büros Vorſchläge in betreff des, Poſtpaketdienſtes 
zu unterbreiten. 

Jeder Vorſchlag muß, um zur Beratung geſtellt zu werden, von mindeſtens zwei Verwaltungen 
unterſtützt fein, diejenige nicht eingerechnet, von welcher der Vorſchlag herrührt. Geht dem Internationalen 
Büro nicht zu gleicher Zeit mit dem Vorſchlag die erforderliche Zahl von Unterſtützungserklärungen zu, 
ſo bleibt der Vorſchlag ohne Folge. 

2. Jeder Vorſchlag unterliegt dem im 5 3 des Artikels 28 des Hauptvertrags feſtgeſetzten 
Verfahren. 

3. Die Vorſchläge müſſen, um vollſtreckbar zu werden, erhalten: 

a) Einſtimmigkeit, wenn es ſich um die Aufnahme neuer Beſtimmungen oder um die Anderung 
der Beſtimmungen dieſes Artikels und der Artikel 1, 2, 8, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 19, 
13, 15, 16, 17, 18, 23 und 25 dieſes Vertrags handelt; e 
b) zwei Drittel der Stimmen, wenn es ſich um die Anderung anderer Beſtimmungen biejes 
Vertrags als derjenigen der vorbezeichneten Artikel handelt; 
c) einfache Stimmenmehrheit, wenn es D": um die“ Auslegung der Beſtimmungen dieſes 
Vertrags handelt; doch gelten im Falle einer Streitigkeit die im Artikel 25 des Haupt⸗ 
vertrags vorgeſehenen Beſtimmungen. 
? 4. Die gültigen Beſchlüſſe werden in den beiden erſten Fällen durch eine diplomatiſche Erklärung, 
im dritten Falle durch eine Mitteilung im Verwaltungsweg in der im Artikel 28 des Häuptberträgs 
bezeichneten Form beſtätigt. - 

5. Die Anderungen oder Beſchlüſſe treten früheſtens drei Monate nach ihrer Bekannt⸗ 

machung in Kraft. 
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Artikel 25. 


Dauer des Vertrags; Aufhebung früherer Vereinbarungen; Ratifikation. 


1. Dieſer Vertrag ſoll am 1. Januar 1922 in Kraft treten. 


Jedes Land darf indes die neuen Gebühren vom 
an in Kraft ſetzen, muß hiervon aber dem Internationalen 


telegraphiſch, Mitteilung machen. 


1. April 1921, 1. Juli 1921 oder 1. Oktober 1921 
Büro zwei Monate vorher, nötigenfalls 


2. Der Vertrag ſoll gleiche Dauer haben wie der Hauptvertrag; jedem Lande iſt jedoch das 
Recht vorbehalten, auf Grund einer von ſeiner Regierung der Regierung der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft 


ein Jahr vorher gemachten Mitteilung von dem Vertrag zurückzutreten. 
n die 


3. Mit dem Tage des Inkrafttretens dieſes Vertrags werde 
Rom abgeſchloſſenen Poſtpaketvertrags aufgehoben. 


4. Dieſer Vertrag ſoll ſobald als möglich ratifiziert werden. 


in Madrid ausgewechſelt werden. 
Zu Urkund deſſen haben die 


Beſtimmungen des 1906 in 


Die Ratifikationsurkunden ſollen 


Bevollmächtigten der oben bezeichneten Länder dieſen Vertrag 


unterzeichnet zu Madrid, am dreißigſten November eintauſendneunhundertundzwanzig. 


Pour la Chine: 
Liou Fou-Teheng 


Pour l Allemagne: 
Ronge 
Schenk 
Orth 
Pour la République Argentine: 
A. Barrera Nicholson 
Pour l’ Autriche: 
Eberan 


W. Mac Lellan 
Gabriel Roldan 


Manuel M. de Peralta 


Pour la République de Cuba: 


Pour la Belgique: 
Juan Iruretagoyena 


A. Pirard 
Tixhon 
Hub. Krains 
Pour la colonie du Congo belge: 
M. Halewyck 
G. Tondeur 
Pour la Bolivie: 
Luis Rodriguez 
Pour le Brésil: 
Alcibiades Peçanha 
J. Henrique Aderne 
Pour la Bulgarie: 
N. Startcheff 
N. Boschnakoff 
Pour le Chili: 
A. de la Cruz 
Floreneio Marquez de la Plata 
Gus. Cousino 


Pour le Danemark: 
Hollnagel Jensen 
Holmblad 


Leopoldo Lovelace 


Pour l Egypte: 
N. T. Borton 


Luis Robalino Dávila 
Leonidas A. Yerovi 


Pour l Espagne: 
Conde de Colombi 
José de Garcia Torres 
Guillermo Capdevila 
José de Espana 
Martin Vicente 


Pour la République de Colombie : 


Pour la République de Costa-Rica: 


Pour la République Dominicaine : 


Pour la République de l'Equateur : 


Antonio Camacho 
les colonies espagnoles : 
Bernardo Rolland 
Manuel G. Acebo 
Pour l’ Ethiopie : 
Weuldeu-Berhane 
Pour la Finlande: 
G. E. F. Albrecht 
Pour la France: 
M. Lebon 
Pour M. Georges Bonnet: 
M. Lebon 
G. Blin 
P. Bouillard 
Barrail 


Pour 


Pour l’ Algérie: 
H. Treuillé 
Pour les colonies et protectorats 
français de l’ Indochine; 
André Touzet 


Pour l’ensemble desautrescolonies M 


françaises: 


G. Demartial 


Pour la Grèce: 
P. Scassi 
Th. Penthéroudakis 


| 


Pour le Guatemala: 
Juan J. Ortega 
Enrique Traumann 


Pour la République d’ Haiti: 


Luis Ma. Soler 


Pour la République du Honduras: 


Ricardo Beltrán y Rézpide 


Pour la Hongrie: 
0. de Fejer 
G. Baron Szalay 


Pour l Inde britannique : 


G. R. Clarke 


Pour l Islande : 
Hollnagel Jensen 


Pour l Italie et les colonies 
italiennes : 
E. Delmati 
S. Ortisi 


Pour le Japon: 
S. Nakanishi 

Arajiro Miura 
Y. Hiratsuka 


Pour le Chosen: 
S. Nakanishi 
Arajiro Miura 
Y. Hiratsuka 


Pour I ensemble des autres 
dépendances japonaises: 
S. Nakanishi ` 
Arajiro Miura 
Y. Hiratsuka 


Pour la République de Libéria: 


Luis Ma. Soler 
Pour le Luxembourg: 
G. Faber 


d Pour le Maroc 


Al: 8 
exclusion dela Zone espagnole): 


Gérard Japy 
J. Walter 
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M. Aguirre de Cärcer 
L. Lôpez-Ferrer 
C. Garcia de Castro 
Pour le Nicaragua: 
M. Ig. Terän 
Pour la Norvège : 
Sommerschild 
Klaus Helsing 


Pour la République de Panama: 


J. D. Arosemena 
Pour le Paraguay: 
Fernando Pignet 
Pour les Pays-Bas: 
A. W. Kymmell 
J. S. v. Gelder 


Pour les Indes néerlandaises : 
Wigman 
W. F. Gerdes Oosterbeek 
J. van der Werf 


Pour les colonies néerlandaises 
en Amérique: 
Wigman 
W. F. Gerdes Oosterbeek 
J. van der Werf 


Pour le Pérou: 
D. C. Urrea 
0. Barrenechea y Raygada 
Pour la Perse: 
Hussein Khan Alai 
C. Molitor 
Pour la Pologne: 
W. Dobrowolski 
Maciejewski 
Dr. Marjan Blachier 
Pour le Portugal: 
Henrique Mousinho de 
Albuquerque 


Pour les colonies portugaises 
de l Afrique: 


Juvenal Elvas Floriado Santa 


Barbara 


Pour le Maroc (Zone espagnole): Pour les colonies portugaises de . 


Asie et de l’ Océanie: 


Jose Emilio dos Santos e Silva 


Pour la Roumanie: 
D. G. Marinesco 
Eug. Boukman 


Pour le Salvador: 
Ismael G. Fuentes 

Pour le Territoire de la Sarre: 

Douarche 

Pour le Royaume des Serbes, 
Croates et Slovenes: 
Drag. Dimitriyvitch 
S. P. Toutoundjitch 
Dr. Franya Pavlitch 
Costa Zlatanovitch 


Pour le Royaume de Siam: 
Phra Sanpakitch Preecha 


Pour la Suede: 


Julius Juhlin 
Thore Wenngvist 


Pour la Suisse: 
Mengotti 
F. Boss 
Pour la Tchécoslovaquie : 
Dr. Otokar Ruzicka 
Václav Kucera 
Pour la Tunisie : 
Gérard Japy 
A. Bärbarat 
Pour la Turquie: 
Méhméd-Ali 
Pour l’ Uruguay: 
Adolfo Agorio 


Pour les Etats-Unis de Venezuela: 


Pedro-Emilio Coll 
Barceló 
A. Posse 


Schlußzprotokoll. 
Im Begriff, zur Unterzeichnung des am heutigen Tage abgeſchloſſenen Poſtpaketvertrags zu 


ſchreiten, ſind die unterzeichneten Bevollmächtigten über folgendes übereingekommen: 


. I. 

Jedes Land, in dem ſich die Poſt zur Zeit nicht mit der Beförderung von Poſtpaketen befaßt 
und das dem oben erwähnten Vertrag beitritt, iſt befugt, den Vertrag durch die Eiſenbahn⸗ und Schiff⸗ 
fahrtsunternehmungen ausführen zu laſſen. Es kann zugleich den Dienſt auf Pakete von und nach 
ſolchen Orten beſchränken, für die dieſe Unternehmungen den Betrieb wahrnehmen. 

Die Poſtverwaltung eines ſolchen Landes hat ſich mit den Eifenbahn- und Schiffahrtsunter⸗ 
nehmungen darüber zu verſtändigen, daß die vollſtändige Ausführung aller Feſtſetzungen des Vertrags 
durch dieſe Unternehmungen ſichergeſtellt und insbeſondere der Auswechſlungsdienſt an der Grenze 
eingerichtet wird. ` 

Sie wird ihnen für alle Beziehungen mit den Poſtverwaltungen der übrigen vertragſchließenden 
Länder ſowie mit dem Internationalen Büro als Vermittlerin dienen. 

II. 

Von den Beſtimmungen des 8 1 des Artikels 2, der Së 1 und 2 des Artikels 3 und der 88 1 
und 4 des Artikels 5 des Vertrags werden folgende Ausnahmen zugelaſſen: 

1. Die ruſſiſche Regierung darf die Landdurchgangsvergütung für das Europäiſche und das 

Aſiatiſche Rußland — für jedes beſonders — auf 1 Franken 25 Centimen erhöhen. 
2. Die türkiſche Regierung darf die Landdurchgangsvergütung für Poſtpakete, die im Durch⸗ 
gang durch die Aſiatiſche Türkei befördert werden, auf 2 Franken 50 Centimen erhöhen. 
„Die chineſiſche Regierung darf die Landdurchgangsvergütung für Poſtpakete, die im Durch⸗ 
gang durch China befördert werden, auf 1 Franken 25 Centimen erhöhen. 
4. Die argentiniſche Regierung darf bei Poſtpaketen, die mit der Andenbahn befördert werden, 
als Landdurchgangsvergütung einen Zuſchlag von 1 Franken 50 Centimen für jedes Paket 
erheben. | 
„Für die Beförderung der bei den argentiniſchen Poſtanſtalten der Südküſte, in Feuerland 
und auf den anliegenden Inſeln eingelieferten und dahin beſtimmten Poſtpakete wird ein | 
Zuſchlag bis zu 1 Franken 25 Centimen für das Stück und für die Beförderung der Pakete 
mit Wertangabe von und nach denſelben Poſtanſtalten eine Ergänzungsgebühr von 10 Centimeu 
für je 300 Franken oder einen Teil von 300 Franken erhoben. f 
3. Die Republik Kolumbien, Ekuador, Peru, die Vereinigten Staaten von Venezuela ſowie 
Braſilien dürfen vorübergehend erhöhen: f 
a) die Landdurchgangsvergütung auf 1 Franken; 


ot 


Ei 


b) den Zuſchlag für die in ihrem Gebiet aufgelieferten und dahin beſtimmten Poſtpakete auf ] 
l 1 Franken 25 Centimen. 3 Í 
7. Die Kolonie Belgiſch Kongo darf: ‘4 


1. für die Beförderung von Poſtpaketen über ihre Grenz⸗Eingangs-Poſtanſtalten hinaus einen 
Zuſchlag erheben, deſſen Höhe ihre Inlandspaketgebühren nicht überſchreiten darf; e 

2. den Meiſtbetrag der Wertangabe bei Poſtpaketen auf 500 Franken beſchränken; À 
3. die Beförderung von Poſtpaketen im Durchgang durch ihr Gebiet ablehnen. 4 
s. Perſien und die portugieſiſchen Kolonien in Afrika brauchen Poſtpakete im Durchgang durch 
ihr Gebiet nicht zu befördern. Dieſe Befugnis iſt ihnen nur vorläufig eingeräumt. 


169 


9. Britiſch Indien hat die Befugnis, auf die aus feinem Gebiet herrührenden Poſtpakete nach 
anderen Ländern einen nach verſchiedenen Gewichtsſätzen abgeſtuften Tarif anzuwenden: doch 
darf der Durchſchnitt der Gebührenſätze die Grundgebühr einſchließlich des Zuſchlags, auf den 
es Anſpruch hat, nicht überſteigen. j 

Dieſe Befugnis ift auch allen Ländern, die dem Vertrag in der Zeit bis zum nächſten 
Kongreſſe beitreten, zugeſtanden. 
Den Vereinsländern iſt das Recht vorbehalten, für jede Sendung, die auf Verlangen des 
Abſenders in einem ſchwimmfähigen Wertbehälter an Bord eines Poſtdampfers befördert 
wird, einen Zuſchlag bis zu 30 Centimen für je 20 Gramm oder einen Bruchteil von 
20 Gramm zu erheben. Dieſe Gebühr verbleibt dem Aufgabeland der Sendung. 

Die Verwendung von ſchwimmfähigen Wertbehältern wird im gemeinſamen Einverſtändnis 
zwiſchen den Verwaltungen geregelt, die dieſen Dienſt in ihrem wechſelſeitigen Verkehr ein- 
führen wollen. 


10. 


III. 

Griechenland, Tunis und die Aſiatiſche Türkei haben die Befugnis, Pakete, deren Ausdehnung 
und Raumgröße das in der Vollzugsordnung für die Seebeförderungen zugeſtandene Höchſtmaß über— 
ſchreiten, vorläufig nicht zuzulaſſen. 

Die niederländiſchen Kolonien können vorläufig bei Poſtpaketen die Ausdehnungsgrenze in irgend- 
einer Richtung auf 60 Zentimeter und die Raumgröße auf 25 Kubikdezimeter beſchränken. 

Zu Urkund deſſen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten dies Schlußprotokoll aufgenommen, 
das dieſelbe Kraft und dieſelbe Gültigkeit haben ſoll, als wenn ſeine Beſtimmungen in dem Vertrag 
ſtänden, und haben das Schlußprotokoll in einem Stück unterzeichnet, das im Archiv der ſpaniſchen 
Regierung niedergelegt und wovon jedem Teil eine Abſchrift zugeſtellt werden wird. 

Madrid, am dreißigſten November eintauſendneunhundertundzwanzig. 


(Unterſchriften wie oben). 


Poſtanweiſungsabtrommen 
abgeſchloſſen zwiſchen 
Deutſchland, der Argentiniſchen Republit, Sſterreich, Belgien und der Kolonie Belgiſch Kongo, 
Bolivien, Braſilien, Bulgarien, Chile, China, der Republik Kolumbien, Dänemark, Agypten, 
Spanien, Äthiopien, Finland, Frankreich, Algerien, den franzöſiſchen Kolonien und den Protektoraten 
in Indochina, der Geſamtheit der übrigen franzöſiſchen Kolonien, Griechenland, der Republik 
Honduras, Ungarn, Island, Italien und den italieniſchen Kolonien, Japan, Korea, der Geſamtheit 
der übrigen Nebengebiete Japans, der Republik Liberia, Luxemburg, Marotto (mit Ausſchluß der 
ſpaniſchen Zone), Maroito (ſpauiſche Zone), Nitaragua, Norwegen, der Republil Panama, Para⸗ 
non, den Niederlanden, Niederländiſch Indien, den niederländiſchen Kolonien in Amerika, Peru, 
Polen, Portugal, den portugieſiſchen Kolonien in Afrika, den portugieſiſchen Kolonien in Aſien 
und Ozeanien, Rumänien, der Republit Sau Marino, dem Saargebiet, dem Königreich der Serben, 
daten und Slovenen, dem Königreich Siam, Schweden, der Schweiz, der Tſchechoſlowakei, Tunis, 
der Türtei, Uruguay und den Vereinigten Staaten von Venezuela. 

Die Unterzeichneten, Bevollmächtigte der Regierungen der vorſtehend aufgeführten Länder, haben 
auf Grund des Artikels 21 des Hauptvertrags im Einvernehmen miteinander und unter Vorbehalt der 

atifikation folgendes Abkommen abgeichloffen: ` 
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Artikel 1. 
Einleitende Beſtimmungen. | 

Der Austauſch von Geldbeträgen im Wege der Poſtanweiſung zwiſchen denjenigen vertragſchließenden 
Ländern, deren Verwaltungen die Einführung dieſes Dienſtes verabreden, unterliegt den Beſtimmungen 
dieſes Abkommens. 

Artikel 2. 
Einzahlung; Meiſtbetrag; übertragbarkeit. 

1. Grundſätzlich ſollen die Poſtanweiſungsbeträge in klingender Münze von den Abſendern ein- 
gezahlt und an die Empfänger ausgezahlt werden; die Verwaltungen ſind aber befugt, zu dieſem Zwecke 
jedes in ihrem Lande in geſetzlichem Umlauf befindliche Papiergeld anzunehmen und zu verwenden, doch 
muß dabei der etwaige Kursunterſchied berückſichtigt werden. 

2. Jede Verwaltung kann den Meiſtbetrag, bis zu dem ſie Poſtanweiſungen annimmt, ſelbſtſtändig 
feſtſetzen; doch darf dieſer Meiſtbetrag 1000 Goldfranken nicht überſteigen. 

Wenn keine anderen Abmachungen getroffen werden, deckt fich in jedem Lande der für Auszahlungen 
feſtgeſetzte Meiſtbetrag mit dem Meiſtbetrag für Einzahlungen. 

; Wenn ein und derſelbe Abſender an ein und demſelben Tage und Orte für ein und denſelben 
Empfänger mehrere Poſtanweiſungen einliefert, deren Geſamtbetrag den im Beſtimmungsland zugelaſſenen 
Meiſtbetrag überſteigt, jo ift die Beftimmungs-Poftanftalt berechtigt, die Auszahlung der Poſtanweiſungen | 
in Teilbeträgen zu bewirken dergehalt, daß die an einem Tage dem Empfänger ausgezahlte Summe nicht 
über den Meiſtbetrag hinausgeht. | 

3. Wenn keine andere Vereinbarung zwiſchen den beteiligten Verwaltungen beſteht, wird der Betrag 
jeder Poſtanweiſung in der Währung des Landes ausgedrückt, in dem er ausgezahlt werden ſoll. Zu dieſem 
Zwecke ſetzt erforderlichenfalls die Verwaltung des Aufgabelandes ſelbſt das Verhältnis feft, nach dem ihre 
Währung in die Währung des Beſtimmungslandes umzuwandeln iſt N 

Die Verwaltung des Aufgabelandes ſetzt erforderlichenfalls den Einzahlungskurs auch dann feſt, 
wenn dieſes Land und das Beſtimmungsland dieſelbe Währung haben. - 

4. Jedem der vertragſchließenden Länder ift das Recht vorbehalten, das Eingentum an den Poſt⸗ 
anweiſungen, die aus einem anderen dieſer Länder herrühren, innerhalb ſeines eigenen Gebiets für über 
tragbar durch Indoſſement zu erklären. | 


Artikel 3. 
Gebühren; Auszahlungsſcheine; Zurückziehung und Änderung der Aufſchrift; Eilbeſtellung. 
1. Die vom Abſender zu entrichtende allgemeine Gebühr für jede auf Grund des vorhergehenden 
Artikels ſtattfindende Geldübermittlung trägt: für die erſten 100 Münzeinheiten 7 Münzeinheit für je 
50 oder einen Teil von 50 Münzeinh en, für jede weiteren 100 Münzeinheiten oder jeden Teil von 
100 Münzeinheiten außerdem je / Münzeinheit. f 
Die auf den Poſtdienſt bezüglichen amtlichen Poſtweiſungen, die zwiſchen den Poſtverwaltungen 
oder den dieſen Verwaltungen unterſtellten Poſtanſtalten ausgetauſcht werden, ſind von jeder Gebühr 
befreit; das gleiche gilt auch für Poſtanweiſungen der Poſtverwaltungen an das Internationale Büro des 
Weltpoſtvereins und für Poſtanweiſungen, die für Kriegsgefangene beſtimmt oder von ihnen aufgegeben find. 
2. Die Verwaltung, welche die Poſtanweiſungen angenommen bat, vergütet der Verwaltung, die 1 
ausgezahlt hat, eine Gebühr von !/, v. H. des Geſamtbetrags der ausgezahlten Poſtanweiſungen, abzüglich 
der gebührenfreien. 
3. Die Poſtanweiſungen, die durch Vermittlung eines der Länder, die an dem Übereinkommen teil 
nehmen, zwiſchen einem anderen dieſer Länder und einem nichtteilnehmenden Lande ausgetauſcht werden / 
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können zugunſten der Vermittlungsverwaltung einer Zuſchlaggebühr unterworfen werden; dieſe Gebühr wird 
vom Betrag der Anweiſung abgezogen und ſtellt den Anteil des an dem Übereinkommen nicht teilnehmenden 
Landes dar. 

4. Für Poſtanweiſungen und die auf ihnen erteilten Quittungen ſowie für die den Abſendern 
ausgehändigten Einlieferungsſcheine darf über die nach S 1 dieſes Artikels zu zahlende Gebühr hinaus 
außer dem Beſtellgeld für die etwaige Auszahlung in der Wohnung und der im vorſtehenden $3 vorgeſehenen 
Zuſchlaggebühr keine Abgabe oder Gebühr erhoben werden. 

5. Der Abſender kann über die Auszahlung einer Poſtanweiſung eine Beſcheinigung (Auszahlungs- 
ſchein) erhalten, wenn er eine feſte Gebühr im voraus entrichtet, die derjenigen gleichkommt, die im Aufgabe- 
land für Rückſcheine zu Einſchreibſendungen erhoben wird. Die Gebühr verbleibt ungeteilt der Verwaltung 
des Aufgabelandes. 

Wenn ein ſolcher Schein nicht bei der Einlieferung der Poſtanweiſung gefordert worden iſt, kann 
der Abſender ihn auch ſpäter verlangen, jedoch nur in der durch § 6 des Artikels 7 feſtgeſetzten Friſt und 
gegen Entrichtung einer Gebühr, die doppelt ſo hoch iſt wie die im vorhergehenden Abſatz erwähnte. 

6. Der Abſender kann unter den Bedingungen und Vorbehalten, die im Artikel 11 des Haupt⸗ 
vertrags für gewöhnliche Brieſſendungen feſtgeſetzt find, eine Poſtanweiſung zurückziehen oder ihre Aufſchrift 
ändern laſſen, ſolange der Empfänger weder die Poſtanweiſung ſelbſt noch ihren Betrag in Empfang 
genommen hat. 

7. Desgleichen kann der Abſender verlangen, daß der Poſtanweiſungsbetrag unter den im Artikel 15 
des Hauptvertrags angegebenen Bedingungen dem Empfänger ſogleich nach Ankunft der Anweiſung durch 
beſonderen Boten zugeſtellt werde. 

8. Der Verwaltung des Beſtimmungslandes iſt indes das Recht vorbehalten, an Stelle des Geldes 
nur eine Meldung von dem Eingang der Poſtanweiſung oder die Poſtanweiſung ſelbſt durch Eilboten 
beſtellen zu laſſen, wenn ihre inländiſchen Verordnungen es bedingen. 

Artikel 4. 
Telegraphiſche Poſtanweiſungen. 

1. Die Poſtanweiſungen können im Verkehr zwiſchen denjenigen Poſtverwaltungen telegraphiſch 
überwieſen werden, deren Länder durch einen Staatstelegraphen verbunden find oder die bereit find, zu 
dieſem Zwecke die Privattelegraphen zu benutzen; ſolche Poſtanweiſungen werden als telegraphiſche bezeichnet. 

2. Die telegraphiſchen Poſtanweiſungen können wie die gewöhnlichen Telegramme und unter den— 
jelben Bedingungen wie diefe dem Verfahren der Dringlichkeit, der bezahlten Antwort, der Vergleichung 
und der Empfangsanzeige unterworſen und, wenn die Wohnſtätte des Empfängers außerhalb des Frei- 
beſtellbezirks der Beſtimmungs Poſtanſtalt liegt, durch die Poft weiterbefördert oder durch Eilboten 
beſtellt werden. è 

Liegt der Beſtimmungsort außerhalb des Bereichs des Telegraphennetzes, ſo muß der Abſender die 

tt der Weiterbeförderung („post»“ oder „exprès“) angeben. d 
Der Abſender einer telegraphiſchen Poſtanweiſung kann die Ausſtellung eines von der Poſt zu 
Überfendenden Auszahlungsſcheins verlangen. 
; Die Abſender können unter den Bedingungen und Vorbehalten, die im Artikel 11 des Hauptvertrags 
für gewöhnliche Briefſendungen feſtgeſetzt find, telegraphiſche Poſtanweiſungen zurückziehen oder deren Muf- 
ſchriften ändern laſſen, ſolange der Empfänger weder die Poſtanweiſung ſelbſt noch ihren Betrag in Empfang 
genommen hat. Dem Verlangen nach Anderung der Aufſchrift darf jedoch die Beſtimmungsanſtalt erft nach 
"gang der Einzahlungsmeldung Folge geben. 
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Die Abſender telegraphiſcher Poſtanweiſungen können dem vorgeſchriebenen Wortlaut der Anweiſung 
Mitteilungen für den Empfänger hinzufügen, wenn fie die tarifmäßige Gebühr dafür entrichten. 

3. Der Aufgeber einer telegraphiſchen Poſtanweiſung hat zu entrichten: 

a) die gewöhnliche Poſtanweiſungsgebühr und, wenn ein Auszahlungsſchein verlangt iſt, die feſte 

Gebühr für dieſen Schein; 

b) die Gebühr für das Telegramm. 

4. Der Eupfänger einer telegraphiſchen Poſtanweiſung iſt unverzüglich und koſtenfrei von ihrem 
Eingang zu benachrichtigen. Wenn indes ſeine Wohnſtätte außerhalb des Freibeſtellbezirks der Beſtimmungs⸗ 
Poſtanſtalt liegt, ſo können die Koſten für die Benachrichtigung vom Empfänger eingezogen werden, falls 
ſie nicht vom Abſender vorausbezahlt ſind. 

Läßt die Beſtimmungsverwaltung ſtatt der Benachrichtigung den Geldbetrag ſelbſt beſtellen, ſo 
kann fie hierfür eine beſondere Gebühr erheben. Auf diefe beſondere Gebühr ift der et vom Abſender 
W e Betrag anzurechnen. 

5. Die telegraphiſchen Poſtanweiſungen werden mit keinen anderen Gebühren als denjenigen belaſtet, 
die in biefem Artikel vorgefehen find oder deren Erhebung nach den e Telegraphenvorſchriften 
zuläſſig iſt. 

Artikel 5. 
Nachſendung. 

1. Bei Veränderung des Wohnorts des Empfängers können die gewöhnlichen Poſtanweiſungen 
aus einem der Länder, die am Übereinkommen teilnehmen, nach einem anderen dieſer Länder nachgeſandt 
werden, wenn das neue Beſtimmungsland mit dem Aufgabeland einen Poſtanweiſungsverkehr auf der 
Grundlage dieſes Abkommens unterhält. 

Die Nachſendung kann vom Abſender oder vom Empfänger beantragt werden. 

Der Betrag der Poſtanweiſung wird von der nachſendenden Poſtanſtalt in die Währung des 
neuen Beſtimmungslandes nach dem Verhältnis umgerechnet, das für die Umwandlung von Poſtanweiſungen 
aus dem nachſendenden nach dem neuen Beſtimmungsland gilt. Für die Nachſendung wird eine Zuſchlag— 
gebühr nicht erhoben. Das neue Beſtimmungsland bezieht indes in jedem Falle für ſich den Gebührenanteil. 
der ihm zuſtehen würde, wenn die Anweiſung von vornherein dorthin gerichtet geweſen wäre; das geſchieht 
auch dann, wenn die wirklich erhobene Gebühr infolge eines zwiſchen dem Aufgabe- und dem urſprünglichen 
Beſtimmungsland beſtehenden Sonderabkommens niedriger iſt als die Gebühr, die im Artikel 3 dieſes 
Abkommens vorgeſehen iſt. 

Die Umrechnung des Betrags unterbleibt jedoch, wenn die Anweiſung nach dem Aufgabeland oder 
nach dem erſten Beſtimmungsland nachgeſandt wird. Je nach Lage des Falles wird die Poſtanweiſung 
entweder mit ihrem urſprünglichen Betrag oder mit der Summe, die in der Währung des Aufgabelandes 
eingezahlt und im Poſtvermerk angegeben iit, ausgezahlt. r 

2. Die telegraphiſchen Poſtanweiſungen können unter denſelben Bedingungen wie die gewöhnlichen 
auf dem Poſtwege nach einem neuen Beſtimmungsort nachgeſandt werden. 

3. Unterhält die Verwaltung des neuen mit der des urſprünglichen Beſtimmungslandes einen 
Austauſch von telegraphiſchen Poſtanweiſungen, jo kann die Nachſendung der gewöhnlichen oder der tele- 
graphiſchen Poſtanweiſungen auf telegraphiſchem Wege erfolgen, wenn der Abſender oder der Empfänger es 
verlangt, wobei der Eingang der Einzahlungsmeldung über telegraphiſche Poſtanweiſungen nicht abgewartet 
wird. Bei der Nachſendung auf telegraphiſchem Wege wird die Urſprungs-Poſtanweiſung von der nach- 


ſendenden Anſtalt quittiert und wie eine ausgezahlte Poſtanweiſung verrechnet; die für die neue Beförderung ; 


entſtehenden Poft- und Telegraphengebühren werden vun dem weiterzuſendenden Betrag abgezogen. 
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4. Gewöhnliche Poſtanweiſungen aus Ländern, die nicht an diefem Abkommen teilnehmen, aber 
einen Poſtanweiſungsverkehr mit einem vertragſchließenden Lande unterhalten, können, wenn nicht die 
beſonderen Abmachungen dem entgegenſtehen, mit der Poſt nach einem anderen Vertragsland nachgeſandt 
werden. In ſolchem Falle iſt die Poſtanweiſung von der nachſendenden Poſtanſtalt zu quittieren und zu 
verrechnen. Über den weiterzuſendenden Betrag iſt nach Abzug der Poſtanweiſungsgebühr eine neue Poſt— 
anweiſung auszuſtellen. 

Artikel 6. 
Abrechnungen. 

1. Die Poſtverwaltungen der vertragſchließenden Länder ſtellen zu den in der nachſtehenden 
Vollzugsordnung feſtgeſetzten Zeitpunkten Rechnungen auf, die alle bei ihren Poſtanſtalten ausgezahlten 
Poſtanweiſungsbeträge enthalten. Nach gegenſeitiger Prüfung und Feſtſtellung werden die Rechnungen von 
der Verwaltung, für die ſich eine Reſtſchuld ergibt, in der durch die Vollzugsordnung feſtgeſetzten Friſt 
beglichen. Wenn keine andere Vereinbarung getroffen iſt, muß die Zahlung der Reſtſchuld in der Währung 
erfolgen, die das Gläubigerland bei der Auszahlung der Poſtanweiſungen anwendet (vgl. Artikel 2 § 3). 

2. Zu dieſem Zwecke wird, wenn die Poſtanweiſungen in verſchiedenen Währungen ausgezahlt 
worden ſind, vorbehaltlich abweichender Vereinbarung die geringere Forderung in die Währung umgewandelt, 
auf welche die größere Forderung lautet; hierbei wird der für den Abrechnungszeitraum amtlich feſtgeſtellte 
mittlere Börſenkurs in dem ſchuldenden Lande zugrunde gelegt. 

3. Wird die aus einer Rechnung ſich ergebende Reſtſchuld nicht in den feſtgeſetzten Friſten bezahlt, 
ſo iſt der Betrag dieſer Reſtſchuld vom Tage des Ablaufs der Friſten an bis zum Tage der Zahlung zu 
verzinſen. Die Zinſen werden mit jährlich 7 v. H. berechnet und der ſäumigen Verwaltung in der nächſten 
Rechnung in Schuld geſtellt. 

Artikel 7. 
Gewährleiſtung; Verfall unanbringlicher Poſtauweiſungen. 

1. Für die auf Poſtanweiſungen eingezahlten Beträge wird den Abſendern bis zum Zeitpunkt der 
richtigen Auszahlung an die Empfänger oder Empfangsberechtigten Gewähr, geleiſtet. Poſtanweiſungen, die 
aus irgend einem Grunde dem Empfänger nicht haben ausgezahlt werden können, müſſen an den Abſender 
zurückgezahlt werden. 

Poſtanweiſungen, die nach den Vorſchriften des Poſtübenweiſungsdienſtes dem Poſtſcheckkonto des 
Empfängers gutgeſchrieben worden ſind, werden als gültig ausgezahlt angeſehen. 

Wenn eine Poſtanweiſung durch Verſchulden der Poſt ihr Ziel nicht erreicht hat und aus dieſem 
Grunde an den Abſender zurückgezahlt werden muß, ſo hat dieſer außerdem Anſpruch auf Erſtattung der 
Koſten für die Nachfrage. 

2. Wird die richtige Auszahlung einer Poſtanweiſung beſtritten, ſo iſt der Antragſteller bei 
begründetem Anſpruch von der Verwaltung (Aufgabe- oder Beſtimmungsverwaltung), an die er ſich gewandt 
hat, zu entſchädigen. 

Liegt ein Verſchulden der Verwaltung, die den Antragſteller entſchädigt hat, nicht vor, ſo hat dieſe 
Verwaltung das Recht des Rückgriffs gegen die Verwaltung, die für die Auszahlung auf Grund falſcher 
Quittung verantwortlich iſt. 


3. Die Beſtimmungsverwaltung ift von der Verantwortlichkeit für die von ihr ausgezahlten Poft- 


anweiſungen befreit, wenn ſie nachweiſen kann, daß die Auszahlung nach den Vorſchriften ihrer inneren 
Verordnungen erfolgt iſt. 

4. Der Antragſteller ſoll ſobald als möglich, ſpäteſtens aber innerhalb eines Jahres, vom Tage 
der Nachfrage an gerechnet, entſchädigt werden. 


Be 


Dieſe Friſt kann ausnahmsweiſe überſchritten werden, wenn fie trotz unverzögerter Behandlung des 
Falles durch die Verwaltungen zur Feſtſtellung der Verantwortlichkeit nicht ausreichend war. x 

5. Wenn die von einem Abjender an die Aufgabeverwaltung gerichtete Beſchwerde bei der Beſtimmungs⸗ 
verwaltung innerhalb eines Jahres nicht erledigt worden iſt, ſo kann die Beſtimmungsverwaltung förmlich 
angehalten werden, den Antragſteller in einer mit Rückſicht auf die Entfernung feſtzuſetzenden beſtimmten 
Friſt zu entſchädigen, widrigenfalls ſie in Verzug gerät. Wenn das Verfahren bis zum Ablauf der Friſt 
ohne Erfolg geblieben ift, jo hat die Aufgabeverwaltung das Recht, den Abſender für Rechnung der Be⸗ 
ſtimmungs verwaltung zu entſchädigen. 

Die Beſtimmungsverwaltung, für deren Rechnung eine Zahlung gemäß vorſtehendem Abſatz geleiſtet 
wird, iſt verpflichtet, der Aufgabeverwaltung den Erſatzbetrag innerhalb drei Monaten nach erfolgter Be⸗ 
nachrichtigung zu erſtatten. Die Erſtattung geſchieht ohne Koſten für die Gläubigerverwaltung durch Poſt⸗ 
anweiſung, durch Wechſel oder in Münzen, die im Gläubigerland umlauffähig ſind. Nach Ablauf der drei 
Monate verzinſt ſich die der Aufgabeverwaltung geſchuldete Summe mit jährlich 7 v. H., und zwar vom 
Tage des Ablaufs dieſer Friſt an. 

6. Der Anſpruch auf Entſchädigung wegen Auszahlung eines Poſtanweiſungsbetrags an eine 
unberechtigte Perſon ſoll nur zuläſſig ſein, wenn er innerhalb eines Jahres, vom Tage nach Ablauf der 
beſtimmungsmäßigen Gültigkeitsfriſt der Poſtanweiſung an gerechnet, erhoben wird; nach Ablauf dieſes 
Zeitraums hört die Haftpflicht der Verwaltungen für Auszahlungen auf Grund falſcher Quittungen auf. 

7. Poſtanweiſungsbeträge, die in den durch die Geſetze oder Verordnungen des Aufgabelandes 
feſtgeſetzten Friſten nicht zurückgefordert worden find, verfallen endgültig der Verwaltung, die die Poſtanweiſungen 
angenommen hat. : r 

Artikel 8. 
Geſetzgebung der vertragſchließenden Länder; engere Vereine. 

Jedem Lande iſt das Recht vorbehalten, auf Poſtanweiſungen nach oder aus anderen Ländern ſeine 
inneren Geſetze und Verordnungen anzuwenden, ſoweit nicht durch dies Abkommen etwas anderes beſtimmt iſt. 

Die Feſtſetzungen dieſes Abkommens beſchränken nicht die Befugnis der vertragſchließenden Teile 
zur Herabſetzung der Gebühren oder zu jeder anderen Verbeſſerung des Dienſtes beſondere Abkommen unter⸗ 
einander beſtehen zu laſſen oder abzuſchließen ſowie engere Vereine aufrechtzuerhalten oder zu gründen. 

a ) Artikel 9. 
Außergewöhnliche Einſtellung des Dienſtes. 

Jede Verwaltung kann den Austauſch von Poſtanweiſungen im Verkehr mit dem Ausland vorüber 
gehend ganz oder teilweiſe einſtellen, wenn außergewöhaliche Verhältniſſe vorliegen, die eine derartige Maß⸗ 
nahme rechtfertigen. Sie muß jedoch in ſolchem Falle die beteiligten Verwaltungen unverzüglich, nötigenfalls 
telegraphiſch, davon benachrichtigen. | 

Artikel 10. 
Beitritt zum Abkommen. 

Den Vereinsländern, die an dieſem Abkommen nicht teilgenommen haben, iſt der Beitritt auf ihren 
Antrag und in der Form geſtattet, die durch Artikel 26 des Hauptvertrags für den Eintritt in den Welt⸗ 
poſtverein vorgeſchrieben ift. 

Artikel 11. 

Bezeichnung der am Poſtanweiſungsaustauſch teilnehmenden Poſtauſtalten; Vollzugsordnung. 

1. Die Poſtverwaltungen der vertragſchließenden Länder treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
die Auszahlung von Poſtanweiſungen tunlichſt an allen Orten ihres Gebiets zu ermöglichen. 
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2. Die Verwaltungen ſetzen die Form und Verſendungsweiſe der Poſtanweiſungen, die Form der 
im Artikel 6 bezeichneten Abrechnungen ſowie alle weiteren Dienſtvorſchriften feſt, die erforderlich find, um 
die Ausführung dieſes Abkommens zu ſichern. 


Artikel 12. 
Vorſchläge in der Zeit zwiſchen den Verſammlungen. 

1. In der Zeit zwiſchen den Verſammlungen, die im Artikel 27 des Hauptvertrags vorgeſehen ſind, 
it jede Poſtverwaltung eines vertragſchließenden Landes berechtigt, den anderen beteiligten Verwaltungen 
durch Vermittlung des Internationalen Büros Vorſchläge in betreff des Poſtanweiſungsdienſtes zu unterbreiten. 

Jeder Vorſchlag muß, um zur Beratung geſtellt zu werden, von mindeſtens zwei Verwaltungen 
unterſtützt ſein, diejenige nicht eingerechnet, von welcher der Vorſchlag herrührt. Geht dem Internationalen 
d Büro nicht zu gleicher Zeit mit dem Vorſchlag die erforderliche Zahl von Unterſtützungserklärungen zu, jo 
bleibt der Vorſchlag ohne Folge. 
i 2. Jeder Vorſchlag unterliegt dem im § 2 des Artikels 28 des Hauptvertrags feitgejegten Verfahren. 
3. Die Vorſchläge müſſen, um vollſtreckbar zu werden, erhalten: 


| 1. Einftimmigfeit, wenn es fih um die Aufnahme neuer Beſtimmungen oder um die Anderung 
i der Beſtimmungen dieſes Artikels und der Artikel 1, 2, 3, 4, 6 und 14 handelt; 
Pii 2. zwei Drittel der Stimmen, wenn eg fih um die Anderung anderer als der vorſtehend be- 
zeichneten Artikel handelt; 
H 3. einfache Stimmenmehrheit, wenn es ſich um die Auslegung der Beſtimmungen dieſes Abkommens 


handelt; doch gelten im Fall einer Streitigkeit die im Artikel 25 des Hauptvertrags vor— 
geſehenen Beſtimmungen. 

4. Die gültigen Beſchlüſſe werden in den beiden erſten Fällen durch eine diplomatiſche Erklärung, 
inn dritten Falle durch eine Mitteilung im Verwaltungswege in der im Artikel 28 des Hauptvertrags be- 
zeichneten Form beſtätigt. 

5. Die angenommenen Ss oder Beſchlüſſe treten früheſtens drei Monate nach ihrer Be- 
* kanntmachung in Kraft. 

Artikel 13. 
Beteiligung anderer Verwaltungen am Poſtanweiſungsdienſt. 

A Die Länder, in denen der Poſtanweiſungsdienſt von einer anderen Verwaltung als der Poſtverwaltung 
wahrgenommen wird, können an dem Austauſch teilnehmen, der durch die Beſtimmungen dieſes Abkommens 
geregelt iſt. 

; Es iſt Sache der Verwaltung, die in dieſen Ländern mit dem Poſtanweiſungsdienſt beauftragt ift, 
va ſich mit der Poſtverwaltung zu verſtändigen, um die vollſtändige Ausführung aller bet e des Ab⸗ 

kommens zu ſichern. 

Die Poſtverwaltung dient der anderen Verwaltung als Vermittlerin in allen ihren Beziehungen 

mit den Poſtverwaltungen der übrigen vertragſchließenden Länder und dem Internationalen Büro. 


Artikel 14. 
Dauer des Abkommens; Ratifikation. 
1. Dies Abkommen ſoll am 1. Januar 1922 in Kraft treten. 

N 2. Es ſoll die gleiche Dauer haben wie der Hauptvertrag; jedem Lande ift jedoch das Recht vor- 
gelen. auf Grund einer von ſeiner Regierung der Regierung der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft ein 
Jahr vorher gemachten Mitteilung von dem Abkommen zurückzutreten. 

3. Mit dem Tage des Inkrafttretens dieſes Abkommens werden alle früher zwiſchen den Regierungen 
oder tungen der vertragſchließenden Teile vereinbarten Beſtimmungen aufgehoben. 


4. Dies Abkommen ſoll ſobald als möglich ratifiziert 


Madrid" ausgewechſelt werden. 


Zu Urkund deffen haben die Bevollmächtigten der obenbezeichneten Länder dies Abkommen unter⸗ 
zeichnet zu Madrid, am dreißigſten November eintauſendneunhundertundzwanzig. 


- 


| 


Pour r Allemagne: 
Ronge 
Schenk 

Orth 
Pour la République Argentine: 
A. Barrera Nicholson 
Pour l’ Autriche: 
Eberan 
Pour la Belgique: 
A. Pirard 
Tixhon 
Hub. Krains 


Pour la colonie du Congo belge: 
M. Halewyck 
6. Tondeur 
Pour la Bolivie: 
Luis Rodriguez 
Pour le Brésil: 
Alcibiades Peçanha 
J. Henrique Aderne 
Pour la Bulgarie: 
N. Startcheff 
N. Boschnakoff 
Pour le Chih: 
A. de la Cruz 
Floreneio Marquez de la Plata 
Gus. Cousino 
Pour la Chine: 
Liou Fou-Tcheng 
Pour la République de Colombie: 
W. Mac Lellan 
Gabriel Roldan 
Pour le Danemark: 
Hollnagel Jensen 
Holmblad 
Pour l Egypte: 
N. T. Borton 


OP LT DE 


E 
werden. Die Ratifikationsurkunden follen in 


Pour I’ Italie et les colonies 
italiennes: 

E. Delmati 
T. C. Giannini 
S. Ortisi 
Pour le Japon: 
S. Nakanishi 
Arajiro Miura 
Y. Hiratsuka 
Pour le Chosen: 
S. Nakanishi 
Arajiro Miura 
Y. Hiratsuka 


Pour l’ Espagne: 
Conde de Colombi 
José de Garcia Torres 
Guillermo Capdevila 
José de Espana 
Martin Vicente 
Antonio Camacho 


Pour l’ Ethiopie: 
Weuldeu-Berhane 


Pour la Finlande: 
G. E. F. Albrecht 


Pour la France: 


£ 


M. Lebon 
å Pour l’ ensemble des autres 
Pour M. Georges Bonnet: dépendances japonaises: 
M. Lebon S. Nakanishi 
G. Blin Arajiro Miura 
P: Bouillard Y. Hiratsuka j 
Barrail Pour la, République de Libéria: 
Pour l’ Algérie: Luis Ma. Solér 
H. Treuille Pour le Luxembourg: 


Pour les colonies et protectorats G. Faber 


français de l’ Indochine: 
André Touzet 


Pour le Maroc g 
(al'exclusion de la Zone espagnole): 
Gérard Japy 

J. Walter 


Pour le Maroc (Zone espagnole} 
M. Aguirre de Cärcer | 

L. Lôpez-Ferrer 
C. Garcia de Castro 


Pour l ensemble des autres 
colonies françaises: 
G. Demartial 
Pour la Grèce: 


P. Scassi 
Th. Pentheroudakis 
\ 


Pour la République du Hondures: 
Ricardo Belträn y Rézpide 


d 


Pour le Nicaragua: 
M. Ig. Terän 
Pour la Norvège: 
Sommerschild 
Klaus Helsing 
Pour la République de Panamā: 
J. D. Arosemena à 


Pour la Hongrie: 
0. de Fejér 

G. Baron Szalay . 

Pour l'Islande: 

Hollnagel Jensen 


Pour le Paraguay: 
Fernando Pignet 

Pour les Pays-Bas: 
A. W. Kymmell 
J. S. v. Gelder 


Pour les Indes Néerlandaises: 
Wigman 

F. Gerdes Oosterbeek 

J. van der Werf 


W. 


Pour les colonies néerlandaises 
; en Amérique: 
Wigman 
W. F. Gerdes Oosterbeek 
J. van der Werf 


Pour le Pérou: 
D. C. Urrea 
0. Barrenechea y Raygada 


* 


Pour la Pologne: 
W. Dobrowolski 
Maciejewski 
Dr. Marjan Blachier 


| E geſehene Gebühr erheben. 


b̃elegraphiſch, Mitteilung machen. 
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Pour le Portugal: 
Henrique Mousinho de 
Albuquerque 


Pour les colonies protugaises de 
Afrique: 
Juvenal Elvas Floriado Santa 
Barbara 
Pour les colonies portugaises de 
l'Asie et de l’ Océanie: 
José Emilio dos Santos e Silva 


Pour la Roumanie: 
D. G. Marinesco 
Eug. Boukman 


Pour le Territoire de la Sarre: 
Douarche 


Pour le Royaume des Serbes, 
Croates et Slovènes: 


Drag. Dimitryevitch 
S. P. Toutoundjitch 
Dr. Franya Pavlitch 
Costa Zlatanovitch 


Schlußprotokoll. 


E 


II. 


N 


Pour le Royaume de Siam: 
Phra Sanpakitch Preecha 


Pour la Suède: 
Julius Juhlin 
Thore Wenngvist 


Pour la Suisse: 
Mengotti 
F. Boss 


Pour la Tchécoslovaquie : 
‚Dr. Otokar Ruzicka 
Väclav Kucera 
Pour la Tunisie: 
Gérard Japy 
A. Barbarat 


Pour la Turquie : 
_ Méhméd-Ali 
Pour l’ Uruguay: 
Adolfo Agorio 
Pourles Etats-Unis de Venezuela, 
Pedro-Emilio Coll 


S. Barceló 
A. Posse 


Im Begriff, zur Unterzeichnung des KEN zu ſchreiten, find die unterzeichneten 


Bis auf weiteres kann jedes Land eine niedrigere als die im Artikel 3 Ss Abkommens vor⸗ 


K: Jedes Land darf indes die im Abkommen vorgefehenen Gebühren vor dem 1. Januar 1922 in 
A 5 Kraft ſetzen, muß hiervon aber dem Internationalen Büro mindeſtens einen Monat vorher, nötigenfalls 


7 Zu Urkund deſſen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten dies Schlußprotokoll aufgenommen, 
d das dieſelbe Kraft und dieſelbe Gültigkeit haben ſoll, als wenn ſeine Beſtimmungen in dem Abkommen, 


orauf es fich bezieht, ſelbſt ſtänden, und haben das Schlußprotokoll in einem Stück unterzeichnet, das im 
Acchiv der ſpaniſchen Regierung niedergelegt und wovon jedem Teil eine Abſchrift zugeſtellt werden wird. 


Geſchehen zu Madrid, am dreißigſten November eintauſendneunhundertundzwanzig. 


(Unterſchriften wie oben.) 
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Poſtauftragsabtommen 
abgeſchloſſen zwiſchen 
Deutſchland, Sſterreich, Belgien, Chile, China, Dänemark, Agypten, Äthiopien, Frantreich, Algerien, 
Griechenland, Ungarn, Island, Italien und den italieniſchen Kolonien, Luxemburg, Marokko (mit 
Ausſchluß der ſpaniſchen Zone), Marokko (ſpaniſche Zone), Norwegen, den Niederlanden, Nieder⸗ 
ländiſch Indien, den niederländiſchen Kolonien in Amerika, Polen, Portugal, den portugieſiſchen 
Kolonien in Afrika, den portugieſiſchen Kolonien in Aſien und Ozeanien, Rumänien, der Republik 
San Marino, dem Saargebiet, dem Königreich der Serben, Kroaten und Slovenen, Schweden, 
der Schweiz, der Tſchechoſlowakei, Tunis und der Türkei. 


Die Unterzeichneten, Bevollmächtigte der Regierungen der vorſtehend aufgeführten Länder, haben auf 
Grund des Artikels 21 des Hauptvertrags im Einvernehmen miteinander und unter Vorbehalt der Ratifikation 


folgendes Abkommen abgeſchloſſen: 
: Artikel . 


Einleitende Beſtimmungen. 

Der Austauſch der durch Vermittlung der Poſt einzulöſenden Wertpapiere zwiſchen denjenigen 
vertragſchließenden Ländern, deren Poſtverwaltungen verabreden, ſich in ihrem gegenſeitigen Verkehr mit dieſem 
Dienſte zu befaſſen, unterliegt - Beſtimmungen dieſes Abkommens. 

Artikel 2. 
Zur Einlöſung zugelaſſene Papiere; Meiſtbetrag; Proteſte. 

1. Zur Einlöſung find zugelaſſen Quittungen, Rechnungen, Anweiſungen, Wechſel, Zins- und 
Dividendenſcheine, abgelaufene Wertpapiere und überhaupt alle Handels- und ſonſtigen Wertpapiere, die 
ohne Koſten zahlbar ſind und deren Geſamtbetrag für die einzelne Sendung den im Beſtimmungsland 
zugelaſſenen Meiſtbetrag für Poſtanweiſungen nicht überſteigt. 

Die Poſtverwaltungen zweier miteinander in Verkehr ſtehenden Länder können in gegenſeitigem Ein- 
vernehmen einen höheren Meiſtbetrag zulaſſen. 

Die Verwaltungen, die ſich mit der Einlöſung von Zins- oder Dividenſcheinen und von abgelaufenen 
Wertpapieren nicht befaſſen können, teilen dies den anderen beteiligten Verwaltungen durch Vermittlung des 
Internationalen Büros mit. 

2. Die Poſtverwaltungen der vertragſchließenden Länder können es auch übernehmen, Handels- 
papiere proteſtieren zu laſſen, bei Schuldforderungen die Einleitung des gerichtlichen Verfahrens herbei- 
zuführen und im Einvernehmen miteinander die erforderlichen Beſtimmungen über dieſen Dienſt zu treffen. 

f Artikel g. 
Einzuziehender Betrag. 

Wenn keine andere Vereinbarung zwiſchen den beteiligten Verwaltungen getroffen iſt, wird der durch 
die Poſt einzuziehende Betrag der Wertpapiere in der Währung des Landes angegeben, das mit der Ein— 
ziehung beauftragt iſt. 5 

Verſendung; Zahl der Anlagen. 

d Die Verſendung der einzulöſenden Wertpapiere geſchieht in eingeſchriebenem Briefe, den der 
Abſender unmittelbar an die Poſtanſtalt zu richten hat, welche die Beträge einziehen ſoll. 

2. Eine Sendung darf mehrere Wertpapiere enthalten, deren Beträge durch dieſelbe Poſtanſtalt von 
mehreren Zahlungspflichtigen zugunſten derſelben Perſon einzuziehen ſind. 

Die in einer Sendung enthaltenen Wertpapiere dürfen indes für höchſtens fünf verſchiedene Zahlungs- 
pflichtige beſtimmt ſein und keine verſchiedenen Fälligkeitstage aufweiſen. 


Artikel 5. 
Gebühr; Einlieferungsſchein. 

1. Die Gebühr für eine Sendung, die dem vorhergehenden Artikel 4 entſpricht, darf nicht über die 
für einen Einſchreibbrief von gleichem Gewicht hinausgehen. Sie verbleibt ungeteilt der Poſtverwaltung 
des Aufgabelandes. Säi 
2. Ein Einlieferungsſchein wird dem Abſender bei der Aufgabe der Sendung unentgeltlich ausgehändigt. 

Artikel 6. 

Unzuläſſigkeit von Teilzahlungen. ` 

Teilzahlungen find nicht geftattet. Jedes Wertpapier muß zum vollen Betrag und Kr einmal 
eingelöft werden, andernfalls gilt es als verweigert. ; 

Artikel 7 

Einziehungs⸗ und Vorzelgegebühr. 

1. Die Verwaltung, die mit der Einziehung beauftragt iſt, erhebt von dem Betrag eines jeden 
eingelöſten Wertpapiers eine Einziehungsgebühr von 30 Centimen. ; 
2. Jedes Wertpapier, das bei der Vorzeigung nicht eingelöft wird, unterliegt einer Vorzeigegebühr 
von 20 Centimen. 
Dieſe Gebühr kommt nicht zur Erhebung bei Wertp pieren, die infolge irgend einer Unregelmäßigkeit 
oder wegen eines Fehlers in der Aufſchrift nicht eingelöſt werden können und die aus einem dieſer Gründe 
an den Abſender zurückgeſandt werden müſſen. f 
3. Über die vorſtehend genannten Einziehungs- und Vorzeigegebühren wird zwiſchen den beteiligten 
Verwaltungen nicht abgerechnet. 


Artikel 8. 
übermittlung des eingezogenen Betrags; Nüdjendung nichteingelöſter Wertpapiere. 
1. Über den eingezogenen Betrag wird nach Abzug 
a) der Einziehungsgebühr und gegebenenfalls der im Artikel 7 SS 1 und 2 vorgeſehenen Vor⸗ 
zeigegebühr, 
b) der gewöhnlichen Poſtanweiſungsgebühr und 
c) der für die Wertpapiere etwa aufgewandten Steupelgeblten und des etwaigen be 
unterſchiedes 
von der Poſtanſtalt, welche die Einziehung beſorgt hat, zugunſten des Auftraggebers eine Poſtanweiſung 
ausgefertigt. Dieſe Poſtanweiſung wird ihm koſtenfrei überſandt. 

Die Poſtverwaltungen der vertragſchließenden Länder können es SN die dem Abſender 
zuſtehenden eingezogenen Beträge einem Poſtſcheckkonto zuzuführen. 5 
2. Wertpapiere, die nicht haben eingelöſt werden können, werden gebührenfrei an die Aufgabe⸗ 
Poſtanſtalt zurückgeſandt. Die im Artikel 7 § 2 vorgeſehene Gebühr wird von dem Betrag der eingelöften 
Wertpapiere, die mit den uneingelöſten zuſammen in ein und dasſelbe Verzeichnis aufgenommen werden, 
abgezogen. Wenn der Betrag der eingelöſten Papiere zur Deckung der geſamten Vorzeigegebühren nicht 
ausreicht, werden dieſe in voller Höhe vom Abſender des Poſtauftrags eingezogen. 
| Die mit der Einziehung beauftragte Verwaltung iſt zu keiner Maßnahme der Rechtswahrung oder 
Febſtſtellung der Nichtzahlung verpflichtet. 

Artikel 9. 
Anwendung der Beſtimmungen des Poſtauweiſungsablommens. 
1. Die Beſtimmungen des Poſtanweiſungsabkommens gelten, ſoweit fie dieſem Abkommen nicht 
widerſprechen, auch für Poſtanweiſungen, die nach dem vorſtehenden Artikel 8 zur Abführung der durch die 
Poſt eingezogenen Beträge ausgeſtellt werden. 
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Poſtauftrags⸗Poſtanweiſungen, die aus irgendeinem Grunde an die Empfänger nicht ausgezahlt 
worden find, kommen jedoch nicht der Verwaltung des Aufgabelandes der Poſtanweiſungen zugute; der 
Betrag dieſer Poſtanweiſungen fällt vielmehr nach Ablauf der geſetzlichen Verjährungsfriſt endgültig an die 
Verwaltung des Aufgabelandes der einzulöſenden Wertpapiere. 

2. Poſtauftrags⸗Poſtanweiſungen find bis zu dem im $ 1 des Artikels 2 feſtgeſetzten Meiſtbetrag zuläſſig. 

Artikel 10. 
Zurüctziehung der Poſtaufträge; Berichtigung des Auftragsvordrucks. 

Der Abſender einer Poſtauftragsſendung kann unter den Bedingungen und Vorbehalten, die im 
Artikel 11 des Hauptvertrags für gewöhnliche und eingeſchriebene Briefſendungen vorgeſehen ſind, 

1. die ganze Sendung oder einzelne in ihr enthaltene Wertpapiere zurückziehen ſowie 
2. irrtümliche Angaben auf dem Vordruck, der die Sendung begleitet, berichtigen laſſen, 
ſolange die Wertpapiere weder von den Zahlungspflichtigen eingelöſt noch von der Poſtanſtalt, die mit der 
Einziehung beauftragt iſt, zurückgeſandt oder weitergegeben worden ſind. - 
Artikel 11. 
| Gewährleiſtung. 

J. Für den Verluſt eines Poſtauftragsbriefs haftet die Poſt dem Abſender unter den im Artikel 10 
des Hauptvertrags für Einſchreibſendungen feſtgeſetzten Bedingungen. 

Dasſelbe gilt für den Verluſt eines Einſchreibbriefs mit nicht eingelöſten, an den Abſender zurück⸗ 
gehenden Wertpapieren. 

2. Geraten Wertpapiere bei der mit der Einziehung beauftragten Poſtanſtalt vor der Vorzeigung 
bei dem Schuldner in Verluſt, ſo iſt die verantwortliche Verwaltung dem Auftraggeber nur erſatzpflichtig bis 
zur Höhe des wirklich erlittenen Schadens. Die Entſchädigung für die in Verluſt geratenen Wertpapiere 
darf denkim obigen § 1 vorgeſehenen Erſatzbetrag nicht überſteigen. 

3. Für die ordnungsmäßig eingezogenen Beträge abzüglich der im Artikel 8 vorgeſehenen Gebühren 
wird ohne Rückſicht darauf, ob über ſie bereits Poſtanweiſungen ausgeſtellt ſind oder nicht, dem Abſender 
der Wertpapiere unter den Bedingungen des Artikels 7 des Poſtanweiſungsabkommens oder gegebenenfalls 
des Artitel 7 des Poſtüberweiſungsabkommens gehaftet. 

4. Iſt ein Poſtauftragspapier dem Schuldner ohne Einziehung des Betrags ausgehändigt worden, 
ſo hat der Abſender Anſpruch auf eine Entſchädigung, die in keinem Falle den einzuziehenden Betrag über- 

ſchreiten darf. Dasſelbe gilt, wenn die vom Schuldner eingezogene Summe niedriger iſt als der Betrag 
des Auftrags papiers, ſofern nicht die Einziehung des zu geringen Betrags auf eine Schuld oder Fahrläſſigkeit 
des Abſenders zurückzuführen iſt. 

Durch Zahlung der Entſchädigung tritt die Verwaltung in alle Rechte des Abſenders ein. 

5. Die Verwaltungen übernehmen keine Verantwortlichkeit für Verzögerungen: 

1. bei der Beförderung oder Vorzeigung der Poſtaufträge, 
2. bei der Beförderung der Poſtanweiſungen zur Übermittlung der eingezogenen Beträge oder 
bei der Gutſchrift dieſer Beträge auf Poſtſcheckkonten, 
3. bei der Erhebung von Proteſten oder der Herbeiführung des gerichtlichen Verfahrens, wenn 
fie fich hiermit nach den Vorſchriften des Artikels 2 8 2 befaſſen. 

6. Anſprüche ſind nur zuläſſig, wenn ſie innerhalb eines Jahres vom Tage nach der Einlieferung 
des Poſtauftrags an gerechnet, geſtellt werden; nach Ablauf dieſer Friſt hat der Antragſteller keinen Anſpruch 
auf Schadenerſatz. 
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Artikel 12. f 
Engere Vereine. N 
S Die Feſtſetzungen dieſes Abkommens beſchränken nicht die Befugnis der vertragſchließenden Teile, 
zur Verbeſſerung des Poſtauftragsdienſtes mit dem Ausland beſondere Abkommen untereinander beſtehen zu 
laſſen oder abzuſchließen ſowie engere Vereine aufrechtzuerhalten oder zu gründen. 


Artikel 13. 
i Innere Geſetzgebung. 
Ferner bleibt die innere Geſetzgebung der vertragſchließenden Länder von dieſem Abkommen in 
allem unberührt, was durch dieſes Abkommen nicht vorgeſehen iſt. 


Artikel 14. 
Anwendung der Beſtimmungen des inneren Verkehrs. 
1. Jede Verwaltung fol befugt fein, in Ermangelung ausdrücklicher Beſtimmungen dieſes Abkommens 
die entſprechenden Beſtimmungen ihres inneren Verkehrs anzuwenden. 
2. Es ift jedoch ausdrücklich unterſagt, im Aufgabe- oder im, Beſtimmungsland irgendeine andere 
Abgabe oder Gebühr als die durch dies Abkommen vorgeſehenen zu erheben. 


Artikel 15. 
Außergewöhnliche Einſtellung des Dienſtes. 
Jede Verwaltung kann den Poſtauftragsdienſt vorübergehend ganz oder teilweiſe einſtellen, wenn 
außergewöhnliche Verhältniſſe vorliegen, die eine derartige Maßnahme rechtfertigen. Sie muß jedoch in 
ſolchem Falle die beteiligten Verwaltungen unverzüglich, nötigenfalls telegraphiſch, davon benachrichtigen. 
Artikel 16. 
Beteiligung der Poſtanſtalten am Poſtauftragsdienſt; Vollzugsordnung. 


FA 1. Die Poſtverwaltungen der vertragſchließenden Länder laſſen zum Auftragsdienft alle Poſtanſtalten 
du die ams Poſtanweiſungsverkehr mit dem Ausland teilnehmen. 

W 2. Sie ſetzen im Einvernehmen miteinander die Art der Einlieferung und der ÜberjendungY der 
Anzulöſenden Wertpapiere ſowie alle weiteren Dienſtvorſchriften feſt, die erforderlich ſind, um die Ausführung 
dieſes Abkommens zu ſichern. | 


Artikel 17. 
Beitritt zum Abkommen. 
8 Den Vereinsſtaaten, die an dieſem Abkommen nicht teilgenommen haben, iſt der Beitritt auf ihren 
Antrag und in der Form geſtattet, die durch den Hauptvertrag für den Eintritt in den Weltpoſtverein vor⸗ 
Veſchrieben ift. 
} Artifel 18. 
Vorſchläge in der Zeit zwiſchen den Verſammlungen. 
d. 1. In der Beit zwifchen den Verſammlungen, die im Hauptvertrag vorgejehen find, jiſtzjede Poft- 
tung eines vertragſchließenden Landes berechtigt, den anderen beteiligten Verwaltungen durch Ver- 


V lung des Internationalen Büros Vorſchläge in betreff des Poſtauftragsdienſtes zu unterbreiten. 

A Jeder Vorſchlag muß, um zur Beratung geftellt zu werden, von mindeſtens zwei Verwaltungen 
nterſtützt ſein, diejenige nicht eingerechnet, von welcher der Vorſchlag herrührt. Geht dem Internationalen 

à Le nicht zu gleicher Zeit mit dem Vorſchlag die erforderliche Zahl von Unterſtützungserklärungen zu, ſo 
` Tt der Vorſchlag ohne Folge. ù 

j 2. Jeder Vorſchlag unterliegt dem im 52 des Artikels 28 des Hauptvertrags feſtgeſetzten Verfahren. 


ur 
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3. Die Vorſchläge müſſen, um vollſtreckbar zu werden, erhalten: 
S 1. Einſtimmigkeit, wenn es ſich um die Aufnahme neuer Beſtimmungen ber um die Anderung 
der Beſtimmungen dieſes Artikels und der Artikel 1, 2, 3, 4, 5, 6, HE LOR 11, 12, 
13, 14, 15, 17 und 19 dieſes Abkommens handelt; 
2. zwei Drittel der Stimmen, wenn es fih um die Anderung der Beſtimmungen des Artikels 16 
handelt; 
3. einfache Stimmenmehrheit, wenn es ſich um die Auslegung der Beſtimmungen dieſes Ab- { 
kommens handelt; doch gelten im Fall einer Streitigkeit die im Artikel 25 des Hauptvertragg 
vorgeſehenen Beſtimmungen. 
4. Die gültigen Beſchlüſſe werden in den beiden erſten Fällen durch eine diplomatiſche Erklärung, 
im dritten Falle durch eine Mitteilung im Verwaltungsweg in der im Hauptvertrag bezeichneten Form beſtätigt. 
5. Die angenommenen Anderungen oder Beſchlüſſe treten früheſtens drei Monate nach ihrer 


Bekanntmachung in Kraft. 
Artikel 19. 


Dauer des Abkommens; Ratifikation. 

1. Dies Abkommen ſoll am 1. Januar 1922 in Kraft treten. 

2. Es ſoll gleiche Dauer haben wie der Hauptvertrag; jedem Lande iſt jedoch das Recht vorbehalten, 
auf Grund einer von ſeiner Regierung der Regierung der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft ein Jahr vorher 
gemachten Mitteilung von dem Abkommen zurückzutreten. Während dieſes letzten Jahres bleibt das Abkommen 
voll und ganz in Kraft; die Abwicklung und Begleichung der Abrechnungen nach Ablauf des genannten 
Zeitraums wird dadurch nicht berührt. k 

3. Mit dem Tage des Inkrafttretens dieſes Abkommens werden alle früher zwiſchen den Regierungen # 
oder Verwaltungen der vertragſchließenden Teile vereinbarten Beſtimmungen aufgehoben 

4. Dies Abkommen ſoll ſobald als möglich ratifiziert werden. Die Ratifikationsurkunden ſollen 
in Madrid ausgewechſelt werden. 

Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten der obenbezeichneten Länder dies Abkommen unter⸗ 
zeichnet zu Madrid, am dreißigſten November eintauſendneunhundertundzwanzig. 


Pour l Allemagne: Pour la Chine: Pour |’ Algérie: 

Ronge Lion Fou-Teheng H. Treuillé 

Schenk Pour le Danemark : Has leisen 

Orth Ce, GR Ee | 
Pour l Autriche: mr Th. Penthéroudakis | 


Pour l’ Egypte: 


ergoe: N. T. Borton er Fs 15 Gerbe, 
Pour la Belgique: PL . de Fejer 
Pour l’ Ethiopie: y 
A G. Baron Szalay 
A. Pirard ` Weuldeu-Berhane e 
Tixhon Pour l Islande: i 


Pour la France: 


M. Lebon Hollnagel Jensen 


Hub. Krains 


Pour le Chili: Beim. SE Bann. Pour l' Italie et les colonies 
A. de la Cruz M. Lebon italiennes: 
Floreneio Marquez de la G. Blin E. Delmati 
Plata ; P. Bouillard T. €. Giannini 
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è 
Pour le Lsxembourg: Pour les colonies néerlandaises Pour le Territoire de la Sarre: 
G. Faber en Amérique: Douarche 
Wigman Pour le Royaume des Serbes, 


Pour le Maroc W. F. Gerdes Oosterbeek 


J. van der Werf 


Croates et Slovenes: 


$ Drag. Dimitriyevitch 
Gerard Japy 


1 Meer Pour la Pologne: S. P. Toutoundjitch 
G W. Dobrowolski Dr. Franya Pavlitch 
Pour le Maroc (Zone espagnole): Maciejewski Costa Zlatanoviteh 
M. Aguirre de Cärcer Dr. Marjan Blachier Pour la Suède: 
L. López-Ferrer Pour le Portugal: Julius Juhlin 
C. Garcia de Castro Henrique Mousinho de Thore Wenngvist \ 
Pour la Norvège : Albuquerque Pour la Suisse: 
Sn EC Pour les colonies portugaises ER 
Klaus Helsing de ] Afrique: S F. Boss 


Juvenal Elvas Floriado Santa Pour la Tchécoslovaquie : 


REN Ne Barbara Dr. Otokar Ruzicka 
A. W. Kymmell Pour les colonies portugaises de Väclav Kucera 


J. S. v. Gelder l Asie et de l Océanie: 


Pour la Tunisie: 
Pour les Indes néerlandaises : José Emilio dos Santos e Silva 


Gérard Japy 


Wigman Pour la Roumanie : A. Barbarat 
W. F. Gerdes Oosterbeek D. G. Marinesco Pour la Turquie : 
J. van der Werf Eug. Boukman Mehmed-Ali 
Schlußprotokoll. 


Im Begriff zur Unterzeichnung des Poſtauftragsabkommens zu ſchreiten, ſind die unterzeichneten 
Bevollmächtigten über folgendes übereingekommen: 
N f 
Die Beſtimmung im Artikel IT des Schlußprotokolls zum Hauptvertrage, nach der jedes Land 
berechtigt iſt, im Einvernehmen mit der ſchweizeriſchen Poſtverwaltung die Gegenwerte der Gebühren in 
ſeiner inneren Währung feſtzuſetzen, gilt auch für die im Artikel 7 dieſes Abkommens vorgeſehenen Gebühren. 
Die Gegenwerte müſſen genau den durch die Vollzugsordnung zum Hauptvertrage feſtgeſetzten entſprechen. 
II. 
Jedes Land darf indes, die im Abkommen vorgeſehenen Gebühren und Abgaben vor dem 1. Januar 
1922 in Kraft ſetzen, muß hiervon aber dem Internationalen Büro mindeſtens einen Monat vorher / 


nötigenfalls telegraphiſch, Mitteilung machen. 


Zu Urkund deſſen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten dies Schlußprotokoll aufgenommen, 


das dieſelbe Kraft und dieſelbe Gültigkeit haben ſoll, als wenn ſeine Beſtimmungen in dem Abkommen 


ſelbſt ſtänden, und haben es in einem Stück unterzeichnet, das im Archiv der ſpaniſchen Regierung nieder⸗ 
gelegt und wovon jedem Teil eine Abſchrift zugeſtellt werden wird. 
Geſchehen zu Madrid, am dreißigſten November eintauſendneunhundertundzwanzig. 


(Unterſchriften wie oben.) 
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s 
Poſtzeitungsabkommen 
abgeſchloſſen zwiſchen 

Deutſchland, der Argentiniſchen Republit, Sſterreich, Belgien, Bulgarien, Chile, der Republil 
Kolumbien, Dänemark, Agypten, Finland, Frankreich, Algerien, Griechenland, der Republik Honduras, 
Ungarn, Italien und den italieniſchen Kolonien, Luxemburg, Marokko (mit Ausſchluß der 
ſpaniſchen Zone), Marokko (ſpaniſche Zone), Norwegen, den Niederlanden, Polen, Portugal, den 
portugieſiſchen Kolonien in Afrika, den portugieſiſchen Kolonien in Alien und Ozeanien, Rumänien, 
der Republit San Marino, dem Saargebiet, dem Königreich der Serben, Kroaten und Slovenen, 

Schweden, der Schweiz, der Tſchechoflowalei, Tunis, der Türkei und Uruguay. 


Die Unterzeichneten, Bevollmächtigte der Regierungen der vorſtehend aufgeführten Länder, haben 
auf Grund des Artikels 21 des Hauptvertrags im Einvernehmen miteinander und unter Vorbehalt der 
Ratifikation folgendes Abkommen abgeſchloſſen: 

Artikel 1. 
Einleitende Beſtimmungen. 

Der Bezug von Zeitungen und Zeitſchriften durch die Poſt zwiſchen denjenigen vertragſchließenden 
Ländern, deren Poſtverwaltungen ſich über die Einführung dieſes Dienſtes in ihrem gegenſeitigen Verkehr 
verſtändigen, unterliegt den Beſtimmungen dieſes Abkommens. 

Artikel 2. 
Annahme der Beſtellungen. 

Die Poſtanſtalten jedes Landes nehmen Beſtellungen des Publikums auf die in den vertrag⸗ 
ſchließenden Ländern erſcheinenden Zeitungen und Zeitſchriften an, ſoweit die Verleger ſich mit der Ver⸗ 
mittlung durch die Poſt für den Auslandsvertrieb ihrer Zeitungen einverſtanden erklärt haben. Der Dienſt 
erſtreckt ſich auch auf die in allen anderen Ländern erſcheinenden Zeitungen und Zeitſchriften, die einzelne 
Verwaltungen zu liefern in der Lage find. 

Das Poſtzeitungsabkommen berührt in keiner Weiſe die Vorſchriften des Artikels 18 8 4 des 


Hauptvertrags. 
Artikel 3. 


Bezugspreiſe und Bezugszeiten. 

1. Derß Bezugspreis ift bei der Beſtellung für die ganze Bezugszeit zu entrichten. 

2. Preisänderungen müſſen der Zentralverwaltung des Abſatzlandes oder einer hierfür beſonders 
beſtimmten Dienſtſtelle ſpäteſtens einen Monat vor Beginn der Bezugszeit, für die fie gelten follen, befannt- 
gegeben ſein. Sie gelten für die Beſtellungen, die für diefe Bezugszeit gemacht werden, finden aber keine 
Anwendung auf die beim Eingang der Bekanntgabe der neuen Preiſe bereits laufenden Bezüge. 

3. Der Bezug kann nur für die in den amtlichen Verzeichniſſen angegebenen Zeiträume verlangt werden. 

Artikel 4. 
È Verantwortlichkeit. 

Die Poſtverwaltungen übernehmen bei der Vermittlung des Zeitungsbezugs keine Verantwortlichkeit 
in betreff der den Herausgebern zufallenden Obliegenheiten und Verbindlichkeiten. 

Sie ſind zu keiner Erſtattung verpflichtet, wenn eine Zeitung oder Zeitſchrift im Laufe der Bezugs⸗ 
zeit zu erſcheinen aufhört oder ihre Herausgabe unterbrochen wird. 

d Artifel 5. 
Auswechſlungs⸗Poſtanſtalten. 

Der Bezug ausländiſcher Zeitungen wird durch Auswechſlungs⸗Poſtanſtalten, die von jeder Ver⸗ 

waltung zu bezeichnen ſind, vermittelt. 
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Artikel 6. 

Lieferpreiſe. 
1. Jede Verwaltung ſetzt die Preiſe feft, zu denen fie den anderen Verwaltungen die Zeitungen 
und Zeitſchriften des eigenen und eintretendenfalls jedes anderen Landes liefert. 
Jedoch dürfen diefe Preiſe in keinem Falle höher fein als die, welche die Bezieher im Inland zu zahlen 
haben; beim Verkehr zwiſchen nichtangrenzenden Ländern treten die den Durchgangsverwaltungen zu zahlenden 
Durchgangskoſten (Artikel 4 des Hauptvertrags) hinzu. $ 
2. Die Durchgangskoſten werden im voraus auf Grund der Häufigkeit des Erſcheinens und des 
Durchſchnittsgewichts der Zeitungen überſchläglich berechnet. 
3. Preisverzeichniſſe, Anzeigen. Anpreiſungen uſw., die mit den Zeitungen verſandt werden, aber 
keinen eigentlichen Beſtandteil dieſer Zeitungen bilden, unterliegen der Gebühr für Druckſachen; dieſe Gebühr 
iſt durch Freimarken oder durch Freiſtempel auf dem Streifband oder der Umhüllung oder auf der Druckſache 
ſelbſt zu verrechnen. 


Artikel 7. 
Bezugspreiſe. i 
1. Die Poſtverwaltung des Abſatzlandes fegt den Preis, den der Beſteller zu zahlen hat, feſt, indem 
fie dem nach dem vorſtehenden Artikel 6 berechneten Lieferpreis die ihr gut ſcheinende Vergütung, Vermittlungs⸗ 
oder Beſtellgebühr hinzurechnet; doch dürfen dieſe Aufſchläge die Sätze nicht überſchreiten, die für den 
Zeitungsbezug im Innern des Abſatzlandes erhoben werden. Zutreffendenfalls tritt noch die durch die 
Geſetzgebung dieſes Landes feſtgeſetzte Stempelgebühr hinzu. | 
2. Der Lieferpreis ift erforderlichenfalls von der Verwaltung des Abſatzlandes in ihre Währung 
umzurechnen. Nehmen die Verwaltungen am Poſtanweiſungsabkommen⸗ teil, fo wird nach dem für Poſt⸗ 
anweiſungen geltenden Verhältnis umgerechnet, falls die Verwaltungen nicht ein mittleres Umrechnungs⸗ 
verhältnis verabreden. ; \ 
Wrttiel a 
Befreiung von der Abrechnung über Vergütungen und Gebühren. 
Über die auf Grund der vorſtehenden Artikel 6 und 7 feſtgeſetzten Vergütungen und Gebühren 
wird zwiſchen den beteiligten Verwaltungen nicht abgerechnet. À 
Artikel 9. 
Unregelmäßigkeiten. 
Die Poſtverwaltungen haben jeder begründeten Beſchwerde über Verzögerungen oder Unregelmäßig⸗ 
keiten irgendwelcher Art im Zeitungsbezug ohne Koſten für die Bezieher Folge zu geben. 
x Artikel 10. 
Vierteljährliche Rechnungen. ? i 
J. Die Rechnungen über gelieferte und beftellte Zeitungen werden vierteljährlich aufgeſtellt. Nach 
gegenſeitiger Prüfung und Feſtſtellung werden dieſe Rechnungen in; der geſetzlichen Währung des Landes, für 
das ſich ein Guthaben ergibt, beglichen. 
1 2. Zu dieſem Zwecke wird, wenn feine andere Verabredung zwiſchen den beteiligten Verwaltungen 
beſteht, der Unterſchied ſobald als möglich durch Poſtanweiſung beglichen. 
à Falls keine abweichende Vereinbarung getroffen iſt, wird gemäß Artikel 6 des Poſtanweiſungs⸗ 
abkommens die geringere Forderung in die Währung umgewandelt, auf welche die größere Forderung lautet. 
3. Die zu dieſem Zweck ausgeſtellten Poſtanweiſungen unterliegen keiner Gebühr und können über 
den durch jedes Abkommen feſtgeſetzten Meiſtbetrag hinausgehen. 
4. Rückſtändige Zahlungen find mit jährlich 7 v. H. zugunſten der fordernden Verwaltung zu 


verzinſen. 
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Artikel 11. 
Eugere Vereine. 

Die Feſtſetzungen dieſes Abkommens beſchränken nicht die Befugnis der vertragſchließenden Teile, 
zur Verbeſſerung, Erleichterung oder Vereinfachung des Bezugs ausländiſcher Zeitungen beſondere Abkommen 
untereinander beſtehen zu laſſen oder abzuſchließen. i 

Artikel 12. 
Beitritt zum Abkommen. 

Den Vereinsländern, die an dieſem Abkommen nicht teilgenommen haben, iſt der Beitritt auf ihren 
Antrag und in der Form geſtattet, die durch Artikel 26 des Hauptvertrags für den Eintritt in den Welt- 
poſtverein vorgeſchrieben iſt. 

Artikel 13. 
Form und Friſten der Rechnungen; Vollzugsordnung. 

Die Poſtverwaltungen der vertragſchließenden Länder ſtellen die Form der Rechnungen, die im vor⸗ 
ſtehenden Artikel 10 erwähnt ſind, feſt, beſtimmen die Zeiten, zu denen ſie aufgeſtellt werden ſollen, und 
regeln alle weiteren Dienſtvorſchriften, die erforderlich ſind, um die Ausführung dieſes Abkommens zu ſichern. 


Artikel 14. 
Anwendung der Beſtimmungen des inneren Vetehrs. 
Jede Verwaltung ſoll befugt ſein, in Ermanglung ausdrücklicher Beſtimmungen dieſes Abkommens 
die entſprechenden Beſtimmungen ihres inneren Dienſtes anzuwendeu. 


Artikel 15. 
Vorſchläge in der Zeit zwiſchen den Verſammlungen. 

L In der Zeit zwiſchen den Verſammlungen, die im Hauptvertrag vorgeſehen ſind, iſt jede Poſt⸗ 
verwaltung eines vertragſchließenden Landes berechtigt, den anderen beteiligten Verwaltungen durch Ver- 
mittlung des Internationalen Büros Vorſchläge in betreff des Zeitungsbezugs zu unterbreiten. 

Jeder Vorſchlag muß, um zur Beratung geſtellt zu werden, von mindeſtens zwei Verwaltungen 
unterſtützt ſein, diejenige nicht eingerechnet, von welcher der Vorſchlag herrührt. Geht dem Internationalen 
Büro nicht zu gleicher Zeit mit dem Vorſchlag die erforderliche Zahl von Unterſtützungserklärungen zu, fo 
bleibt der Vorſchlag ohne Folge. 

2. Jeder Vorſchlag unterliegt dem durch § 2 des Artikels 28 des Hauptvertrags vorgeſchriebenen 
Verfahren. 

3. Die Vorſchläge müſſen, um vollſtreckbar zu werden, erhalten: 

1.“ Einſtimmigkeit, wenn es ſich um die Aufnahme neuer Beſtimmungen oder um die Anderung 
der Beſtimmungen dieſes Artikels und der Artikel 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11, 12, 14, 
16 und 17 dieſes Abkommens handelt; 

2. zwei Drittel der Stimmen, wenn es ſich um die Anderung des Artikels 13 handelt; 

3. einfache Stimmenmehrheit, wenn es ſich um die Auslegung der Beſtimmungen dieſes Abkommens 
handelt; doch gelten im Fall einer Streitigkeit die im Artikel 25 des Hauptvertrags vor- 
geſehenen Beſtimmungen. 

4. Die gültigen Beſchlüſſe werden in den beiden erſten Fällen durch eine diplomatiſche Erklärung, 
im dritten Falle durch eine Mitteilung im Verwaltungsweg in der im Artikel 28 des Hauptvertrags bezeichneten 
Form beſtätigt. 

5. Die angenommenen Anderungen oder Beſchlüſſe treten früheſtens drei Monate nach ihrer Bekannt- 
machung in Kraft. 


| 
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Artikel 16. 
Daner des Abkommens. 
1. Dies Abkommen fol am 1. Januar 1922 in Kraft treten. 
f 2. Es ſoll die gleiche Dauer haben wie der Hauptvertrag; jedem Lande iſt jedoch das Recht vor- 
behalten, auf Grund einer von ſeiner Regierung bei der Regierung der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft ein 
Jahr vorher gemachten Mitteilung von dem Abkommen zurückzutreten. 

) 3. In einem ſolchen Falle ſollen die laufenden Zeitungsbeſtellungen bis zum Ende der Bezugszeit 
nach den Beſtimmungen dieſes Abkommens beſorgt werden. 

d Artikel 17. 

Aufhebung früherer Beſtimmungen; Ratifikation. 

l. Mit dem Tage des Inkrafttretens dieſes Abkommens werden alle früher zwiſchen den Regierungen 
oder Verwaltungen der vertragſchließenden Teile vereinbarten Beſtimmungen über den Zeitungsbezug auf- 


gehoben. f 

g 2. Dies Abkommen ſoll ſobald als möglich ratifiziert werden. Die Ratifikationsurkunden ſollen in 
Madrid ausgewechſelt werden. Jedoch wird jedes Land ermächtigt, das Abkommen vor dem 1. Januar 1922 
in Kraft zu ſetzen, muß hiervon aber dem Internationalen Büro mindeſtens einen Monat vorher, nötigenfalls 
telegraphiſch, Mitteilung machen. 

l 3. Zu Urkund deffen haben die Bevollmächtigten der obenbezeichneten Länder dies Abkommen 
unterzeichnet zu Madrid, am dreißigſten November eintauſendneunhundertundzwanzig. 


Pour I’ Allemagne: x Pour le Danemark : Pour la Hongrie : 


Ronge Hollnagel Jensen 0. de Fejér 
Schenk Holmblad G. Baron Szalay 
Orth ’m à } f 
: Pour l Egypte: Pour l’ Italie et les colonies 
our la Republige Argentine: N. T. Borton 


. italiennes: 
A. Barrera Nicholson d e E 
Pour la Finlande: F. Delmati 


Pour l Autriche: G. E. F. Albrecht S. Ortisi 


Eberan 
Pour la France: 


Pour le Luxembourg: 
M. Lebon 


Pour la Belgique: 


A. Pirard G: Faber 
Tixhon | Pour M. Georges Bonnet: + Pour 18 Maroc (à N erclnsien de 
Hub. Krains M. Lebon la Zone espagnole): 
Pour la Bulgarie: A | 6. Bist Gerard Japy 
N. Startcheff P. Bouillard J. Walter 
N. Boschnakoff Barrail 
Pour le Chili: | Pour l Algérie: Pour le Maroc (Zone 5 
1 de D Crus H. Treuilie M. Aguirre de Cärcer 
icio M De le la Plata 5 SA L. Löpez-Ferrer 
deed 5 EN ae our la’ Grèce | C. Garcia de Castro 
Gus. Cousino P. Scassi 
our Ja République de Colombie: Th. Penthéroudakis 


Pour la Norvège: 
W. Mac Lellan Pour la République du Honduras : Sommerschild 
Gabriel Roldan Ricardo Beltrán y Rézpide Klaus Helsing 
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Pour les Pays-Bas: Pour les colonies portugaises de Pour la Suède: 
A. W.=Kymmell l Asie et de F Océanie: Julius Juhlin 
J. S. v. Gelder José Emilio dos Santos e Silva Thore Wennqvist 
Pour la Suisse: 
Pour la Pologne: Pour la Roumanie: Mengotti 
W. Dobrowolski D. G. Marinesco F. Boss 
Maciejewski i Eug. Boukman Pour la Tchécoslovaquie : 
Dr. Marjan Blachier Dr. tor Nase 
Pour le Territoire de la Sarre: 5 0 
Pour le Portugal: Donarehs Väclav upra 
Henrique Mousinho | P our la Tunisie: 
de Albuquerque Pour le Royaume des Serbes, Gerard Japy 
Croates et Slovènes: A. Barbarat 
Pour les colonies portugaises Drag. Dimitriyevitch ) Pour la Turquie: 
de l Afrique: S. P. Toutoundjitch Mehmed-Ali 
Juvenal Elvas Floriado Santa Dr. Franya Pavlitch Pour l’ Uruguay: 
Barbara Costa Zlatanoviteh Adolfo Agorio 


Poſtüberweiſungs abkommen 
abgeſchloſſen zwiſchen f 
Deutſchland, Sſterreich, Belgien, Dänemark, Athiopien, Frankreich, Algerien, Griechenland, Ungarn, 
Italien und den italieniſchen Kolonien, Japan, Korea, der Geſamtheit der übrigen Nebengebiet 
Japans, Luxemburg, Marotto (mit Ausſchluß der ſpauniſchen Zone), den Niederlanden, Portugal, 
den portugieſiſchen Kolonien in Afrika, den portugieſiſchen Kolonien in Aſien und Ozeanien, 
Rumänien, dem Saargebiet, dem Königreich der Serben, Kroaten und Slovenen, Schweden, der 
Schweiz, der Tſchechoſlowakei und Tunis. 


Die Unterzeichneten, Bevollmächtigte der Regierungen der vorſtehend aufgeführten Länder, haben 


auf Grund des Artikels 21 des Hauptvertrags im Einvernehmen miteinander und unter Vorbehalt dern 


Ratifikation folgendes Abkommen abgeſchloſſen: 


; j Erſter Teil 
Beziehungen zwiſchen den Poſtſcheckkunden und den Verwaltungen. 
Artikel 1. 


Verpflichtung der Verwaltungen zur Ausführung der überweiſungen. 

1. Jeder Poſtſcheckkunde in einem der Länder, die an dieſem Abkommen teilnehmen, kann Beträge 
von ſeinem Konto auf ein Poſtſcheckkonto in einem anderen dieſer Länder überweiſen. 

2. Jede Verwaltung kann einen Höchſtbetrag feſtſetzen, bis zu dem ein Poſtſcheckkunde an ei 
Tage oder in einem beſtimmten Zeitraum Überweisungen in Auftrag geben kann. 

3. Jede Verwaltung kann die Beſtimmungen anwenden, die durch die Geſetzgebung ihres Landes 
insbeſondere gegen die Ausfuhr von Kapitalien, getroffen find} 

4. Die Verwaltungen der vertragſchließenden Länder können den Überweiſungsdienſt ganz oder teil, 
weiſe einſtellen, wenn außergewöhnliche Umftände dieſe Maßnahme rechtfertigen. 


inem dr 
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Artikel 2. 
Umrechnungskurs. 
1 Jede Verwaltung fegt ſelbſt den Umrechnungskurs feft, nach dem die Überweiſungen der Poſtſcheck— 
| A kunden aus der Währung ihres Landes in die Währung des Beſtimmungslandes umzurechnen DS 


Artikel 3. 
Gebühren. 


1. Die Gebühr für eine Überweiſung darf 1 vom Tauſend des überwieſenen Betrags nicht über⸗ 
ſteigen. Jede Verwaltung kann etwaige Teilbeträge nach den Erforderniſſen ihrer Währung abrunden und 


ferner eine Mindeſtgebühr feſtſetzen, die 20 Goldeentimen oder deren Gegenwert nicht überſteigen darf. 
Dieſen Gegenwert haben die vertragſchließenden Länder ſo genau wie möglich ihrer Währung anzupaſſen. 

2. Für die Gutſchrift einer Überweiſung auf ein Poſtſcheckkonto darf keine höhere Gebühr berechnet 
werden als für eine gleiche Buchung im Inland feſtgeſetzt iſt. 


Artikel 4. 
Guti chriftzettel. 


1. Der Poſtſcheckkunde muß jedem Überweiſungsauftrag einen Gutſchriftzetet beifügen. Er kann 
8 die Rückſeite dieſes Zettels zu Mitteilungen an den Empfänger benutzen. 


; 2. Für die befonderen Mitteilungen auf der Rückſeite des Gutſchriftzettels können die Verwaltungen 
von dem Inhaber des belaſteten Kontos eine Gebühr erheben, ſofern dafür in ihrem inneren Verkehr eine 
ſolche vorgeſehen iſt. ; 
Die Gebühr verbleibt der Verwaltung, die ſie erhebt. 
i 3. Für die Zuſtellung der Gutjchriftzeitel an den Empfänger wird in keinem Falle eine Gebühr 
erhoben. | 
ö Artikel 5. 
Zurückziehung von überweiſungsaufträgen. è 
1. Überweiſungen können von dem Inhaber des belaſteten Kontos zurückgezogen werden, ſolange 
fie dem Konto des Empfängers nicht gutgeſchrieben find. 
2. Der Poſtſcheckkunde hat den Antrag auf Zurückziehung an die Verwaltung zu richten, der er 
den Überweiſungsauftrag erteilt hat. 
3. Das Verfahren für die Stellung eines ſolchen Antrags wird von jeder Verwaltung nach den 
Beſtimmungen ihres inneren Verkehrs feſtgeſetzt. 
Artikel 6. 
Verzeichniſſe der Poſtſchecktunden. 
| Die Poſtſcheckkunden können durch die Verwaltung, die ihr Konto führt, die von den anderen Ver- 
waltungen veröffentlichten Verzeichniſſe der Poſtſcheckkunden zu den von e für ihren inneren Bereich 
ſeſtgeſetzten Preiſen beziehen. 
Artikel 7. 
Gewährleiſtung. 
Die Verwaltungen find verantwortlich für Fehler, die bei der Gutſchrift von Gett 
af KE in ihrem Dienftbereich gemacht worden find, ſowie für unrichtige Angaben in den 
berweiſungsliſten, die ſie den anderen Verwaltungen überſenden. Eine Erſatzverbindlichkeit beſteht jedoch 
nur bis zur Höhe des Betrags der Überweiſung. 
2. Die Verwaltungen haften nicht für Verzögerungen in der Übermittlung oder Ausführung der 
Übenpeifunggaufträge. 


3. Der Inhaber des belaſteten Kontos muß ſeinen Anſpruch an die Verwaltung richten, der er 
den Überweiſungsauftrag erteilt hat, er kann jedoch den Empfänger ermächtigen, ſich an die Verwaltung zu 
wenden, die deſſen Konto führt. Die Zahlung der Entſchädigung liegt der Verwaltung ob, bei welcher der 
als begründet anerkannte Anſpruch ordnungmäßig geſtellt worden ift, ſelbſt wenn ſie kein Verſchulden trifft. 
Die Zahlung muß ſobald als möglich erfolgen. à 

4. Anſprüche find nur zuläffig, wenn ſie innerhalb eines Jahres, vom Tage nach Erteilung des 
Überweiſungsauftrags an gerechnet, geſtellt werden. 


Zweiter Teil. 
Beziehungen zwiſchen den Verwaltungen. 
Artikel 8. 
Vorübergehende Einſtellung des Dienſtes. 

Die Verwaltung, die von der im § 4 des Artikels 1 vorgeſehenen Befugnis zur Einſtellung des 
Dienſtes Gebrauch macht, muß davon der oder den beteiligten Verwaltungen unverzüglich, nötigenfalls 
telegraphiſch, Mitteilung machen. 
d Artikel g: 
Gebührenbezug; Gebührenfreiheit. 

1. Die Überweiſungsgebühren verbleiben der Verwaltung, die die belaſteten Konten führt. 

2. Die auf den Dienſt bezüglichen amtlichen Überweiſungen zwiſchen den am Überweiſungsverkehr 
teilnehmenden Verwaltungen oder zwiſchen den ihnen unterſtellten Anſtalten ſind von jeder Gebühr befreit. 


Artikel 10. 
Austauſch der überweiſungen. 

1. Die am Überweiſungsdienſt teilnehmenden Verwaltungen teilen ſich gegenſeitig die Namen der 
Anſtalten mit, die ſie mit dem Austauſch der Überweiſungsliſten beauftragt haben. 

2. Sie teilen ſich die Überweiſungen werktäglich einmal durch Liſten mit, denen die für die 
Empfänger beſtimmten Gutſchriftzettel beigefügt werden. N ; 

3. Wenn zwiſchen den beteiligten Verwaltungen nichts anderes vereinbart iſt, wird der Betrag der 
Überweiſungen in den Liſten und auf den Gutſchriftzetteln in der Währung des Landes angegeben, in dem 
die Gutſchrift erfolgt. 

Artikel 11. 

Abrechnung. 

1. Die Verwaltungen der vertragſchließenden Länder ſtellen für jeden Werktag und für jede teil- 
nehmende Verwaltung eine Abrechnung auf, in der die Schlußſummen der empfangenen und abgeſandten 
Überweiſungsliſten angegeben werden. 

2. Die Beträge der ſo aufgeſtellten Abrechnungen werden, vorbehaltlich der im nachſtehenden § 4 
getroffenen Beſtimmungen, grundſätzlich gegeneinander aufgerechnet. à 

3. Zu dieſem Zwecke wird, wenn keine anderen Abmachungen beſtehen, die geringere Forderung in 
die Währung umgerechnet, auf welche die größere Forderung lautet. Als Umrechnungskurs gilt das 
arithmetiſche Mittel der Börſenkurſe, die amtlich an den Börjen oder durch die von jedem beteiligten Lande 
beſonders beſtimmten Banken feſtgeſetzt ſind. Die Beträge werden täglich gegeneinander aufgerechnet, doch 
können die Verwaltungen vereinbaren, daß in einer Abrechnung das Endergebnis mehrerer Tage zufammen- 
gefaßt wird. 

4. Eine Verwaltung, die aus irgendeinem Grunde die gegenſeitige Aufrechnung nicht anwenden will, 
kann erklären, daß ſie den Geſamtbetrag ihrer Schuld zahlen wird. 
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5. Die Friſt, nach deren Ablauf die Reſtſchuld zu verzinſen ift, ſowie die Höhe des Zinsfußes 
werden von den Verwaltungen der vertragſchließenden Länder vereinbart. Der Zinsfuß darf jährlich 5 v. H. 
nicht überſteigen. 


Artikel 12. 

Begleichung der Schuldbetrüge. 
1. Jede Verwaltung kann bei der Verwaltung eines anderen vertragſchließenden Landes ein Gut⸗ 
haben in der Währung dieſes Landes unterhalten, das zum Ausgleich der Forderung aus dem Poft- 
überweiſungsdienſt oder ſonſtiger Forderungen der anderen Verwaltung dient. Wenn das Guthaben nicht 
ausreicht, um die erteilten Aufträge auszuführen, werden die Überweiſungen gleichwohl den Konten der 
Empfänger gutgeſchrieben. Í 
2. Die Gläubigerverwaltung kann jederzeit die Bezahlung der ihr zuſtehenden Beträge verlangen. 
In einem ſolchen Falle ſetzt ſie unter Berückſichtigung der Entfernungen den Zeitpunkt feſt, bis zu dem die 
Zahlung erfolgen muß. Zahlt die Schuldnerverwaltung nicht innerhalb der geſetzten Friſt, ſo wird der im 
S5 des vorhergehenden Artikels 11 vorgeſehene Zinsfuß um jährlich 2 v. H. erhöht, gerechnet vom ſechſten 
Tage an, der auf den Ablauf der oben erwähnten Friſt folgt. 
3. Über das von einer Verwaltung gemäß den Beſtimmungen des § 1 gebildete Guthaben darf in 
keinem Falle ohne Zuſtimmung dieſer Verwaltung verfügt werden. 


Artikel 18. 
Austauſch der Verzeichniſſe der Poſtſcheckkunden. 
: Die Verwaltungen der vertragſchließenden Länder liefern fich gegenſeitig koſtenfrei die zum Dienft- 
gebrauch erforderlichen Verzeichniſſe der Poſtſcheckkunden. 


Artikel 14. 
Rückgriffsrecht. 
1. Die Verwaltung, der nach Artikel 7 die Zahlung der Entſchädigung obliegt, hat gegebenenfalls 
das Recht des Rückgriffs gegen die verantwortliche Verwaltung, d. h. gegen die Verwaltung, in deren Dienſt⸗ 
bereich der Fehler gemacht worden iſt. 
2. Liegt ein Verſchulden beider Verwaltungen vor, jo tragen beide zu gleichen Teilen zur Erſatz⸗ 
leiſtung bei. > | 
E 3. Die Verwaltung, bei der ein Erſatzantrag gemäß Artikel 7 geſtellt worden ift, kann den Antrag- 
ſteller für Rechnung der Verwaltung entſchädigen, deren Verantwortlichkeit nachgewieſen iſt. Wenn eine 
Verwaltung eine Zahlungsaufforderung ſechs Monate lang unbeantwortet läßt, wird angenommen, daß ſie ihre 
BVerantwortlichkeit ſtillſchweigend anerkannt hat. 
= 4. Die verantwortliche Verwaltung hat der Verwaltung, die Erſatz geleiſtet hat, den Betrag ſpäteſtens 
binnen zwei Monaten nach erfolgter Benachrichtigung zu erſtatten. Wird innerhalb dieſer Friſt nicht gezahlt, 
hat die Schuldnerverwaltung vom Ablauf der genannten Friſt an Verzugszinſen in Höhe von jährlich 


| E v. H. zu entrichten. 
"e Dritter Teil, 
A Artikel 15. 
Vollzugsordnung und verſchiedene Beſtimmungen. 
i 1. Die Verwaltungen der vertragſchließenden Länder ſetzen die Form und Verſendungsweiſe der 
Liſten und Gutſchriftzettel, die Form der im Artikel 11 bezeichneten Abrechnungen ſowie alle weiteren Dienſt— 
Veorſchrifteu feft, die erforderlich find, um die Ausführung dieſes Abkommens zu ſichern. 
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2. Die Beſtimmungen der Artikel 21, 23, 25, 26 und 30 des Hauptvertrags über die innere 
Geſetzgebung, über engere Vereine, über die durch Schiedsgericht zu regelnden Streitigkeiten, über den Beitritt 
zum Abkommen ſowie über das Inkrafttreten und die Dauer gelten auch für dieſes Abkommen. 

3. In der Zeit zwiſchen den Verſammlungen gemachte Vorſchläge werden nach den Beſtimmungen 
im Artikel 28 SS 1 und 2 des Hauptvertrags behandelt. 

Dieſe Vorſchläge müſſen, um vollſtreckbar zu werden, erhalten: 

1. zwei Drittel der Stimmen, wenn es ſich um die Aufnahme neuer Beſtimmungen oder um 
die Anderung von Beſtimmungen dieſes Abkommens handelt, 

2. einfache Stimmenmehrheit, wenn es ſich um die Auslegung der Beſtimmungen dieſes Abkommens 
handelt; doch gelten im Falle einer Streitigkeit die im Artikel 25 des Hauptvertrags vor— 
geſehenen Beſtimmungen. 

4. Die gültigen Beſchlüſſe werden im erſten Falle durch eine diplomatiſche Erklärung beſtätigt, welche 
die Regierung der Schweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft auszufertigen und allen Regierungen der vertragſchließenden 
Länder zu jüberſenden hat, im zweiten Falle durch eine einfache Mitteilung des Internationalen Büros an alle 
Vereinsverwaltungen. 

5. Die angenommenen neuen Vorſchriften oder Anderungen treten früheſtens drei Monate nach ihrer 
Bekanntgabe in Kraft. 


Geſchehen zu Madrid am dreißigſten November eintauſendneunhundertundzwanzig. 


Pour l'Allemagne: $ Pour l Algérie: Pour l’ensemble des autres 
Ronge H. Treuillé dépendances japonaises: 
Schenk A S. Nakanishi 
Orth SC r Sa Arajiro Miura 

+ DCASSI y CS 
Pour l'Autriche: Th. Pentheroudakis 55 ze 
‚ Eberan Pour le Luxembourg: 
Pour la Belgique: Ate: Re G. Faber 
A. Pirard 0. de Fejér 
Tixhon G. Baron Szalay j Pour le Maroc 
v (äl’exclusion de la Zone espagnole): 
Pr Ars Pour l Italie et les colonies Gérard Japy 
Pour le Danemark : a italiennes: J. Walter 
llnagel Jensen E. Delmati , 
= më Ka F. C. Giannini Pour les Pays-Bas: 
SW S. Ortisi A. W. Kymmell 

Pour l'Ethiopie: 4 J. S. v. Gelder 

Weuldeu-Berhane Pour le Japon: 

Pont Ia Hranes: eet, S. Nakanishi RUES Pour le Portugal: 

M. Lebon ` Arajiro Miura Henrique Mousinho de 
i . Hiratsuka Albuquerque 
Pour M. Georges Bonnet: : à 
M. Lebon Pour le Chosen: Pour les colonies portugaises 
G. Blin S. Nakanishi de l Afrique: 
P. Bouillard Arajiro Miura Juvenal Elvas Floriado Santa 


Barrail Y. Hiratsuka Barbara 
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Pour les colonies portugaises Pour le Royaume des Serbes, Pour la Suisse: 
de l' Asie et de l'Océanie: Croates et Slovenes: ` Mengotti 
José Emilio dos Santos e Silva Drag. Dimitriyeviteh F. Boss 
S. P. Toutoundjitch Pour la Tchécoslovaquie: 
Pour la Roumanie: Dr. Franya Pavlitch Dr. Otokar Ruzicka 
D. 6. Marinesco Costa Zlatanovitch Václav Kucera 
Eug. Boukman 
Pour la Suède: Pour la Tunisie: 
Pour le Territoire de la Sarre: Julius Juhlin Gérard Japy 
Douarche > Thore Wenngvist A. Barbarat 
Schlußprotokoll. 


Im Begriff, zur Unterzeichnung des Poſtüberweiſungsabkommens zu ſchreiten, ſind die unterzeichneten 

Bevollmächtigten über folgendes übereingekommen: dir 
Einziger Artikel. : 

1. Die Beſtimmung im Artikel II des Schlußprotokolls zum Hauptvertrag über die Befugnis jedes 
Landes, die Gegenwerte nach feinem Ermeſſen ſeſtzuſetzen, gilt auch für die im Artikel 3 dieſes Abkommens 
vorgeſehene Gebühr von 20 Centimen. 

2. Abweichend von den Beſtimmungen des Artikels 15 $ 2, betreffend den Zeitpunkt des Inkraft⸗ 
tretens des Abkommens, wird jedes vertragſchließende Land den anderen teilnehmenden Ländern den Tag 
mitteilen, an dem es den Dienſt aufnehmen wird. 

Zu Urkund deſſen haben die unterzeichneten Bevollmächtigten dies Schlußprotokoll aufgenommen, 
das dieſelbe Kraft und dieſelbe Gültigkeit haben ſoll, als wenn ſeine Beſtimmungen in dem Abkommen 
ſelbſt ftänden, und haben es in einem Stück unterzeichnet, das im Archiv der ſpaniſchen Regierung nieder- 
gelegt und wovon jedem Teil eine Abſchrift zugeſtellt werden wird. | 

Geſchehen zu Madrid, am dreißigiten November eintauſendneunhundertundzwanzig. 


(Unterſchriften wie oben). 


Danzig, den 5, April 1924. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Runge. Dr. Frank. 


. nl n\ lim ha Matshhlakt r. Di ie Stadt Danzia 1.00 G. h) für den Staatsanzeiger 
i Bezugsgebühren monatlich a) für das Geſetzblatt für die Freie Stadt Danzig 1,00 G, b) für den Staatsanzeiger G. 
für die Freie Stadt Danzig Teil I 0,75 G, c) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil II 1.00 Gags⸗ 
Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu GN Für Beamte (ſiehe Staatsanz. f. 1922, Nr. 87) Bezugs⸗ 
preis zu a) 0,60 G, zu b) 0,40 G. Für Beamte gilt au vierteljährliche Bezugszeit. N 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. we 
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dass? 
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